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General­
probe 15. Juni 
von Rainer Butenschön 

D ie Wende für Bann wurde in Nie 
dersachsen geprobt. Vor zehn 
Jahren, als die sozialliberale 

Mehrheit aus SPD und FDP im Landtag 
von Hannover plötzlich in geheimer Ab­
stimmung kippte. Die Wende gegen 
Bann wird - so hoffen viele - ebenfalls 
in Niedersachsen eingeleitet. Die Chan­
cen stehen gut, daß die Landtagswahl 
am 15. Juni zum Einstieg in den Aus­
stieg aus reaktionärer Politik in Hanno­
ver und auch im Bund wird. 
Der schwarzen Generalprobe in Nieder­
sachsen war zwar die Aufführung in 
Bann nicht sofort gefolgt. Aber der 
überraschende Coup vom 19. Januar 
1976, als Ernst Albrecht dank dreier 
parlamentarischer Dunkelmänner und 
unter bis heute nicht aufgeklärten Um­
ständen zum ersten christdemokrati­
schen Ministerpräsidenten Niedersach­
sens gewählt wurde, hat sich für die Pla­
ner der Wende ausgezahlt. Wohl blbk­
kierte sich die Union dann mit ihrem 
Schreckgespenst Franz Josef Strauß 
1980 noch einmal selbst. Aber das war 
nur vorübergehend. Und wertvolle Vor­
arbeit für den Erfolg im deutschen Win­
ter 1983 hatte gerade Albrecht geleistet. 
Mit ihm als Landesfürst konnte die Uni­
-on den Bundesrat als wirkungsvollen 
Hebel einsetzen und auf dem Wege des 
Kompromisses sozialliberale Politik 
unattraktiv schwärzen. Wichtiger noch 
war, daß es Albrecht gelang, die FDP zu 
knacken. Eine wichtige Funktion spiel­
ten dabei " liberale Büchsenöffner", wie 
Albrechts Vize Wilfried Hasse/mann ein­
mal die Funktion solcher als freisinnig 
geltenden Landesminister wie Walter 
Leis/er Kiep oder Professor Eduard Pe­
ste/ umschrieb. Den Linksliberalen fehl­
te - wie so oft in der Geschichte der 
FDP - nur eine Stimme, um zu verhin­
dern, daß die niedersächsische FDP 
entgegen ihrem Wahlversprechen nach 
nur einer ganz kurzen Schamfrist für ei­
ne Koalition mit Albrecht votierte. 
Zwar bekam die FDP für diesen Wort­
bruch bei der Landtagswahl 1978 die 
Quittung. Doch in der Folge dieses 
Schwenks tendierte der Einfluß der 
Linksliberalen in der FDP bald gegen 
Null. Erst in Niedersachsen, dann bun­
desweit - mit dem bekannten Ergebnis. 
Wenn es Albrecht nun am 15. Juni mög­
licherweise noch nicht einmal mehr mit 
Hilfe der FDP schafft, mit Niedersach-

sendas Übergewicht der Union im Bun­
desrat zu behaupten, dann liegt das 
zum einen an der Banner Laienspieler­
schar, die gar zu tölpelhaft das Geschäft 
von Kapital und Reaktion betreibt. Aber 
auch in seinem eigenen Verantwor­
tungsbereich hat der einst so strahlend 
reüssierende Albrecht entscheidende 
Minuspunkte gesammelt. Von der" Wel­
le der Hoffnung", die er bei seinem 
Amtsantritt gleich durch ganz Deutsch­
land schwappen sah, sind noch nicht 
einmal Spritzer übriggeblieben Gemes­
sen an seinen vollmundigen Verspre­
chungen ist er ein überdurchschnittlich 
erfolgloser Ministerpräsident gewor­
den. 
ln der Arbeitsmarktpolitik hatte er vor 
seiner Wahl zum Regierungschef gefor­
dert, mehr als 30 Minuten Fahrzeit seien 
keinem Arbeitnehmer zuzumuten. Heu­
te, wo Busse der Arbeitsverwaltung nie­
dersächsische Jugendliche bis nach 
Süddeutschland karren, muß er sich 
von Spöttern fragen lassen, ob er da­
mals den kurzen Weg zum Arbeitsamt 
gemeint habe. Mit einer Erwerbslosen­
quote, die in einigen Teilen des Landes 
in den vergangenen Wintern die Re­
kordmarke von 40 Prozent überschritt, 
hat Albrecht in der Arbeitsmarktpolitik 
kläglich versagt. 
Unter seiner Regierung hat das Land 
zwischen 1979 und 1985 einen tiefen 
wirtschaftlichen Einbruch erlebt, der 
nicht nur die traditionell strukturschwa­
chen Gebiete in Ostfriesland, Emsland 
oder den Zonenrand, sondern auch das 
wirtschaftliche Herz Niedersachsens, 
den Ballungsraum Hannover!Braun­
schweig, schwer getroffen hat. 
Auch in der Finanzpolitik, in der Albrecht 
ebenfalls mit großen Ankündigungen 
startete, ist die Bilanz negativ. Statt der 
versprochenen Haushaltskonsolidie­
rung - ein Stichwort, das bevorzugt 
dann fiel, wenn es galt den Rotstift im 
Sozial- oder Bildungsetat anzusetzen -
vervierfachte seine Regierung die Lan­
desschulden von 7,5 Milliarden Mark im 
Jahr 1975 auf über 30 Milliarden Mark 
Ende dieses Jahres. 

Rainer Butenschön ist Journalist in 
Hannover und Vorsitzender der Deut­
schen Journalisten Union Niedersach­
sen. 

ln solchen Sätzen spiegelt sich A/­
brechts nicht selten bis zur Selbstherr­
lichkeit gesteigertes Selbstbewußtsein 
Mit strahlender Entschlossenheit ist es 
ihm in der Vergangenheit gelungen, vie­
le zu blenden. Lange, viel zu lange, galt 
er als liberaler Politiker. Zutreffender 
nannte ihn Franz Josef Strauß "Hart­
gummi". 
Eine Mehrheit von 54 Prozent der Nie­
dersachsen, so das Ergebnis einer von 
Infratest noch vor der Atomkatastrophe 
von Tschernobyl erhobenen Meinungs­
umfrage, wollen am 15. Juni den politi­
schen Wechsel. Nach Tschernobyl 
dürfte sich diese Mehrheit mindestens 
stabilisiert haben, zumal Albrecht in der 
Frage der Atomenergie mehr als unge­
schickt (",rgendwo sind wir alle sterb­
lich") agiert hat und unverdrossen auch 
auf diesem Politik-Feld wie weiland vor 
zehn Jahren eine strahlende Zukunft 
verheißt. Anders als früher aber wirkt 
sein Lächeln angestrengter. Intern hat 
er bereits zugegeben, daß er mit dem 
Rücken zur Wand steht: " Wir kämpfen 
gegen das Gespenst Stimmung." 

G elingt der Wechsel in Nieder 
sachsen, wird dieses Gespenst 
den Konservativen noch mäch 

tiger entgegentreten. Eine rot-grüne 
Mehrheit im Landtag von Hannover wä­
re ein wichtiges Signal. Unter welchen 
Bündnis-Konstellationen ein Minister­
präsident Gerhard Sehröder auch zum 
Reiter des Niedersachsen-Rosses wür­
de - die Ablösung Albrechts würde alle 
Kräfte gegen die Wende-Koalition bun­
desweit beflügeln. 
ln Niedersachsen würde zwar nur eini­
ges und nicht alles zum besseren ge­
wendet. Schließlich sind die Hand­
lungsmöglichkeiten einer Landesregie­
rung genauso begrenzt wie der Wille der 
SPD, nicht nur mit neuem Mut, sondern 
auch mit konsequenteren Konzepten 
Reform-Politik zu versuchen. Doch die 
Weichen würden wenigstens in die rich­
tige Richtung gestellt. Die politischen 
Spielräume für Linke und Liberale wür­
den wieder größer. Es könnte mit mehr 
Aussicht auf Erfolg Dampf gemacht 
werden - für Abrüstung, gegen die Ar­
beitslosigkeit, für den Ausbau des So­
zialstaates, die Versöhnung mit der Na­
tur und die Wiederbelebung von Demo­
kratie und Liberalität. 
ln diesem Sinne lohnt es sie . für die 
Generalprobe am 15. J ni och harte 
Überzeugungsarbeit zu es e . Nur 
Abergläubige meinen, ei e e' genen 
Aufführung - wie sie - e Bundes­
tagswahl im Januar 1987 er,•,a e wird 
- müsse immer und -be c: e e ver­
patzte Generalprobe , a, _ e . 
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Bericht an die 
Ferngebliebenen 
VII. Ordentlicher Bundesparteitag 
12./13. April1 986 in Osnabrück 

D ie ungehemmte Ent­
wicklung zum autoritä­
ren Staat ist eröffnet, 

weil es kein liberales Gewissen 
in der heutigen Politik gibt, war 
der Kernsatz aus dem Bericht, 
den LD-Vorsitzender Ralf Bartz 
auf dem VII. Bundesparteitag am 
12./13. April 1986 in Osnabrück 
gab. ln scheinbarer Resignation 
fügte er hinzu: "Ich wünsche mir 
schon die aufgeklärten Monar­
chen zurück." 
Was besorgt mache, sei der feh­
lende Widerstand. Die Kritik gel­
te dem linken Lager. Was aufre­
ge, sei das dumpfe Leiden der 
Linken, sei ihre Unsicherheit, sei 
die Flucht in Romantik und My­
thologie. Der gegenwärtigen Po­
litik der Bundesrepublik mange­
le es an einer Gruppe, die den 
Wertmaßstab der Menschen­
würde nie vergäße. 
Wenn dieser Befund aber richtig 
ist, warum seien dann die Libe­
ralen, die diese Sorgen teilten, 
so erfolglos, fragte Ralf Bartz 
und leitete damit über zu einer 
Analyse des inneren Zustandes 
der Liberalen Demokraten, die 
von zahlreichen Rednern in der 
dann folgenden Aussprache 
aufgegriffen wurde. Im Vorder­
grund stand dabei, ob die Libe­
ralen Demokraten als Partei oder 
als Verband weiterarbeiten sol­
len und die Frage nach der Moti­
vation - die von Ulrich Krüger 
angesprochen wurde. 

Für Ralf Bartz lassen sich die 
bisherigen Mißerfolge mit den 
Unterschieden erklären, die zum 
einen bei den Gründungsmit­
gliedern, aber auch in den Tem­
peramenten, in der Ungeduld 
und schließlich in den Interessen 
der Mitglieder vorliegen. Zum 
anderen würden jedoch auch 
Diskussionen über mögliche, in 
der Vergangenheit liegende 
Chancen die für eine Aufbau­
strategie notwendigen freien 
Gedanken behindern. Endlich 
sei aus früheren Tagen das Spiel 
"die da oben, wir da unten" so 
verinnerlicht, obwohl es in der 
LD überhaupt keinen Sinn ma­
che. "Das Grundverständnis, 
daß eine Partei nur so gut ist, wie 
die einzelnen Parteimitglieder 
sich selbst mit ihrem Verstand, 
ihrem Herzen und ihren Händen 
einbringen ist relativ selten", füg­
te er hinzu. 
Es müßten zuerst einmal die ei­
genen Verhaltensweisen über­
prüft werden. William Borm nen­
ne Glaubwürdigkeit und Zuver­
lässigkeit nicht ohne Grund in ei­
nem Atemzug. Der Aufbau einer 
liberalen Partei erfordere, daß 
sich alle in Disziplin und Zuver­
lässigkeit auch wechselseitig 
aufeinander verlassen könnten. 
Zwar hätten die Liberalen einen 
fatalen Hang zur Anarchie, doch 
habe auch die Solidarität eine li­
berale Wurzel. Neben allen kriti­
schen Bemerkungen sei aber 
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auch hervorzuheben, wie sehr 
die Liberalen Demokraten in 
Nord und Süd als Freundeskrei­
se zu erfahren sind. 
Mit dem Blick auf die dem Par­
teitag vorliegenden Anträge für 
Satzungsänderungen, die im 
weiteren Verlauf beschlossen 
wurden, begründete Ralf Bartz 
die Notwendigkeit einer neuen, 
wirkungsvolleren Organisation 
der Partei. Nur basisdemokra­
tisch zu sein, würde allzu leicht 
zum Selbstzweck. Die knappen 
Ressourcen, Arbeitskraft und 
Geld, sollten möglichst zentral 
eingesetzt werden, um wirksam 
zu sein und die Liberalen Demo­
kraten politikfähig zu machen. 
Wie der Bericht des Bundesvor­
sitzenden war auch die sich an­
schließende Aussprache nicht 
von sonnigem Optimismus, son­
dern von einer eher nüchternen 
Einschätzung der Lage oder -
gemäß liberalem Denken - von 
Aufklärung und Vernunft ge­
prägt. 
"Können wir eigentlich guten 
Gewissens für eine Mitglied­
schaft in unserer kleinen Partei 
werben? Welche Perspektiven 
können wir neuen Mitgliedern 
eröffnen?" waren drängende 
Fragen aus dem Kreis der - zum 
letzten Mal- Delegierten. 
Die Antworten hierauf waren un­
terschiedlich. Während einige 
meinten, man müsse zur Ehrlich­
keit mit sich selbst zurückfinden, 
erklärten andere, daß gerade die 
Notwendigkeit einer als richtig 
erkannten liberalen Politik es er­
fordere, nicht aufzugeben. 
Sonst würde man sich dem Vor­
wurf aussetzen, historisch ver­
sagt zu haben. Wer jetzt der Par­
tei beiträte, hätte die Chance, ih­
re Aussagen in einem sehr star­
ken Maße mitzugestalten. Diese 
Forderungen liberaler Politik 
aber heute aufzustellen - und 
zwar unbeeinflußt von jedem 
Machtkalkül und taktischen Er­
wägungen - sei die gegenwärti­
ge, von den Liberalen Demokra­
ten zu leistende Aufgabe. Die 
Themenkomplexe "Arbeit für al­
le" und "Die Demokratie erneu­
ern" seien Beispiele dafür, wie 
sie erfüllt würde. 
Es wurden aber auch Zweifel an­
gemeldet, ob diese Arbeitsform 
für die LD im kommenden Jahr 
angemessen ist, in dem vielfälti­
ge Wahlen auf Bundes-, Lan­
des- und Gemeindeebene an­
stehen. Jeder wisse um die poli­
tisierende Kraft, die von solchen 
Wahlauseinandersetzungen 
ausgehe. Auf Vorschlag des 
Bundesvorstandes wolle man 
sich zwar nicht auf diesem Par­
teitag mit der Frage beschäfti­
gen, wie sich die LD in die kom­
mende Bundestagswahl einbrin-

gen könnten. Hierzu müßten zu­
nächst einmal die niedersächsi­
schen Erfahrungen mit einer 
Wählerinitiative und der Veran­
staltung von Foren abgewartet 
werden. Herausstellen ließe sich 
jedoch schon heute, daß die 
Partei sicherlich keine Kandida­
ten aufstellen würde, sondern 
sich in anderer Form einbringen 
müßte. Hierüber müßte ein au­
ßerordentlicher Parteitag noch 
im Juni, nach uem niedersächsi­
schen Wahltag entscheiden. 
Wolle man über die nächste 
Bundestagswahl hinaus zusam­
menbleiben, so müsse man die 
Chance haben, in Verbindung 
mit ihr einen politischen Erfolg 
an seine Fahnen heften zu kön­
nen, um so zu einem Erfolgser­
lebnis zu kommen. Dies könnte 
bedeuten, sich für eine eigene 
und unverwechselbare Forde­
rung und einen Partner zu ent­
scheiden, mit dessen Hilfe sie 
sinnvoll durchgesetzt werden 
könnte. Was die LD einbringen 
könnte, wäre die Tatsache ihres 
fortgesetzten Bestehens und 
des daraus abgeleiteten An­
spruchs, für die versprengten 
Linksliberalen in der Bundesre­
publik zu sprechen. 
Die bisher bewiesene Standfe­
stigkeit sei aber zugleich die be­
ste Gewähr dafür, daß die Links­
liberalen als Einheit den Wahltag 
bestehen und ihre Arbeit als 
"Partei im Aufbau" fortsetzen 
würden. Die Tatsache ihrer fort­
währenden Existenz sei zugleich 
ihr politisches "Pfund, mit dem 

· sie wuchern sollten". 
Hanno Jochimsen ist stellvertre­
tender Bundesvorsitzender der 
Liberalen Demokraten. 

Niedersachsens 
Jungdemokraten 
rufen zur Wahl der 
GRÜNENauf 

Auf ihrer Landesversammlung in 
Hannover haben die niedersäch­
sischen Jungdemokraten Mitte 
Februar für die Landtagswahlen 
am 15. Juni zur Wahl der Grünen 
aufgerufen. 
ln einer einstimmig beschlosse­
nen Erklärung stellten sie fest, 
daß bei aller Kritik am derzeiti­
gen parlamentarischen System 
die Grünen am besten geeignet 
seien, in Niedersachsen Sprach­
rohr für die Interessen der Ju­
gend im Parlament zu sein. Mit­
beschlossen wurde auch eine 
Reihe von inhaltlichen Forderun­
gen und Erwartungen für die 
Landespolitik als inhaltl iche Vor­
aussetzung für eine solche Un­
terstützung. 



Für Wahlkampf­
gags zu schade 
Ein Gespräch mit dem 
niedersächsischen Spitzenkandidaten 
der SPD Gerhard Sehröder 

ld: Gerhard Sehröder ist am 07. Mai in 
Braunschweig im Rahmen einer liberalen 
Wählerinitiative aufgetreten. Von dieser li­
beralen Wählerinitiative werden noch wei­
tere vier Veranstaltungen durchgeführt. 
Was hat das für einen Stellenwert im sozial­
demokratischen Wahlkampf? 
Schröder: Liberale, die sich im jetzigen 
Landtagswahlkampf in Niedersachsen und 
in einem halben Jahr im Bundetagswahl­
kampf für die SPD engagieren, haben eine 
wichtige Entscheidung getroffen. Sie treten 
ein für (ehemalige) Prinzipien einer Partei, 
die sie selbst nicht mehr wählen können, 
weil diese Partei sich kompromittiert hat: 
Mit einem CSU-Innenminister Zimmer­
mann in Bonn und einem devoten Koali­
tionsangebot in Hannover, an eine "Alb­
recht-Regierung", zu deren politischem Ar­
senal fingierte Bombenanschläge und die 
Anwerbung von Schwerstkriminellen als V­
Männern gehört. 
Der Widerstand der Sozialdemokraten ge­
gen die "Bonner Sicherheitsgesetze" wird 
möglicherweise dazu führen - wenn auch 
aus opportunistischen Gründen-, daß die­
ses Gesetzespaket vor den Bundestags­
wahlen nicht mehr verabschiedet wird. 
Auch dieses Thema wird liberalen Demo­
kraten eine Wahlentscheidung für die SPD 
in Hannover und Bonn erleichtern. 
ld: Es besteht die Möglichkeit, daß die Ver­
anstaltungsergebnisse so positiv sind, daß 
das z.B. auch im Bundestagswahlkampf ei­
ne Rolle spielen könnte. 
Können Sie das aus Ihrer Sicht nach dem 
gegenwärtigen Stand schon sagen? 
Schröder: Nein, natürlich nicht. Die Stim­
men werden am 15. Juni um 18.00 Uhr ge­
zählt. Positiv feststellen kann ich jedoch ein _. 
großes Maß von Zustimmung zu meinen 
politischen Vorstellungen gerade aus libe­
ralen, radikal-demokratischen Kreisen, et­
wa bei Fragen der inneren Sicherheit, bei 
Fragen des Datenschutzes und bei dem 
Radikalenerlaß. Die Vielzahl der Briefe, die 
ich täglich zu diesen Themenbereichen er­
halte, bestärken mich in dieser Überzeu­
gung. Und da die meisten dieser Themen 
eng mit bundespolitischen Entscheidungen 
verbunden sind, bin ich sicher, daß 
staltungen der liberalen nl<>riniti<>1ri""' 

auch im Bundestagswahlkampf eine gute 
Resonanz haben. 
ld: Nach der Wende haben Linksliberale 
mit Sozialdemokraten unterschiedliche Er­
fahrungen gemacht. 
Die Köpfe wurden gekauft (Verheugen, Mei­
er-Matthäus, von Schöler) und um den Rest 
hat man sich eigentlich wenig gekümmert. 
Ausnahme sozialliberaler Gesprächskreis. 
Ist mit der Wählerinitiative ein Umdenken 
bei den Sozialdemokraten denkbar? 
Schröder: Wer sich mit dem Godesberger 
Programm oder - wie der große Sozialde­
mokrat Waldemar von Knöringen einmal 
sagte: "mit 51 %des Programms"- identi­
fizieren kann, ist in der sozialdemokrati­
schen Partei willkommen. Aus der Enttäu­
schung über eine andere Partei, in diesem 
Fall über die konservative Wende der 
F.D.P., ein grundsätzliches "Umdenken der 
SPD" zu verlangen, scheint mir der 
falsche Ansatz. 

Die Formulierung, daß "Köpfe gekauft" 
wurden, weise ich entschieden zurück. Ich 
bitte die Fragesteller der Fairness halber 
darum, den sozialdemokratischen Bundes­
tagsabgeordneten Günter Verheugen, ln­
grid Matthäus-Meier und Andreas von 
Schöler selbst zu ihrem Parteiwechsel das 
Wort zu geben. 
ld: Aus welchen Gründen sollen Soziallibe­
rale/Radikaldemokraten Gerhard Schrö­
der, SPD in Niedersachsen wählen? 
Schröder: Weil die SPD in Niedersachsen 
unter einem Ministerpräsidenten Gerhard 
Sehröder steht für 
- die Abschaffung der Regelanfrage bei 

Einstellungen im öffentlichen Dienst, 
- die Ablehnung des maschinenlesbaren 

Personalausweises, 
- die Ablehnung der Sicherheitsgesetze im 

Bundesrat, 
- eine Verbesserung der Rechtspflege in 

Niedersachsen, erleicherter Zugang zu 
den Gerichten und eine Kriminalpolitik, 
die stärker die Resozialisierung als die 
Strafe im Auge hat, 

- die Verbesserung der Gleichstellung von 
Frauen. Dokumentiert wird dies durch 
ein Ministerium, das künftig für Frauen­
fragen zuständig sein wird. 

- das Prinzip: "So wenig Staat wie möglich 
für den einzelnen Bürger - soviel wie nö- -
tig, um die Mächtigen zu kontrollieren 
und eine soziale und freiheitliche Gesell­
schaft zu schaffen. 

ld: Aussichten auf eine absolute Mehrheit 
sind aus realistischer Sicht wohl nicht ge­
geben. Die Zusammenarbeit mit einer an­
deren Parlamentspartei wird in Niedersach­
sen voraussichtlich notwendig. Ist für Ger­
hard Sehröder ein Bundnis mit einer ande­
ren Partei als den Grünen überhaupt vor­
stellbar? 
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Schröder: Wahlprognosen sind eine Sa­
che, Wahlergebnisse eine andere. Das ha­
ben die letzten Landtagswahlen im Saar­
land und in Nordrhein-Westfalen deutlich 
gezeigt. Nur wenige haben geglaubt, daß 
Oskar Lafontaine und Johannes Rau allein 
regieren könnten. 

habe, weil sie Willy Brandts Entspannungs­
politik mit dem Osten ermöglicht hat. 
Ich sehe mich jedoch nach den Mehrheits­
beschlüssen des GRÜNEN-Parteitags von 
Hannover in meiner Auffassung bestätigt, 
daß eine Zusammenarbeit mit diesen Wort­
führern der GRÜNEN nicht möglich ist. Je­
der Bürger, der eine vernünftige Politik auch 
in Sachen Kernenergie will, muß die SPD 
wählen. Hierfür gibt es nach dem Bundes­
parteitag der GRÜNEN etliche Gründe 
mehr. 

Ich trete in Niedersachsen nicht für eine 
Koalitionsregierung an und auch nicht als 
Spitzenkandidat einer Koalitionspartei. So­
zialdemokraten kämpfen um jede Stimme 
für ihre Partei und kämpfen für die Möglich­
keit, eine "Mehrheit für die Mehrheit" zu bil­
den: Für die Arbeitnehmer, für die kleinen 
Selbständigen und Landwirte, für die Ju­
gendlichen, für die Frauen, für die Rentner 
und die sozial Schwachen. Ich will es ein­
mal marxistisch ausdrücken: Würde sich 
die Interessenlage dieser Bevölkerungs­
gruppen direkt in's Wahlverhalten ummün­
zen, so läge die SPD bei weit über 60 Pro­
zent. 

ld: Gerhard Sehröder hat gesagt, er ließe 
sich mit den Stimmen der Grünen zum Mini­
sterpräsidenten wählen, das Dilemma be­
ginnt aber erst anschließend. Will sich Ger­
hard Sehröder im Zweifelsfalle eine Parla­
mentsmehrheit quer durch das Parlament 
suchen? 
Schröder: Jeder Mandatsträger, der nach 
den Wahlen am 15. Juni Gerhard Sehröder 
zum neuen Ministerpräsidenten wählen 
will, ist dazu herzlich eingeladen. Dies gilt 
ausdrücklich auch für CDU und FDP. Natürlich ist die SPD in der Vergangenheit 

Bündnisse mit anderen Parteien eingegan­
gen: Die große Koalition 1966 mit der CDU, 
die ich - insbesondere wegen der Not­
standsgesetze - kritisiert habe, die Koali­
tion mit der FDP 1969, die ich befürwortet 

Die nächste wichtige Etappe wird dann die 
Vorlage des Haushalts 1987 sein mit der 
politischen Weichenstellung für unser Pro­
gramm "Arbeit und Umwelt". Und es wird 
dann für die Bevölkerung vielleicht interes-
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LIBERALE GEGEN ALBRECHT 
Aufruf der Liberalen Wählerinitiative e. V. 
Wir sind Radikal-Demokraten liberaler Gesinnung und rufen auf, die Landtagswahl in Niedersach­
sen und ihre Folgen ernst zu nehmen. Insbesondere sind die Chancen zu nutzen, über eine Ände­
rung der Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat die Tendenz des zunehmenden Sozialabbaus, der 
Minderung von Arbeitnehmerrechten und der Entdemokratisierung der Gesellschaft zu stoppen 
und umzukehren. 

Zur Verwirklichung einer demokratischen Kultur fordern wir: 
Die Gesellschaftsordnung darf nicht gegen Bürger und einzelne Gruppen eingestellt sein. Eine mo­
derne Dienstleistungsverwaltung anstelle der Obrigkeitsbürokratie erfordert ein Höchstmaß an in­
formeller Selbstbestimmung (Datenschutz) und durchschaubare Strukturen, die "gläserne" Ver­
waltung. Darüber hinaus müssen alle Kandidaten und Gruppen bei Wahlen und Mandatsausübung 
gleiche Chancen und Rechte haben. Das Wahlrecht, die Kommunalverfassung und die Wahl­
kampfkostenerstattung sind entsprechend zu ändern, das einzelne Ratsmitglied muß volles An­
tragsrecht erhalten, eine weitestgehende Öffentlichkeit der Ausschußsitzungen ist sicherzustellen. 
Ausländern ist das kommunale Wahlrecht einzuräumen. 
Staatsorgane dürfen nicht benutzt werden, um Bürger zu kontrollieren und zu reglementieren. 
Nicht "soviel Sicherheit wie möglich", sondern "soviel Freiheit wie möglich" soll Grundsatz sein. 
Auf dieser Grundlage ist das Sicherheits- und Ordnungsgesetz (SOG) zu novellieren und eine strik­
te Trennung von Polizei und Geheimdiensten herzustellen. Durch Nichteinführung der Lesegeräte 
muß in Niedersachsen die Ablehnung der "Sicherheitsgesetze" durch eine neue Landesregierung 
dokumentiert werden. Die Regelanfrage bei Einstellungen in den öffentlichen Dienst ist abzuschaf­
fen und die Qpfer von Berufsverboten sind wieder einzustellen. 
Allen Beteuerungen der Parteien zum Trotz sind Mädchen und Frauen in Schule, Beruf und Politik 
noch immer diskriminiert und durch Doppelbelastung von Beruf und Haushalt benachteiligt. Auf­
gabe des Staates muß es daher sein, Voraussetzungen zu schaffen, die auch Frauen eine qualifi­
zierte Ausbildung, berufliches Fortkommen und politischen Einfluß ermöglichen. Im Land und in 
den Kommunen sind Gleichstellungsstellen einzurichten und mit entsprechenden Rechten aus­
zustatten. Beim Offentliehen Dienst als Arbeitgeber sind bei Einstellungen und Beförderungen 
Frauen entsprechend ihrem Anteil an den Beschäftigten zu berücksichtigen. 
Der Einsatz der eigenen Arbeitskraft und das damit verbundene Einkommen sind wesentliche Vor­
aussetzung für ein selbstbestimmtes Leben. Arbeitslosengeld und Sozialhilfe können nur ein befri­
steter und unzureichender Ersatz sein. Vorrangige Aufgabe einer humanen Gesellschaft muß da­
her die Beschaffung von Arbeit für alle Arbeitsfähigen und Arbeitswilligen sein. Die Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen und deren gerechte Verteilung müssen Vorrang vor Gewinnsteige­
rung für wenige erhalten. 
Voraussetzung, einen Teil dieser Vorstellungen durchsetzen zu können und weitere Verschlechte­
rungi:m abzuwenden, ist die Ablösung der Regierung Albrecht, die Verhinderung einer CDU-ge­
führten Regierung in Niedersachsen und die damit verbundene Änderung der Mehrheitsverhältnis­
se im Bundesrat. 
Dieses Ziel zu unterstützen rufen wir Sie auf. 

Almuth Fischer (Vorsitzende der Wählerinitiative, Lehrte); Ralf Bartz (Bundesvorsitzender der Libe­
ralen Demokraten, Bochum); Dr. William Borm (Bonn); Prof. Dr. lngeborg Drewitz (Berlin); Axel Eg­
gebrecht (Hamburg); Prof. Dr. Ulrich Klug (Köln); Wolfgang Latendorf (Landesvorsitzender der Li­
beralen Demokraten, Wilhelmshaven); Prof. Dr. Theo Schiller (Marburg); Prof. Dr. Dorothee Sölle 
(Hamburg) u.a. 

sant sein zu wissen, wer ein solches Zu­
kunftsprogramm der Vernunft im Landtag 
ablehnt, als zu kritisieren, wer ihm zu­
stimmt. 
ld: Die Wahl in Niedersachsen ist ja auch 
nach sozialdemokratischer Einschätzung 
eine wichtige Zwischenetappe zur Wieder­
gewinnung der politischen Macht in Bann. 
Der sozialdemokratische Kanzlerkandidat 
Rau hat erklärt, für ihn käme eine Zusam­
menarbeit mit den Grün-an nicht in Frage. 
Gerhard Sehröder hat sich dem bisher un­
tergeordnet. Wir möchten gerne die un­
überbrückbaren politischen Gegensätze, 
die eine Zusammenarbeit zwischen Grünen 
und Sozialdemokraten verhindern, wissen. 
Schröder: Ich komme nochmals zurück 
auf den Bundesparteitag der GRÜNEN vom 
Pfingstwochenende in Hannover mit der 
Forderung nach sofortigem Ausstieg aus 
der Atomenergie ohne Wenn und Aber. So­
zialdemokraten treten dafür ein, vernünftig 
und mit klarem Kopf den Ausstieg aus der 
Kernenergie zu planen. Ich habe diese Po­
sition auch in der Vergangenheit (damals in 
der Minderheit) in meiner Partei immer ver­
treten. Der erste und wichtigste Schritt 
nach dem Amtsantritt des Ministerpräsi­
denten Gerhard Sehröder wird eine ge­
meinsame Initiative der SPO-regierten Län­
der im Deutschen Bundesrat zur Änderung · 
des Atom~esetzes sein. Damit soll der Ein­
stieg in die Plutoniumwirtschaft ausge­
schlossen werden, anstelle der risikorei­
chen und unwirtschaftlichen Wiederaufbe­
reitung eine direkte Endlagerung vorge­
schrieben werden und die finanzielle Privi­
legierung der Kernenergie gestrichen wer­
den. Alternative Energiequellen müssen 
verstärkt gefördert und unterstützt werden. 
ld: Ein Ministerpräsident Gerhard Sehrö­
der in Niedersachsen vorausgesetzt, verän­
dert die politischen Gewichte innerhalb der 
SPD. Gerhard Sehröder steht Oskar Lafon­
taine näher als Johannes Rau. Bedeutet 
das nicht auch gleichzeitig, daß über die so­
zialdemokratische Marschrichtung nach 
der Bundestagswahl 1987 noch nicht das 
letzte Wort entschieden worden ist. 
Schröder: Ich stimme dieser Auffassung 
zu. Eine Partei, die angesichts veränderter 
politischer, zum Teil weltpolitischer Kon­
stellationen nicht imstande ist, neue Ge­
danken aufzunehmen und möglicherweise 
frühere Minderheitspositionen nach vorn zu 
stellen, würde verkalken und aufhören, 
Wortführer oder auch Meinungsführer einer 
humanen gesellschaftlichen Entwicklung 
zu sein. Diesen Prozeß wird der SPD-Par­
teitag in Nürnberg mit Johannes Rau im 
Mittelpunkt, aber auch der Programmpar­
teitag der SPD 1987 wesentl ich voranbrin­
gen. 
ld: Wir haben eingangs über die liberale 
Wählerinitiative gesprochen. War das jetzt 
nur ein netter Wahlkampfgag für Nieder­
sachsen, oder muß man nach der Wahl 
auch im Gespräch bleiben, um in den fol­
genden 4 Jahren der Legislaturperiode 
linksliberale/radikaldemokratische Zeichen 
zusetzen? 
Schröder: Selbstverständlich bleibe ich 
nach der Wahl genauso gesprächsbereit 
wie vorher. Für "Wahlkampf-Gags" ist mir 
selbst im Wahlkampf meine Zeit und Kraft 
zu schade. 



Ehrung 
Ossip K. (Kurt) Flachtheim (77) 
erhält den Fritz-Bauer-Preis der 
Humanistischen Union. Der in 
Rußland geborene Politikwis­
senschaftler lebt seit 1951 in 
Berlin. 1932 verließ der Marxis­
mus-Kenner die KPD, zwangzig 
Jahre später trat er der SPD bei. 
Doch auch dies blieb Zwischen­
spiel. 1962 war er wieder drau­
ßen, in ihren linklieberalsten Zei­
ten fand sogar die FDP seine Un­
terstützung, doch das ist vorbei. 
Seit Jahren zählt der emeritierte 
Professor des Otto-Suhr-lnsti­
tuts der Freien Universität Berlin 
zu den zuverlässigen Unterstüt­
zern der Partei seiner Studenten, 
der Alternativen Liste. 
Auf die Frage nach der am mei­
sten bewunderten militärischen 
Leistung schrieb er einmal der 
Zeitung mit dem klugen Kopf in's 
Magazin: "Fahnenflucht". Und 
als die meist verachteten ge­
schichtlichen Gestalten benann­
te er bei gleicher Gelegenheit 
Hitler, Mussolini, Stalin. 
Daß Flachtheim in der Humani­
stischen Union wie auch in der 
Liga für Menschenrechte ver­
wurzelt ist, liegt nah. Doch den 
Fritz-Bauer-Preis erhält man 
nicht für lange Mitgliedschaft. Es 
ist weit mehr, was da zu ehren 
ist. 

Wiedersehen 
Damals, Ende der 60er Jahre, 
hatten sie gemeinsam im Kreis­
vorstand Pinneberg von Jung­
demokraten und FPD gesessen. 
Und so um 70/71 hatten die bie­
den sogar ein Jahr lang zusam­
men in einer Wohnung in Wedel 
gewohnt. Doch dann trennten 
sich die Wege. Werner Thies, 
heute 34 Jahre alt, ging nach 
Berlin, wurde Journalist und ist 
heute - jedenfalls laut Arbeits­
vertrag - Chef vom Dienst bei re­
gionalen Fernsehmagizin Berli­
ner Abendschau. Aus der akti­
ven Politik ist er längst ausge­
stiegen - aus beruflichen Grün­
den. Der Austritt aus der FDP 
war dann allerdings eher poli­
tisch motiviert. 
Der andere, Martin Schuma­
cher (40), blieb. Nicht nur in 
Schleswig-Holstein, sondern 
auch in der FDP. Seinen Job als 
Fraktion~geschäftsführer der 
Partei im Kieler Landtag ist er los 
- weil es keine Fraktion mehr 
gibt. Zunächst arbeitete der Va­
ter einer Tochter für denn NDR 
und dpa aus seinem Büro in No-

. derstedt, inzwischen aber ist 
auch er Fernsehmacher beim 
NDR-Regionalfernsehen in Kiel. 
Anlaß des Wiedersehens nach 
·15 Jahren: der Regionalfilm-

Wettbewerö von Radio Bremen. 
Werner Thies, ld-Redakteur und 
Abenschau-Reporter Christian 
Walther sowie ihre Kollegin Su­
sanne Opalka hatten gemein­
sam einen Preis für eine Halb­
stundenreportage aus Stuttgart 
erhalten. 

Namen machten die Runde. Nur 
kommen mochte niemand. Die 
Personaldecke der FDP erwies 
sich wieder einmal als reichlich 
kurz. Nachdem der saarländi­
sche Umweltexperte Paul Müller 
abgesagt hatte, griff die Partei 
nach außen: der frühere Präsi-

Die 
Klatsch­
Kolumne 

von Christian Walther 

Aufstieg 
Angefangen hatte es mit dem 
Abstieg des Berliner Senats in 
den Sumpf von Korruptionsver­
dacht und Spendenmachen­
schaften. dann kam es zum 
mehr oder minder freiwilligen 
Rücktritt von drei Senatoren. 
Franke und Lummer von der 
CDU sowie Horst Vetter von der 
FDP. Sein Rücktritt hatte viele 
Gründe. Fachliche Kompetenz 
für sein Ressort Stadtentwick­
lung mit Umweltschutz hatten 
ihm nie sonderlich große Kreise 
der Öffentlichkeit attestiert . 
Dann hatte auch er vom Baulö­
wen Kurt Franke 10.000 Mark 
angenommen. Im Umschlag 
nach einem Abendessen. Erst 
zuhause habe er nachgesehen 
und sich erschrocken, sagte er 
später. Erschrocken, fragte ein 
Abgeordneter, weil es so wenig 
war? Vetter schickte das Geld 
trotz Finanznot seiner · Berliner 
Parteifreunde an die Bundespar­
tei, denn da war wohl noch eine 
Rechnung offen, eine Rechnung 
aus der Zeit, als mit hohem fi­
nanziellen Aufwand neue Mit­
glieder zur Wende der Berliner 
FDP geworben wurden. Und au­
ßerdem waren es wohl Proporz­
gründe, die auch der FDP ein Se­
natorenopfer abvelangten. Vet­
ter also war weg vom Fenster? 
vielleicht wird er da recyclet: 
vom Umweltminister zum Bun­
destagsabgeordneten. Wer aber 
sollte Nachfolger werden? viele 

dent der Technischen Universi­
tät, der letztes Jahr durch einen 
Rechteren ersetzt wurde, der 
48-jährige Chemiker, der den 
Bereich technischen Umwelt­
schutz an der TU etablierte -
freundliche Vermittler zwischen 
Hochschulen - der und Wirt­
schaft, dem der Aufbau derBer­
liner Innovations- und Gründer­
zentrums zugerechnet wird, kurz 
Professor Jürgen Sternick wur­
de von der FDP nominiert und 
schließlich auch vom Agbeord­
netenhaus gewählt. Ob sich der 
Senator jetzt mit dem Gedanken 
trägt, in die Partei einzutreten, 
die ihn erwählte, ist nicht be­
kannt. 

Zeit 
Frauen kommen langsam, aber 
gewaltig, singt lna Deter, und sie 
hat recht. in Köln kommen sie 
nun auch staatsgewaltig und 
das nicht nur als Politessen, 
sondern als Polizeivizepräsiden­
tin. Das - so entnehme ich der 
ZEIT - ist der jüngste Karriere­
schritt von Barbara Krebs-Biu­
dau, einer durch Hildegard 
Hamm-Brücher in der FDP ge­
haltenen Liberalen. Die Juristin 
leitet künftig den Verwaltungs­
bereich der Kölner Polizei. Ihre 
Berufung geht einher mit der Be­
nennung von zwei weiteren 
Frauen in staatliche Schlüssel­
positionen durch Johannes Rau: 
sich selbst hat er eine parlamen­
tarische Staatssekretärin an die 

Seite gestellt, und eine zweite 
Staatssekretärin wurde in die 
Landesvertretung NRW in Bonn 
berufen. Die beiden letztge­
nannten dürften wohl der SPD 
angehören. Krebs-Biudau war 
früher beim Regierungspräsi­
denten in Düsseldorf sowie im 
Innenministerium in NRW tätig, 
zuletzt hat sie an der Fachhoch­
schule für öffentliche Verwaltung 
gelehrt. Zugleich ist sie Vorsit­
zende der Bundeskommission 
für Gleichberechtigung und Fa­
milienglück ihrer Partei. 
Daß durch die Berufung einer 
Frau zur Polizeivizepräsidentin 
von Köln im Verhältnis zwischen 
Staat und Bürger eine. zärtliche 
Grundstimmung eintritt, ist nicht 
zu erwarten. Zeit wurde es den­
noch. 

Vorlauf 
Was macht eigentlich Werner 
Lutz, der frühere Bundesvorsit­
zende der Jungdemokraten? 
Aus der politischen Szene ist er 
offenbar abgetaucht, und in Nie­
dersachsen ist er auch nicht 
mehr zuhause. Ein Anruf schafft 
Klarheit. Der 36-jährige mit den 
vielen Diplomen (Volkswirt, Poli­
tologe, Gartenbauingenieur) hat 
seine Hannoveraner Tätigkeit als 
Dezernent im Wirtschaftsdezer­
nat beim Regierungspräsidium 
aufgegeben und einen neuen 
Job angenommen bei der Ge­
sellschaft für technische Zusam­
menarbeit (GTZ). Statt um Ener­
gie und Datenschutz kümmert er 
sich jetzt um das kaufmännische 
Vertragswesen der in Eschborn 
beheimateten Entwicklungshil­
feorganisation . Ein Aufstieg, 
sagt Lutz, ist der Job nicht, aber 
mal was anderes. Anders sind 
auch die Arbeitsbedingungen. 
"Maloche" nennt der vom öffent­
Iichen Dienst Verwöhnte das. 
Zum Nachdenken sei erst nach 
Dienstschluß Zeit. Da aber 
schreibt er an seiner Promotion 
über Preisbildung und -regulie­
rung in der Elektrizitätswirt­
schaft. Da kann er die in Hanno­
ver gewonnenen Prozesse aus­
werten. Aus den Jungdemokra­
ten ist Lutz - altersbedingt -
raus. Die LD hat er Ende '84 -
politisch bedingt- verlassen. Zu 
den Grünen unterhält er lose 
Kontakte. Ob er sich vorstellen 
kann, zur grünen Regierungs­
mannschaft in Niedersachsen zu 
gehören? "Das ist furchtbar weit 
weg." Er will nicht beruflich von 
der Politik abhängig sein. Und so 
bleibt erstmal die Mitarbeit im 
AK Energie des BUND Hessen. 
Ansonsten? Im nächsten Jahr 
wird geheiratet. Das eine Jahr 
wird noch geübt. Vier Jahre ha­
ben sie schon Vorlauf. 
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Tschernobyl 
"Freiheit oder Kernenergie" ist 
die Frage nach jenem GAU, der 
unser aller Leben nachhaltig ver­
änderte. Plötzlich waren Freihei­
ten eingeschränkt, die sich zuvor 
niemand hätte nehmen lasse: 
Milch trinken, Salat essen, auf 
derWiese liegen, im Sandkasten 
spielen. Nicht nur die Gesund­
heit hat Schaden genommen, 
sondern auch die Glaubwürdig­
keit von Staat und Politik: Wer, 
wie die Regierenden, erst sagt 
"Ist weit weg, macht nichts" und 
dann einschneidende Maßnah­
men anordnet, kann nicht darauf 
setzen, daß ihm bei anderer Gel­
genheit geglaubt wird. Und wer 
bei einer Katastrophe, die sich 
eher zufällig in der UdSSR ereig­
nete, einerseits hilflose Helfer 
präsentiert und dies mit chauvi­
nistischer Überheblichkeit über­
spielen will, erweist sich als ver­
antwortungslos. 

Wackersdorf 
Pfingsten in Wackersdorf. Nach 
Tschernobyl ist der Protest ge­
gen die geplante atomare Wie­
deraufarbeitunsganlage heftiger 
denn je. Gewalttäter wittern und 
nutzen die Chance. Die polizeili­
che Reaktion eskaliert, bis hin 
zum Abwurf von Reizgas aus 
Hubschraubern über friedliche 
Demonstranten. Hans Heigert 
nennt dies in der 'Süddeutschen 
Zeitung' den "wohl univerzeih­
lichsten Fehler der Polizeitaktik" 
und erinnert an den Job der Poli­
zei: "Ihr Teil bleibt es, vernünfti­
ger und besonnener zu sein als 
ihre Gegner, mögen sich diese 
noch so provokativ aufführen." 

Unterdrückung 
"Ich versichere, daß die Bayri­
sche Staatsregierung den Terror 
nicht hinnehmen, sondern unter­
drücken wird", sagte Franz-Jo­
sef Strauß, Bayrischer Minister­
präsident und Vorsitzender der 
CS-Union, nach den Wackers­
dorf-Ausschreitungen zur Bild­
Zeitung. 

Möllemann 
Der "liberale" Politiker Mölle­
mann hat nach Wackersdorf 
wahrhaft "liberale" Vorschläge 
gemacht, wie "bürgerkriegsähn­
liche Schlachten" künftig verhin­
dert werden könnten: 1. Einsatz 
der Anti-Terror-Einheiten des 
Bundes {GSG 9) und der Länder 
{Mobile Einsatz-Kommandos) 2. 
Abriegelung des Demonstra­
tionsortes im Umkreis von 20 
km, danach nur noch müdema­
chender Fußmarsch erlaubt, und 
3. Geldprämien an "friedliche" 
Demonstranten, die gezielte ln-
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formationen über Gewalttäter 
geben. 

Mißverständnis 
Die Koblenzer Staatsanwalt­
schaft prüfte und stellte fest: der 
Vorwurf der uneidlichen Falsch­
aussage gegen Kanzler Kohlläßt 
sich nicht aufrechterhalten, ein 
"Mißverständnis" sei es wohl ge­
wesen. Mag sein, aber das hin­
dert Unionspolitiker nicht, weiter 
von einer "schmutzigen Kam­
pagne" der Grünen zu reden. 
Keinerlei Respekt vor dem Ge­
richt, das immerhin feststellte, 
Schily habe in seiner Anzeige 
keine "unwahren Tatsachen be­
hauptet". 

war. Und auch das noch: 1984 
wollte die Bezirksregierung die 
an Jung "versehentlich" verlie­
hene Dankesurkunde zurückbe­
kommen. 

Spranger 
Neuer Schnüffei-Vorwurf gegen 
Zimmermann Parlamentari­
schen Staatsekretär Spranger: 
vom Verfassungsschutz habe er 
nicht nur Dossiers über Grüne­
Abgeordnete fertigen lassen, 
auch SPD-Politiker fanden seine 
Aufmerksamkeit, so z.B. der 
Flick- . und Parteispenden-Ex­
perte Dieter Spöri. Der Skandal 
nach dem Skandal: Spranger 
ließ das Verfassungsschutz-

Von Tag zu Tag 
Anmerkungen zum Fortschritt 

und Rückschritt unserer Republik 
von Volker Hummel 

Amtfrau 
Rechtzeitig vor der Niedersach­
sen-Wahl tat der dortige Justiz­
minister Remmers dem Emanzi­
pationsgedanken etwas gutes. 
Niedersächsische Beamtinnen 
können künftig zwischen den 
Bezeichnungen "Amtfrau" und 
"Amtmännin" wählen. Hinter­
grund: eine Rechtspflegerin 
wollte lieber nicht befördert wer­
den, als eine "Amtmännin" zu 
sein. 

Folter 
ai-Vorsitzende Brigitte Erler 
nennt es einen Skandal, daß sich 
die Bundesregierung seit an­
derthalb Jahren hartnäckig wei­
gert, die UN-Anti-Folterkonven­
tion zu unterzeichnen. Der Wi­
derstand komme vor allem aus 
Bayern und richte sich gegen Ar­
tikel 3 der Konvention. Danach 
sollen Abschiebungen und Aus­
lieferungen bei Gefahr von Folter 
verhindert werden. 

Absurd 
Die Sache mit den Berufsverbo­
ten wird immer absurder. Wegen 
"aktiver Mitgliedschaft in und für 
die DKP" ist der Hauptschulleh­
rer Wolfgang Jung aus Kaisers­
lautern für drei Jahre zu einer 
Kürzung seines Gehalts auf 85 
Prozent verurteilt worden - im 
Schuldienst darf der ach so ge­
fährliche Mann aber bleiben, 
vielleicht auch deshalb, weil er in 
25 Jahren Lehrtätigkeit "in kei­
ner Weise negativ aufgefallen" 

Dossier über die Pressestelle 
des Innenministeriums an eine 
kleine Anzahl von Journalisten 
verteilen. Wer schützt die Ver­
fassung vor solchen Verfas­
sungsschützern? 

Celle 
Erst jetzt wurde bekannt, daß 
1978 nicht Terroristen ein Loch 
in die Celler Gefängnismauer 
bombten, sondern der Staat 
selbst, vertreten durch zwei vom 
,,Verfassungsschutz" angeheu­
erte Gewaltkriminelle. Die 
Staatsbombe führte bei allen 
Verantwortlichen auch acht Jah­
re danach nur zur üblichen Re­
aktion: Selbstgerechtigkeit. Al­
len vernichtenden Kommenta­
ren zum Trotz, fand oder erfand 
Ministerpräsident Albrecht das 
umwerfende Argument, dadurch 
sei ein Menschenleben gerettet 
worden. Dafür fehlt jeder Schim­
mer eine Ansatzes eines Bewei­
ses. 

Berufskleidung 
"Einen Skandal" nannte - aus­
gerechnet - das "Deutsche Ko­
mitee für europäische Zusam­
menarbeit der Kriegsopfer und 
Kriegsteilnehmer" das Verhalten 
zweier evangelischer Pfarrer in 
Bremen, die sich geweigert hat­
ten, einen Feldwebel in Uniform 
zu trauen. Der Komitee-Vorsit­
zende, VdK-Präsident Weis­
häupl: "Die Bundeswehr hat es 
nicht verdient, sich anpöpeln zu 
lassen." 

Sicherheit 
Alles spricht dafür, daß die restli­
chen "Sicherheitsgesetze" - vor 
allem das umstrittene ZAG {Zu­
sammenarbeitsgesetz) - in die­
ser Legislaturperiode nicht mehr 
verabschiedet werden. Grund 
zum Jubeln ist das nicht, denn 
eine reibungslose Zusammenar­
beit zwischen Polizei, Verfas­
sungsschutz und dgi. Institutio­
nen findet allemal statt, wenn 
nicht mit gesetzlicher Grundla­
ge, dann eben ohne. 

Sonnenschein. 
Zugegebenermaßen aus politi­
schen Gründen errichtet die 
Schwarz-Schilling-Firma "Son­
nenschein" ihr neues Werk nicht 
in Hessen, sondern in Bayern. 
Dort habe man es mit "industrie­
freundlichen und -erfahrenen 
Behörden zu tun. " 

Werbung 
Das Berliner Oberverwaltungs­
gericht hat die politische Wer­
bung auf Taxis verboten. Anlaß 
war ein handtellergroßer Aufkle­
ber "Menschen gegen Auf-Rü­
stung e.V. - gemeinnützig." 
Durch den Ausschluß politischer 
Aussagen werde sichergestellt, 
daß Taxis nicht aufgrundder an 
ihnen angebrachten Texte aus­
gewählt oder gemieden werden, 
was für ein störungsfreies Funk­
tionieren des Taxiverkehrs erfor­
derlich sei. 

Verdoppelung 
Wäre es nach dem Staatsanwalt 
gegangen, hätte der 36-jährige 
Schriftsteller Markus Fenner 600 
Mark Strafe wegen eines Blok­
kade-Aufrufe gegen die Pers­
hing-Raketen zahlen müssen. 
Der Münchner Amtsrichter ver­
doppelte auf 1.200 Mark, unter 
anderem mit der Begründung 
"Versuch der Umfunktionierung 
des Gerichtssaales in ein politi­
sches Forum". Allgemeiner aus­
gedrückt: je besser die Verteidi­
gung, desto höher das Straf­
maß. 

Belästigung 
Eine Arbeitnehmerin, die ihren 
Arbeitsplatz kündigt, weil sie 
sich anders nicht gegen sexuelle 
Belästigungen durch Kollegen 
oder Vorgesetzte wehren kann, 
bekommt sofort Arbeitslosenun­
terstützung. Es tritt also keine 
Sperre ein, wie sie sonst üblich 
ist. Der Nürnberger Arbeitslo­
sen-Präsident Franke vor dem 
Deutschen Frauenrat Der Tat­
bestand "sexuelle Belästigung 
am Arbeitsplatz" sei stets ein 
"wichtiger" Kündigungsgrund. 



Ideenwettbewerb 
>Neue Arbeitsplätze- aber wie?< 
Hintergründe, Ergebnisse und Erfahrungen eines Marburger Pilotprojektes 

von Jochen Stauder und Hubert Hoffmann* 

Der ldeenwettberwerb der Stadt Mar­
burg "Neue Arbeitsplätze - aber w ie?" -
am 22. April1985 eingeleitet und am 15. 
November des gleichen Jahres mit der 
Verleihung von sieben Preisen im Ge­
samtwert von 12.000,- DM abgeschlos­
sen - hat in der Region, aber auch weit 
darüber hinaus, große Beachtung gefun­
den. Viele Einsendungen und Anfragen 
aus allen Teilen der Bundesrepublik be­
legen dies. Von Anfang an war beabsich­
tigt, die eingereichten Vorschläge der in­
teressierten Öffentlichkeit zugängig zu 
machen. Die unerwartet große Zahl von 
Einsendungen macht es jedoch notwen­
dig, die Dokumentation auf eine Auswahl 
von 44 Ideen zu begrenzen. Für .uns ist 
die Dokumentation der eingereichten 
Ideen gleichzeitig Gelegenheit, um über 
die Hintergründe, Ziele, Ergebnisse und 
die im Rahmen des Ideenwettbewerbs 
gemachten Erfahrungen zu referieren, 
zumal der Marburger Wettbewerb man­
che Stadtverwaltung angeregt hat, sich 
dieses Prinzip - wenn auch zum Teil für 
andere Themen - zu eigen ~u machen. 
Eine Dokumentation über Ergebnisse 
und Erfahrungen des Projektes kann 
beim Amt für Wirtschaftsförderung der 
Stadt Marburg bezogen werden. 

Idee und Ziel 
des Ideenwettbewerbs 

Arbeitslosigkeit und Kommunen 

So lange wirtschaftliches Wachstum und 
Vollbeschäftigung gesichert erschien, war 
die wirtschaftspolit ische Haltung der Kom­
munen wenig problematisch; es ging vor­
dringlich darum, durch geeignete Maßnah­
men die regionalen Wachstumsengpässe 
zu beseitigen (z.B. durch den Ausbau der 
kommunalen Infrastruktur) und über die 
Förderung von Unternehmensansiedlun­
gen am gesamtwirtschaftlichen Wachstum 
möglichst optimal teilzunehmen. 
Bei konjunkturell bedingter Arbeitslosigkeit 
ist vor allem der Bund für Gegensteue­
rungsmaßnahmen zuständig. Die Gemein­
den konnten aufgrund der Erfahrungen bis 
in die 70er Jahre hinein davon ausgehen, 
daß Arbeitslosigkeit durch eine globale Be-

Hubert Hoffmann (/.) und Jochen Stauder 

schäftigungspolitik binnen kurzer Frist wie­
der beseitigt würde. Die Frage eines ausrei­
chenden Beschäftigungsniveaus löste sich 
aus der Sicht der Kommunen also gewis­
sermaßen von selbst. Entsprechend waren 
auch Gewerbe- und Ansiedlungspolitik als 
Hauptpfeiler der kommunalen Wirtschafts­
förderung unbestritten und ausreichend. 
Erst die 80er Jahre haben die Beschäfti­
gungsfrage auch auf kommunaler Ebene 
aktuell werden lassen: 
- Aus fiskalischen Eigeninteressen: Mit der 

Dauer der Arbeitslosigkeit sind die finan­
ziellen Belastungen für die Kommunen 
(Sozialhilfe, zunehmender Anteil der re­
parativen Leistungen im Bereich der Ju­
gendarbeit u.v.a.) sehr stark angestie­
gen. 

- Aus politischen Gründen: Mit den 
Schwierigkeiten der global-staatlichen 
Beschäftigungspolitik sind die Gemein-

den zunehmend zum Adressaten be­
schäftigungspol itischer Forderungen 
geworden. 

- Aufgrund gesamtwirtschaftlicher Erwä­
gungen: Für die Bekämpfung strukturel­
ler Arbeitslosigkeit {also Arbeitslosigkeit, 
die nicht durch einen konjunkturellen 
Nachfrageausfall bedingt ist und nicht 
ohne weiteres durch ein traditionelles 
Konjunkturprogramm beseitigt werden 
kann) lassen sich Argumente aufzeigen, 
daß auch die Kommunen einen Beitrag 
für mehr Beschäftigung leisten können. 

Die klassischen Instrumente der Wirt­
schaftsförderung (Ansiedlungs- und Ge­
werbepolitik) sind für die aktuelle Aufga­
benstellung allerdings nur sehr bedingt ein­
setzbar, da sie dem Ziel- Schaffung neuer 
Arbeitsplätze - nur indirekt und unter gro­
ßen Effizienzverlusten (Mitnahmeeffekte) 
dienstbar gemacht werden können. Insbe-
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sondere die Kommunen aus struktur­
schwachen Regionen geraten bei der härter 
werdenden "Bürgermeisterkonkurrenz" um 
Unternehmensansiedlungen immer mehr 
ins Hintertreffen. Sie sind deshalb darauf 
angewiesen, neue und effiziente Wege für 
eine kommunale Beschäftigungspolitik zu 
entdecken, die ihren spezifischen Bedin­
gungen gerecht werden. Freilich existieren 
für eine Beschäftigungspolitik auf kommu­
naler Ebene weder theoretische Konzeptio­
nen noch- sieht man von verschütteten Ex­
perimenten in der Weimarer Republik ein­
mal ab - praktische Erfahrungen, weil Be­
schäftigungspolitik erst in allerjüngster Zeit 
als kommunale Herausforderung entdeckt 
worden ist. Es kann daher nicht verwun­
dern, wenn die neuen Aktivitäten der Kom­
munen in diesem Feld zum Teil sehr kontro­
vers diskutiert und nicht immer den Ansprü­
chen gerecht werden, die an eine Beschäf­
tigungspolitik zu stellen sind. Ein Beispiel 
hierfür ist das inzwischen weit verbreitete 
"Hamburger Modell" (befristete Arbeitsver­
träge für Sozialhilfeempfänger), bei dem es 
im Kern darum geht, die Kosten der Arbeits­
losigkeit auf einen anderen Träger (Bundes­
anstalt für Arbeit) weiterzuwälzen. 
Unsere Ausgangsthese lautet: Ein dauer­
hafter Zuwachs an Beschäftigung läßt sich 
im wesentlichen nur über neue Produkte 
und neue Bedürfnisse, also über die inno­
vative Ausdifferenzierung des bestehenden 
Angebotes realisieren. Eine lediglich quan­
titative Ausweitung des gängigen Marktab­
gebotes führt mittelfristig nur zur Umlen­
kung der Nachfrageströme, zum Verdrän­
gungswettbewerb und damit zum Abbau 
von Beschäftigung an anderen Stellen. So­
fern es den Gemeinden gelingt, die Entdek­
kung neuer Tätigkeitsfelder anzuregen und 
ihre wirtschaftliche Nutzung zu unterstüt­
zen, leisten sie einen Beitrag für den Abbau 
von Arbeitslosigkeit. 

Ideenwettbewerb zur Entdeckung neuer 
Bedürfnisse und neuer Prod!,Jkte 

Bei der Initiative zum Ideenwettbewerb sind 
wir von der Überlegung ausgegangen, daß 
für die Entdeckung neuer Produkte, neuer 
Bedürfnisse, ungenutzter Ressourcen und 
regionale Entwicklungschancen nicht nur 
die Fachleute gefordert sind - schließlich 
verfügt die Gesamtheit der Bürger über 
mehr Wissen und Phantasie als wenige Ex­
perten. Aus den unterschiedlichsten Le­
benszusammenhängen, in deneA sich der 
Einzelne befindet und aus der Nähe zur Pra­
xis ergeben sich Ideen, die bislang nicht be­
schäftigungswirksam genutz! werden, et­
wa, weil nicht jeder, der über eine realisier­
bare Produktidee verfügt, willens oder in 
der Lage ist, sie wirtschaftlich zu verwerten. 
Ziel des Ideenwettbewerbs war es also zu­
nächst, über die Erfahrungen und Kompe­
tenz sowie den Einfallsreichtum vieler Laien 
und Fachleute potentielle neue Tätigkeits­
felder ausfindig zu machen und so zu Pro­
duktideen/Angebotsmöglichkeiten zu kom­
men, die sich derzeit am Markt noch nicht 
etabliert haben, mit Hilfe eines Anstoßes, 
z.B. in Form einer finanziellen Anlaufförde­
rung, aber bis zur Marktreife weiterentwik­
kelt werden können. 
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Das schien uns insofern ein interessanter 
Ansatzpunkt zu sein, als im Zuge veränder­
ter Lebensbedingungen und Werte neue 
Bedürfnisse (und damit neue Arbeitsfelder) 
entstanden sind, denen aber noch kein ent­
sprechendes Angebot an erwerbsmäßigen 
Arbeitsmöglichkeiten gegenübersteht. 
Gründe für dieses Angebotsdefizit können 
sein: 

- Die neuen potentiellen Arbeitsfelder/ 
Produktmöglichkeiten sind zumindest 
bei denen, die zu einer wirtschaftlichen 
Umsetzung in der Lage wären, noch un­
bekannt. 

- Der privaten Wirtschaft ist es unter den 
bestehenden Verhältnissen zu riskant, 
solche neuen Arbeitsfelder zu erschlie­
ßen. 

- Für Leistungen, die prinzipiell nur von der 
öffentlichen Hand finanziert werden kön­
nen: Die neuen Bedürfnisse/Arbeitsfel­
der werden vom Staat noch nicht als öf­
fentliche Aufgabe gesehen, obwohl es 
aus der Verpflichtung des Staates zur 
Daseinsvorsorge heraus notwendig wä­
re. Z.B. hat es viele Jahre gedauert, bis 
Umwelt- und Naturschutz als wichtige 
öffentliche Aufgabe (erst bei Bund und 
Ländern, in den letzten Jahren auch zu­
nehmend bei den Kommunen) anerkannt 
worden ist. 

Der Text in der Ausschreibung war relativ 
offen gehalten, um nicht schon von vorn­
herein bestimmte Möglichkeiten auszu­
schließen: "Es sollen Vorschläge der Bevöl­
kerung gesammelt werden, in welchen Be­
reichen Aussicht besteht, daß neuartige Ar­
beitsplätze entstehen können". Wichtige 
Bedingungen waren lediglich: 
- Die vorgeschlagenen Produkte/Leistun­

gen müssen zumindest mit Blick auf die 
regionale Angebotsstruktur neuartig 
sein. 

- Es sollen in Verbindung mit diesen neuen 
Produkten/Leistungen Dauerarbeitsplät­
ze entstehen. 

- Es müssen Handlungsmöglichkeiten auf 
kommunaler Ebene vorhanden sein. 

Offen war dagegen, wer bzw. welche lnsti-

tution rechtlicher und finanzieller Träger 
des neuen Angebots sein sollte. 
Grundsätzlich gibt es drei Möglichkeiten: 
- Das neue Angebot finanziert sich mittel­

und langfristig über den Markt (Markt~ 
sektor). 

- Das neue Angebot wird in den Katalog 
öffentlicher Leistungen aufgenommen 
(Staatssektor). 

- Die Kosten der neuen Arbeitsplätze kön­
nen nur zum Teil über Markterlöse finan­
ziert werden, es ist aber möglich, dau­
ernde Zuschüsse von Dritten (die ver­
schiedenen Ministerien von Bund und 
Land, die Kommune, sonstige öffentli­
che, halböffentliche und private Organi­
sationen) zu erhalten (Mischsektor). 

Prinzipiell waren Vorschläge zu allen Berei­
chen gefragt, wobei allerdings die marktfä­
higen Projekte gerade unter dem Blick einer 
dauerhaften Finanzierung neuer Arbeits­
plätze die interessantesten sein dürften: Die 
Ausweitung des Staatssektors stößt gera­
de bei den Kommunen auf enge Grenzen 
und mischfinanzierte Projekte sind wegen 
der Notwendigkeit dauerhafter Zuschüsse 
relativ labil, d.h. können immer wieder in 
Frage gestellt werden . 

Organisation des Wettbewerbs 

Um die Seriosität und die hohe gesell­
schaftliche Akzeptanz dieser Aktion nach 
außen zu dokumentieren und schon im An­
satz organisatorische und finanzielle Mög­
lichkeiten für die Umsetzung einzelner Vor­
schläge im Rahmen des Ideenwettbewerbs 
zu eröffnen, haben wir es für notwendig an­
gesehen, die Unterstützung des Ideenwett­
bewerbs durch möglichst alle wichtigen ge­
sellschaftl ichen Gruppen zu erreichen und 
nach außen sichtbar zu machen. Zu diesem 
Zweck sind verschiedene Organe geschaf­
fen und möglichst breit besetzt worden. 
Aufgabe des Repräsentantenkreises war 
die gemeinsame Schirmherrschaft promi­
nenter Personen, die das gesamte gesell-



schaftliehe Spektrum vertreten, welches 
mit dem Wettbewerb angesprochen wer­
den sollte. 
Hinsichtlich der Jury galten im Prinzip die 
gleichen Maßstäbe wie für den Repräsen­
tantenkreis. Allerdings wurde hier Promi­
nenz wenigerwichtig angesehen als Praxis­
nähe. 
Dem wissenschaftlichen Beirat gehörten 
zwei Hochschullehrer vom Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften der Philipps­
Universität Marburg an. 
Um eine möglichst hohe Beteiligung der 
Bevölkerung am Ideenwettbewerb zu errei­
chen, war eine intensive Presse- und Öf­
fentlichkeitsarbeit notwendig. Als fruchtbar 
hat sich der Weg erwiesen, bestimmte rele­
vante Zielgruppen wie einzelne Wirt­
schaftszweige, die Universität, Schulen, die 
Stadtverwaltung u.a. gesondert anzuspre­
chen. 
Weiterhin sind auf unsere Initiative hin drei 
Arbeitsgruppen oder Gesprächskreise ent­
standen (eine an der Volkshochschule 
Stadt Marburg, eine studentische Gruppe 
am Fachbereich Wirtschaftswissenschaf­
ten, eine interdisziplinäre Runde von Wis­
senschaftlern der Philipps-Universität), die 
sich über einen längeren Zeitraum in der 
Regel einmal wöchentlich zusammenge­
funden haben, um in einem gemeinsamen 
Brainstorming neue Arbeitsplatzideen zu 
entdecken und konzeptionelle Vorstellun­
gen für die Umsetzung zu entwickeln. Ein 
Großteil der eingereichten Vorschläge (über 
30 %) sind in diesen drei Arbeitsgruppen 
entstanden. 

Ergebnisse und Erfahrungen 

Die Resonanz des Ideenwettbewerbs in der 
Bevölkerung war überraschend groß; 200 
Vorschläge sind während der rund 1hjähri­
gen Laufzeit des Wettbewerbes beim Amt 
für Wirtschaftsförderung eingegangen. 
Qualität und Umfang der Vorschläge war 
sehr unterschiedlich. Sie reichem von sehr 
umfangreichen und detailliert ausgearbei­
teten Konzepten bis hin zu Vorschlägen, die 
mit wenigen Worten auskommen. Über­
durchschnittlich viele Einsendungen gab es 
zu folgenden Bereichen: 
- Umwelt (Energie, Abfallverwertung), 
- Soziales, Altenarbeit, 
- Staatliche Beratungsleistungen, 
- Kultur und Sport, 
- Stadtsanierung, 
- Bildung und Ausbildung, 
- Erfindungen. 
Die Prämierung der eingereichten Ideen er­
folgte in Anl~hnung an Kriterien, die sowohl 
in einer Schrift zur Konzeption des Wettbe­
werbes als auch in der Teilnehmerunterlage 
niedergelegt worden waren. 
Gemessen an dem eigentlichen Ziel des 
ldeenwettbewerbs, neue Produktideen und 
Bedarfsfelder herauszufiltern, welche die 
Basis für die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
abgeben könnten, hat der Wettbewerb wei­
testgehend seine Entdeckungsfunktion er­
füllt. Viele Ideen sind erst durch den Wett­
bewerb entstanden oder zumindest öffent­
lich gemacht worden. ln den vom veranstal­
tenden Amt initiierten und betreuten Ar-

beitsgruppen haben sich kreative Arbeits­
ergebnisse quasi selbstlaufend eingestellt. 
Der für Arbeitsgruppen angefertigte Leitfa­
den dürfte den Einstieg erleichtert haben, 
hat aber gemessen am Verlauf der Grup­
pensitzungen, eine mehr oder minder un­
tergeordnete Rolle gespielt. 
Wenig Resonanz hat der Wettbewerb in 
den Schulen gefunden. Dies läßt sich nicht 
nur an der Zahl der beim Veranstalter einge­
reichten Vorschläge ablesen. Auch Sitzun­
gen der Lehrerfortbildung zum Wettbe­
werbsthema waren schlecht besucht. Da­
gegen war die vom Veranstalter eigens zum 
Thema Arbeitslosigkeit zusammengestellte 
Lehreinheit begehrt. Wir schließen daraus, 
daß zwar das Thema für die Schularbeit von 
Interesse war, eine Teilnahme am Wettbe­
werb aber deshalb erschwert wurde, weil 
eine Aufnahme des Themas in das laufende 
Unterrichtsprogramm kurzfristig nicht zu 
disponieren war. 

Insgesamt hat der Ideenwettbewerb nicht 
kausal zu neuen Arbeitsplätzen geführt, je­
doch mittelbar weitere Voraussetzungen 
hierfür geschaffen bzw. die Umsetzung ver­
schiedener Projektvorschläge begünstigt. 
Weitere positive Ergebnisse des Ideenwett­
bewerbs sehen wir in folgenden Punkten: 

- Der Kontakt und die Zusammenarbeit 
mit lnnovatoren und Unternehmens­
gründern hat sich verstärkt. Knapp 6 Mo­
nate nach Ablauf der Maßnahme regi­
striert das Amt für Wirtschaftsförderung 
überdurchschnittlich viele Anfragen in­
novativer Existenzgründer, insbesonde-
re aus dem technischen Bereich. · 

- Die Beziehungen zur ortsansässigen 
Universität haben sich weiter verbessert. 
Über die Wahrnehmung eines Lehrauf­
trages konnte das Thema kommunale 
Beschäftigungspolitik in die Universität 
getragen, dort bearbeitet und weiterent­
wickelt werden. 

- Technische Fragestellungen bei der Be­
urteilung der Marktchancen potentieller 
Unternehmensgründer wurden auf der 
Basis der im Wettbewerb geschaffenen 
Kontakte bereitwillig und unbürokratisch 
von Mitarbeitern der Universität behan­
delt. 

- Der Wissenstransfer zwischen Universi­
tät und Stadt hat sich auch dahingehend 
verstärkt, als einzelne Projektideen im 
Rahmen von Seminarthemen weiterbe­
handelt und v.a. einer Wirtschaftlich­
keitsanalyse unterzogen werden konn­
ten. 
Dies hat einerseits die "Kapazität" des 
Amtes für Wirtschaftsförderung erwei­
tert, andererseits haben Universität und 
Studenten die damit verbundene prakti­
sche Tätigkeit und das Vertiefen der Pro­
bleme "vor Ort" als weiterbringend erfah­
ren. 

- Die große öffentliche Aufmerksamkeit 
des Wettbewerbes hat die Umsetzungs­
möglichkeit einzelner Projektideen um 
einiges erweitert. So hat er nicht nur dazu 
geführt, daß öffentliche Mittel für die pro­
jektgebundene Prüfung und Umsetzung 
zur Verfügung gestellt wurden. Er hat 
auch bewirkt, daß die projektbezogene 
Zusammenarbeit zwischen Privatwirt­
schaft und verschiedenen Stellen der öf-

fentlichen Hand neu aktiviert bzw. er­
möglicht worden ist. 

Die möglicherweise entscheidenste mittel­
bare Wirkung des Wettbewerbs dürfte darin 
liegen, daß Uberlegungen entstanden sind, 
wie auf kommunaler Ebene die Ergebnisse 
des Wettbewerbes umgesetzt werden 
könnten. Im Kern ging es also um die Frage, 
welche Chancen auf kommunaler Ebene für 
eine Beschäftigungspolitik bestehen und 
welcher Weg auch unter Anlegung gesamt­
wirtschaftlicher Kriterien und aufgrund be­
grenzter ökonomischer Möglichkeiten der 
erfolgversprechendste ist. 
Wir haben gleichlaufend mit dem Wettbe­
werb hierüber nachgedacht und uns für die 
Aktivierung einer differenzierten örtlichen 
Angebotspolitik mittels Existenzgründun­
gen entschieden. Die darauf abzielende 
Konzeption wird Mitte des Jahres 1986 auf 
Kreisebene umgesetzt werden können. 
Kreis- und Stadtparlament haben im April 
1986 die entsprechenden Beschlüsse ge­
faßt. Das Land Hessen hat sich bereiter­
klärt, die Marburger Initiative zur Beschäfti­
gungspolitik modellhaftund institutionell zu 
fördern . 

• Jochen Stauder ist Wirtschaftsförderungs­
referent der Stadt Marburg, Hubert Hoff­
mann ein Mitarbeiter des Marburger Wirt­
schaftsförderungsamtes. 
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Gesamtwirtschaftliche Aspekte 
kommunaler Beschäftigungspolitik 

Der von der Stadt Marburg ausgerichtete 
Ideenwettbewerb zur Schaffung neuer Ar­
beitsplätze in der Region Marburg läßt sich 
als Versuch interpretieren, die lokale Be­
schäftigungssituation positiv zu beeinflus­
sen. Vor dem Hintergrund der hohen Dauer­
arbeitslosigkeit auch im Marburger Raum 
wird nach Wegen gesucht, das private und 
öffentliche Leistungsangebot beschäfti­
gungswirksam zu verändern bzw. zu erwei­
tern. 
Aus der Sicht der Kommune erscheint es 
einleuchtend, ergänzend zu den allgemei­
nen bundes- und landespolitischen Bemü­
hungen im Bereich der Beschäftigungsför­
derung verstärkt nach Möglichkeiten zu su­
chen, mit denen die Arbeitslosigkeit gezielt 
verringert werden kann. Eine erfolgreiche 
Strategie mindert einerseits die hohen So­
zialkosten, die von denKommunen im Zu­
sammenhang mit der Arbeitslosigkeit zu 
tr~gen sind, und erhöht andererseits die 
Wirtschaftskraft der Region und die kom­
munale Finanzkraft. Auch kommunalpoli­
tisch erscheint eine solche kommunale In­
itiative angezeigt, wenn in der Bevölkerung 
der Eindruck entsteht, daß die eigene Kom­
mune einen Beitrag zum Abbau der lokalen 
Arbeitslosigkeit leisten solle und auch kön­
ne. 
Aus übergeordneter Sicht stellt sich freilich 
die Frage, ob entsprechende kommunale 
Aktivitäten mit Blick auf die Verbesserung 
des gesamtwirtschaftlichen Beschäfti­
gungsniveaus wünschenswert und sinnvoll 
sind. Hier kommt es entscheidend auf die 
konkrete Ausgestaltung der beschäfti­
gungspolitischen Bemühungen an. Dabei 
erscheinen aus ökonomischer Sicht vor al­
lem folgende Aspekte bedeutsam: 
1. Eine gezielte finanzielle Förderung pri­

vatwirtschaftlich rentabler Projekte mit 
den dazugehörigen Arbeitsplätzen wirft 
Probleme auf, insbesondere, wenn der 
Raum Marburg für diese Projekte keine 
besonderen Standortvorteile aufweist. 
Legt man einen gesamtwirtschaftlichen 
Maßstab an, so besteht die Gefahr einer 
.. Subventionskonkurrenz" unterden Ge­
meinden. Diese könnte dazu führen, daß 
die vorhandenen Arbeitsplätze lediglich 
regional umverteilt werden, ohne ge­
samtwirtschaftlich zusätzliche Arbeits­
plätze zu schaffen. 
Daraus ist jedoch nicht zu folgern, daß 
die Kommunen grundsätzlich keine An­
strengungen mehr unternehmen sollten, 
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um etwa durch entsprechende Vorlei­
stungen für den Unternehmenssektor 
als Standort attraktiv zu sein und damit 
regional und wohl auch gesamtwirt­
schaftlich einen Wachstumsbeitrag zu 
leisten. Nur sollten diesen Bemühungen 
in der Regel allgemein ausgelegt sein 
(z. B. durch Bereitstellung einer geeigne­
ten Infrastruktur) und nicht selektiv, etwa 
durch die gezielte Subventionierung ein­
zelner Unternehmen. 
Neben diesem Aspekt könnten die Kom­
munen die Bemühungen der zuständi­
gen Wirtschaftsverbände unterstützen, 
die Information bezüglich eventueller 
(regionaler) Marktlücken, aber auch 
überlokaler Finanzierungshilfen usw. zu 
verbessern. 

2. Von der Absage an eine direkte kommu­
nale Unternehmensförderung auszu­
nehmen sind eventuell solche Produk­
tionen, die etwa aufgrundbesonders ho­
her Risiken oder anfänglicher Finanzie­
rungsengpässe einer öffentlichen Initial­
förderung bedürfen, sofern sich solche 
Projekte mit einiger Wahrscheinlichkeit 
auf längere Sicht privatwirtschaftlich 
selbst tragen. Soweit eine Anfangsför­
derung nicht in erster Linie durch re­
gionsspezifische Standortnachteile ver­
ursacht wird, erscheint eine gezielte 
kommunale Wirtschaftsförderung hier 
als gesamtwirtschaftlich weniger pro­
blematisch. Allerdings sind in diesem 
Bereich wohl in erster Linie übergeord­
nete Gebietskörperschaften zur Förde­
rung aufgerufen. 

3. Aus verschiedenen, auch nichtökono­
mischen Gründen, könnten sich die 
Kommunen ungeachtet der zuvor disku­
tierten Zusammenhänge zu einer stärker 
selektiven Unternehmensförderung ent­
schließen. ln diesem Fall wäre es aus ge­
samtwirtschaftlicher Sicht am ehesten 
sinnvoll, solche Produktionen bzw. Be­
triebe zu bevorzugen, für die die Region 
Standortvorteile im Vergleich zu Konkur­
renzstandorten aufweist. ln diesen Wirt­
schaftsbereichen scheint auf längere 
Sicht ein relativ hohes Maß an privatwirt­
schaftlicher Eigendynamik möglich. Zu 
diesen Standortvorteilen zählen in Mar­
burg etwa die zentrale geographische 
Lage, der hohe Freizeitwert oder die Ein­
richtungen und Kommunikationsmög­
lichkeiten (mit) der Universität. 

4. ln traditionell kommunal mitfinanzierten 

oder ausschließlich von den Kommunen 
abgedeckten Versorgungsbereichen 
besteht zum einen die Daueraufgabe, 
bei gegebenem Leistungsangebot nach 
Einsparungsmöglichkeiten zu suchen 
und damit Finanzmasse für andere be­
schäftigungswirksame Aufgaben freizu­
setzen; zum anderen ist unter dem Be­
schäftigungsaspekt die bisherige Priori­
tätensetzung der Aufgabenerfüllung zu 
überprüfen. Bei gegebenen kommuna­
len Finanzmitteln könnte eine Verände­
rung der Verausgabung der Mittel in der 
Weise erfolgen, daß im Endeffekt die 
Zahl der kommunalen Arbeitsplätze er­
höht wird. Dies hat freilich eine Umbe­
wertung im Zielspektrum der Kommu­
nalpolitik zur Voraussetzung, verändert 
sich doch gleichzeitig die Struktur der 
angebotenen Leistungen. Diese Verän­
derung geschieht dann in der Tendenz 
zu Lasten der investiven Aufgabenerfül­
lung. 

5. Sollte es durch die kommunale Beschäf­
tigungspolitik, in welcher Form auch im­
mer sie betrieben wird, zu einer Auswei­
tung der kommunalen Aufgaben kom­
men, so sind im hier interessierenden 
Zusammenhang in jedem Fall die negati­
ven Beschäftigungswirkungen einzube­
ziehen, die durch die zusätzliche Auf­
bringung der notwendigen Finanzie­
rungsmittel im privaten Sektor verur­
sacht werden. 

Insgesamt dokumentiert der Ideenwettbe­
werb als Ansatzpunkt einer kommunalen 
Beschäftigungspolitik, stärker als dies bis­
lang durch die kommunale Wirtschaftspoli­
tik der Fall war, ein unmittelbares kommu­
nales Interesse an der Verbesserung der 
kommunalen Beschäftigungssituation. Un­
ter Beachtung der zuvor diskutierten Rah­
menbedingungen kann dabei sogar ein Bei­
trag zur Anhebung des gesamtwirtschaftli­
chen Beschäftigungsniveaus geleistet wer­
den und es kommt nicht zu einem .. Export 
der Arbeitslosigkeit " in andere Regionen. 
Dies enthebt Bund und Länder allerdings 
nicht ihrer Verpflichtung, die beschäfti­
gungspolitischen Bemühungen im bisheri­
gen Umfang aufrechtzuerhalten oder sogar 
zu verstärken. 

• Der Verfasser ist Akademischer Rat am Fachbereich 
Wirtschaftswissenscha en der Philipps-Universität 
Marburg 



Innovation 
und Qualifikation 

Eine einfache Formel lautet: Maschinen 
haben die Kraft des Menschen verstärkt, 
Informationstechnik verstärkt die Intelli­
genz des Menschen. Zum Werkzeug tritt 
also das "Denkzeug" hinzu. Es unter­
stützt und erweitert die menschlichen 
Fähigkeiten zur Aufbewahrung wie Ver­
arbeitung von Informationen und zur 
Kommunikation. Der Begriff "künstliche 
Intelligenz" zeigt die Tendenz der weite­
ren Entwicklung auf. 
44 Jahre sind vergangen, seit dererste pro­
grammgesteuerte Rechenautomat in Be­
trieb genommen worden ist: die ZUSE Z 3. 
Die Erfindung des Transistors und die Her­
stellungstechnologien für hochintegrierte 
Halbleiterbausteine ab Mitte der 60er Jahre 
haben dann die bekannte Dynamik ausge­
löst, die zu immer leistungsfähigeren und 
handlicheren Geräten geführt hat. Mit der 
Massenfertigung und der zunehmenden In­
tegration von Schaltkreisen ist eine drasti­
sche Verminderung der Kosten einherge- . 
gangen. Die programmierbare Informa­
tionsverarbeitung für jedermann ist heute 
kein Schlagwort mehr, sondern Realität bei 
Herstellern und Nutzern aller Art. 
Bildfernsprechen, Daten-, Text- und Bild­
übertragung, fernsteuern u.ä. über alle Ent­
fernungen hinweg werden die noch übli­
chen Formen der Kommunikation teils er­
gänzen, teils ablösen. Bald wird das digitale 
Netz integrierter Dienste - meist ISDN ge­
nannt - als neues Element zur bisherigen 
Infrastruktur von Verkehr, Strom und Fern­
sprecher hinzutreten. Kurz, die "lnformati­
sierung" der Gesellschaft in nahezu allen 
Lebensbereichen hat begonnen. 

"lnformatisierung" der Gesellschaft 

Wir leben im gleitenden Übergang von der 
Industrie- und lnformationsgesellschaft. 
Wissenschaft und Technik treiben diesen 
Prozeß voran. Die Wirtschaft aber setzt ihn 
um: in neue Produkte oder neue Produk­
tionsverfahren. Diese sind z.T. zugleich 
neue Arbeitsmittel oder Arbeitsverfahren. 
Darauf ist die Bundesrepublik Deutschland 
als ein energie- und rohstoffarmes Land mit 
vergleichsweise hohem Qualifikations- und 

von Hans-Herbart Wilhelmi* 

Lohnniveau auch angewiesen. Ihre Wirt­
schaft ist international stark verflochten. 
Nur die Verbesserung vorhandener und die 
Entwicklung neuer Produkte und Verfahren 

sichert die Leistungs- und Wettbewerbsfä­
higkeit der Wirtschaft und damit die Ar­
beitsplätze. Diese Innovationskonkurrenz 
kennzeichnet den internationalen Wettbe­
werb zwischen den entwickelten Industrie­
ländern, aber auch zwischen ihnen und den 
zum Markt drängenden Schwellenländern. 
Die rasche Beherrschung und wirtschaftli­
che Nutzung neuer Technologien stellt hier 
eine wichtige Voraussetzung für den wirt­
schaftlichen Erfolg dar. Damit erlangt das 
Element der Innovation einen immer höhe­
ren Stellenwert. 
Die beschleunigte technische Entwicklung 
sowie die Wandlungen der Märkte und der 
Wettbewerbsbedingungen zwingen immer 
mehr Unternehmen aller Größenordnungen 
und wirtschaftlichen Sektoren zur verstärk­
ten Einführung neuer Technologien. Neben 
der Industrie sind auch Handwerk und Han-

del sowie freie Berufe und die Verwaltung 
gleichermaßen einbezogen. Wo immer die­
se Prozesse ablaufen, geht es um Automa­
tisierung, Computerisierung, Digitalisie­
rung, Robotisierung und Standardisierung. 
Alle diese Begriffe kennzeichnen die Über­
nahme menschlicher Fertigkeiten und Fä­
higkeiten auf Maschinen. Das seit Jahr­
zehnten vertraute Mensch-Maschine-Sy­
stem der Industriegesellschaft verändert im 
Übergang zur Informationsgesellschaft sei­
ne Schnittstellen. 

Neue Technologien zur Humanisierung 
der Arbeit 

Es ist dieser Tatbestand, der auf den grund­
legenden Zusammenhang von Innovation 
und Qualifikation verweist. Die Rolle des 
Menschen im Wirtschafts- und Arbeitspro­
zeß wandelt sich in einer Weise, die her­
kömmliche Vorstellungen übersteigt. An­
schaulichkeit und direkter Zugriff bei Pro­
duktionsvorgängen gehen verloren; ein 
Rückgriff auf frühere Erfahrungen entfällt 
vielfach; individuelle Verantwortlichkeit in 
einem automatisierten Gesamtprozeß ist 
nur noch schwer festzumachen. Zugleich 
ist freilich festzustellen, daß die Anwen­
dung neuer Technologien zur Humanisie­
rung der Arbeitswelt beitragen kann. Es gibt 
schon Beispiele dafür, daß an die Stelle im­
mer weiter vorangetriebener Arbeitsteilung 
eine Zusammenfügung von Arbeitselemen­
ten tritt, so daß ganzheitlichere Strukturen 
entstehen. 
ln der öffentlichen Debatte werden diese 
positiven Chancen nicht immer gesehen, in 
der einzelbetrieblichen Realität nicht immer 
genutzt. Nach Ansicht eines bekannten Un­
ternehmensberaters werden nämlich die 
nötigen sachlichen, organisatorischen und 
personellen Voraussetzungen häufig miß­
achtet. Aus einem längeren Katalog gravie­
render Fehler möchte ich nennen: 
- Blindes traditionelles Vertrauen in die 

Technik, ohne zu bedenken, daß Men- . 
sehen sie nutzen und effizient machen 
müssen; 

- Vernachlässigung der motivations- und 
verhaltenspsychologischen Grundsätze. 
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Es geht um die Einsicht, daß im lnnova­
tionsprozeß die Rolle des Menschen als 
Subjekt zu bewahren ist, er also nicht als 
Objekt scheinbarer technischer Sachzwän­
ge behandelt werden darf. Das Motto "Kei­
ne Innovation ohne Qualifikation" meint so­
mit, daß die Situation und die Bedürfnisse 
aller beteil igten Personen zu bedenken ist­
vom Management bis zu den Un- oder An­
gelernten. Das aber bedeutet zugleich eine 
außerordentliche Herausforderung an das 
Bildungssystem, also an die allgemeine wie 
die berufliche Bildung gleichermaßen. 

Berufliche Weiterbildung im Betrieb 

Es wäre vorschnell, den Ball nunmehr an 
die Bildungspolitik und das Geschehen in 
den Bildungseinrichtungen zurückzuspie­
len. Denn zunächst einmal sind es die Be­
triebe, die in eigener Verantwortung und auf 
eigenes Risiko entscheiden, ob und wann, 
in welcher Breite und auf welchen Wegen 
sie technische Innovationen vollziehen wol­
len. Dies ist die Ausgangslage. Sie wird zum 
einen bestimmt von Markt und Wettbe­
werb, zum anderen von Strategie und Ka­
pazität. Zur Kapazität eines Betriebes je­
doch gehört sein "Humankapital". ln Japan 
sagt man: "Das Gold ist in den Köpfen der 
Mitarbeiter". Das scheint mir ein guter 
Denkansatz, um die Faktoren Technik, Or­
ganisation und Personal angemessener zu 
gewichten. 
Ein Betrieb muß also ausgehen von den 
vorhandenen Mitarbeitern, von ihrem Kön­
nen und von ihrer Leistungsbereitschaft 
Beides, Können wie Leistungsbereitschaft, 
hängt in hohem Maß davon ab, was der Be­
trieb in seine Mitarbeiter investiert. Neuein­
stellungen frisch ausgebildeter Kräfte kön­
nen nur in•begrenztem Maß einen dauerhaft 
angelegten lnnovationsprozeß tragen und 
den Betrieb so nach vorn bringen. 
Diese Aussage erscheint trivial. Sie ist es je­
doch nicht. Das erfährt man schnell, wenn 
man mit Mitarbeitern von Betrieben offen 
spricht. Nicht umsonst hat der Präsident 
des Deutschen Industrie- und Handelsta­
ges, Herr von Amerongen, Anfang Novem­
ber 1985 in einer Rede gefordert: "Weiter­
bildung muß Bestandteil der Personal- und 
Firmenpolitik werden .. . Jede Führungskraft 
sollte mindestens einige Jahre lang in der 
betrieblichen Weiterbildung eingesetzt 
werden ... " Es kommt wohl in der Tat auf 
das Beispiel des Managements an, damit 
auf den unteren Funktionsebenen innovati­
ves Denken und Handeln Platz greift. Je 
mehr dies aber gelingt, desto eher wird sich 
der hierfür nötige Aufwand - etwa an Lehr­
gängen - durch verbessertes Können und 
erhöhte Leistungsbereitschaft rentieren. 
Das ist keine leere Behauptung. Eine ganze 
Reihe vo Unternehmen haben diese Erfah­
rung längst gemacht, und das nicht nur in 
der besonders dynamischen Branche der 
Informationstechnik selbst. 
Damit bin ich bei dem Stichwort der berufli­
chen Weiterbildung angelangt. Sie wird in 
den nächsten Jahren quantitativ wie quali­
tativ prägend sein. Das wird von der Kom­
mission Weiterbildung des Landes Baden­
Württemberg ebenso betont wie vom lnsti-
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tut der deutschen Wirtschaft. Als Bedin­
gung für erfolgreiche Innovationsprozesse 
dürfen dann freilich nicht nur berufs- und 
arbeitsplatzbezogene Weiterbildungsmaß­
nahmen im Vordergrund stehen; vielmehr 
müssen gleichzeitig Status-, Hierarchie-, 
Flexibilitäts- und Mobilitätsprobleme ange­
gangen werden, um den Mitarbeitern in den 
Betrieben die Chance zu geben, die Verän­
derungen auch verantwortlich mitzutragen 
und damit potentielle Konflikte zu minimie­
ren. 
Unbestreitbar ist die Motivation des einzel­
nen die wichtigste Voraussetzung, wenn 
berufliche Weiterbildung Erfolg haben soll. 
Die Wurzeln zu dieser Motivation sollten 
schon früh gelegt werden, nämlich in der 
Schule und in der beruflichen Erstausbil­
dung. Der einzelne sollte also erfahren, daß 
Lernen Spaß macht und daß es ihn wei~er­
bringt. Auf der anderen Seite muß eine sol­
che Lernbereitschaft aber auch anerkannt 
und belohnt werden. Hier fehlt es bei man­
chen Vorgesetzten und in der Personalfüh­
rung in Betrieben nicht selten an der richti­
gen Einstellung. Erst mit einer sichtbaren 
Personalentwicklung wird ein Betrieb die 
dauerhafte Motivation seiner Mitarbeiter 
zur ständigen Auffrischung des Fach- und 
Erfahrungswissens schaffen und aufrecht­
erhalten können. 
Soweit diese Erkenntnis in höheren Stufen 
des Managements, insbesOndere bei Inge­
nieuren und Kaufleuten, noch fehlt und dies 

nicht auf Vorurteilen beruht, wäre dem 
leicht abzuhelfen: durch vermehrte und ver­
besserte Informationen. Das Angebot hier­
zu ist reichhaltig und vielfältig. Es käme 
wohl darauf an, sich für diese Thematik 
mehr Zeit zu nehmen als bisher. Mit der De­
legation der entsprechenden Aufgaben an 
Fachleute, seien sie aus dem eigenen Be­
trieb oder stammen sie von draußen, wird 
es auf die Dauer nicht getan sein. 
Bei aller Dynamik der Entwicklung läßt sich 
dennoch eins festhalten: Das gerade in 
Deutschland gewachsene und bewährte 
System der Berufe und der Berufsausbil­
dung wird durch die neuen Technologien 
zwar berührt, aber nicht durchlöchert oder 

gar aufgehoben. Es zeichnet sich auf vielen 
Feldern ab, daß die herkömmlichen Berufe 
zwar andere Teilqualifikationen erfordern 
werden, daß sie aber insgesamt bestehen 
bleiben und daß nur relativ wenige neue Be­
rufe hinzukommen werden. Damit wird der 
Schwerpunkt künftiger Anstrengungen zur 
Qualifizierung eher auf praxisbezogenen 
Teilqualifikationen liegen. Dies gilt sowohl 
für die berufliche Erstausbildung - die jetzt 
akute Neuordnung in den wichtigen Berufs­
feldern Elektrotechnik und Metalltechnik 
wird hierfür als Beispiel dienen - als auch 
für die berufliche Weiterbildung. 

Neue Technologien in der beruflichen 
Bildung 

Die Kernfrage lautet gegenwärtig, welche 
neuen Anforderungen sich durch die Ein­
führung der Informationstechnik in Berufen 
und Berufsfeldern ergeben und welche Bil­
dungsinhalte aus diesem Grund künftig zu­
sätzlich vermittelt werden müssen. Die mei­
sten Aktivitäten des "BMBW-Aktionspro­
gramms: Neue Technologien in der berufli­
chen Bildung" laufen in diese Richtung. Er­
ste Erkenntnisse aus Forschungsvorhaben 
und Modellversuchen liegen auch schon 
vor. ln der Literatur sind ebenfalls einige Er­
gebnisse vorgelegt worden. Dies gilt nicht 
zuletzt für das Thema "Schlüsselqualifika­
tionen". 

Der Erkenntnisstand ist insgesamt jedoch 
noch nicht befriedigend. Das hat auch ein 
erster Workshop gezeigt, den das Fraunho­
fer-lnstitut für Arbeitswirtschaft und Orga­
nisation zum Thema "Mikroelektronik in der 
industriellen Verwaltung - die Weiterbil­
dung in der kaufmännischen Sachbearbei­
tung" veranstaltet hat. Dieser Workshop ist 
der erste in einer Reihe von zehn ähnlich an­
gelegten Veranstaltungen, die zu einer Ge­
samtauswertung der verfügbaren Daten 
und Fakten auf dem Feld der Auswirkungen 
der neuen Technologien beitragen soll. Es 
hat sich dabei wiederum bestätigt, daß grö­
ßere Firmen mit eigener Bildungsabteilung 
am ehesten in der Lage sind, auf die neuen 



Anforderungen zu reagieren. Demgegen­
über sind mittlere und kleinere Unterneh­
men in einer schwierigen Lage. Am Ende 
der Skala stehen die Arbeitslosen, die auf 
Angebote der verschiedenen Bildungsträ­
ger angewiesen sind, ohne daß diese Ange­
bote mit dem tatsächlich vorhandenen 
Qualifikationsbedarf in den Betrieben ab­
gestimmt werden. 
Ein weiteres Ergebnis dieser Veranstaltung 
war, daß die häufig geltend gemachten 
Tendenzen zu ganzheitlicheren Strukturen 
in der Arbeitsorganisation und zur dement­
sprechenden Höherqualifizierung der Mit­
arbeiter nicht durchgängig nachgewiesen 
werden konnten. Einige technische Ent­
wicklungen für das Büro der Zukunft weisen 
jedenfalls darauf hin, daß aufgrund höherer 
Automatisierung und vereinfachter Bedie­
nung die Tätigkeiten im Büro nicht ohne 
weiteres angereichert und erweitert werden 
können. Ob sich hier bei Einführung einer 
integrierten Daten- und Textverarbeitung, 
verbunden mit einer vernetzten Bürokom­
munikation, neue Aspekte ergeben werden, 
ist zunächst noch offengeblieben. 
Auf der anderen Seite kann nicht außer acht 
gelassen werden, daß in wenigen Jahren al­
le Schulabsolventen eine informationstech­
nische Grundbildung erhalten haben wer­
den. Sie kommen dann also mit einem Wis­
sen in die berufliche Erstausbildung, das 
heute erst nachträglich in der Weiterbildung 
vermittelt werden muß. Zwar ist die ent­
sprechende Umsetzung des "Rahmenkon­
zepts für die informationstechnische Bil­
dung in Schule und Ausbildung", das die 
Bund-Länder-Kommission für Bildungspla­
nung und Forschungsförderung am 7. De­
zember 1984 beschlossen hat, noch nicht 
in allen Ländern voll im Gange. Es ist aber 
schon an vielen Stellen erkennbar, daß die 
vermehrten Anstrengungen zur Curricu­
lumentwicklung und zur Lehrerfortbildung 
Früchte tragen. Auf längere Sicht muß man 
sich daher darauf einstellen, daß schon in 
der Allgemeinbildung das Thema der Infor­
mationstechnik behandelt worden ist. Die 
Berufsbildung kann auf diesem Grundwis­
sen aufbauen und so mit ihrer Spezialisie­
rung eher ansetzen. 
Dann jedoch stellt sich eine andere Frage, 
die mit der schnellen Veraltung des Fach­
und des. Erfahrungswissens zusammen­
hängt. Welche Inhalte gehören künftig noch 
in die berufliche Erstausbildung und welche 
eher in die berufliche Weiterbildung? Hier­
auf gibt es derzeit keinerlei Antworten. Die 
Anstöße müssen wohl eher von der berufli­
chen Weiterbildung erwartet werden. Im 
besten Fall kann die Weiterbildung Pilot­
funktion für die Erstausbildung überneh­
men. Die Ergebnisse der zahlreichen Mo­
dellversuche und ihre Auswertung werden 
etwa ab dem Jahr 1987 wichtige Fingerzei­
ge geben können. 
Mit dieser letzten grundsätzlichen Frage­
stellung möchte ich abbrechen. Es kommt 
nunmehr auf den Dialog mit allen Beteilig­
ten an. Der Zweck dieser Überlegungen 
wäre erfüllt, wenn die Untrennbarkeit des 
Zusammenhangs von Innovation und Qua­
lifikation erkannt und anerkannt würde. 

Der Verfasser ist stellv. Bundesvorsitzender 
der Liberalen Demokraten. 

Als ein Grüner bei 
den Blau-Gelben 

von Dr. Ernst Hoplitschek 

Es gilt heute nicht mehr als chic, die Libera­
len zu wählen. Noch weniger, darin Mitglied 
zu sein, geschweige denn, ihnen als Mit­
glied beizutreten, wenn man, so wie ich, 
vorher aktives Mitglied der GRÜNEN war. 
Berücksichtigt man zusätzlich, wie viele 
Freunde und Bekannte diesen Schritt be­
werten, dann scheint man den Himmel mit 
d~r Hölle vertauscht zu haben. Man gilt als 
"Uberläufer" schlechthin, was freilich der 
Kriegssprache entlehnt ist und von jenen 
kommt, die den Frieden sonst über alles 
stellen. 
Es ist richtig, daß es gewichtige Gründe ge­
ben muß, das "Lager" zu wechseln, zumal 
von einem subjektiven "Hoffnungsträger" 
wie den Grünen, zu einer Partei, mit der ma­
ximal all dasjenige assoziiert wird, was mit 
"Kapital", "Flick" und "Wende" zusammen­
hängt. Dabei hängt ein solcher Schritt mit 
den GRÜNEN selbst zusammen. 
Hätten diese ihre historische Chance ge­
nutzt und hätten sie sich auf dem Höhe­
punkt der Diskussion über die "Wende" 
entschieden, welche Themen mit welchen 
Formen zu transportieren seien, dann wäre 
ein solcher Schritt vielleicht überflüssig ge­
worden. Keine Frage: Eine Festlegung auf 
rechtsstaatliche Prinzipien, ein klares und 
unzweideutiges Bekenntnis zur repräsen­
tativen Demokratie als Grundprinzip und 
zum staatlichen Gewaltmonopol (hierzulan­
de) sowie zum "Markt" statt zum "Plan", 
dann hätte die F.D.P. historisch ausge­
spielt. Es wäre heute, wie in den Anfängen 
der GRÜNEN, immer noch chic, die GRÜ­
NEN zu wählen, aktiv mitzuareiten. 
Heute werden die GRÜNEN - und dies ga­
rantierte bisher ihre parlamentarische Exi­
stenz - von frustrierten Sozialdemokraten, 
aber kaum von so bezeichneten "bürgerli­
chen" Schichten gewählt, die zumindest 
gegen eines sind: gegen Großlösungen aus 
dem Geschichtsmuse.~m. Diese einmalige 
Chance haben die GRUNEN vertan, obwohl 
sie, und dies gilt uneingeschränkt, mit ihren 
Themen und Forderungen (1980) auf der 
Höhe der Zeit waren. 

Grüne = angegrünte USPD? 

Heute sind die GRÜNEN eine angegrünte 
USPD, das ",inke" Gewissen der SPD mit 
einer irreversiblen Festlegung, sich wenn 

überhaupt, nur die Macht mit der SPD zu 
teilen. Da sie deshalb kein echtes Drohpo­
tential gegenüber der SPD haben, wird die 
Festlegung langfristig zum Strick, mit allen 
Fol9_en. Da sich in den Führungsstäben der 
GRUNEN mittlerweile die gesamte ehema­
lige "Linke" außerhalb der SPD versammelt 
hat, ist da keine Veränderung zu erwarten. 
Zielsystem dieses Bündnisses ist der alte 
Traum, die vereinigte Linke gegen den herr­
schenden "reaktionären" Block zu stellen. 
Dies muß in einer großen Stamokap-Lö­
sung enden, in einem großen Projekt einer 
Pädagogisierung der Politik, unter dem 
Motto, der Mensch ist (von Kapital und 
Springer) verführt und außengeleitet, und 
da er von "Natur" aus gut ist, muß er von 
den "fremden Mächten" befreit werden, 
wenn nötig, mit etatistischer Stärke. Inso­
fern überrascht es nicht, daß SPD und 
GRÜNE mit "Staatsknete" der "Neuen Hei­
mat" unter die Arme greifen wollen, und pa­
radoxerweise jene Megamaschine mit 
Steuergeldern subventionieren wollen, die 
menschen- und kulturfeindliche Kahl­
schlagsanierung in den innerstädtischen 
Bezirken, wie in Berlin, radikal betrieben hat 
und - als ein Ergebnis - die Kraft und Inno­
vation der Neuen Sozialen Bewegungen 
(wie die Hausbesetzer) erst hat entstehen 
lassen. Jeder kann sich ausmalen, was bei 
einer Machtkonstellation eines solchen 
"Lehrersozialismus" passieren könnte: eine 
zunehmende Verstaatlichung der Gesell­
schaft. 
Da es völlig aussichtslos geworden ist, dem 
sozialistischen Konzept, das sich teilweise 
auch hinter dem Etikett der "Realos" ver­
steckt, etwas Erfolgreiches entgegenzuset­
zen, bleibt nur, sich in Frustration zu bege­
ben oder Ansätze in anderen Parteien aus­
zuloten, wo liberale Realpolit ik versucht 
wird. 

Für Ökolibertäre bleibt nur die 
F.D.P. 

Für Ökolibertäre bleibt da nur die F.D.P., mit 
der noch einiges an Grundannahmen geteilt 
werden kann: Daß beispielsweise die Zeit 
des Individuums und der bürgerlichen Frei­
heiten nicht zu einem historischen Ende ge­
kommen ist und daß weltanschaulich be-
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gründeten Großmodellen und der Kultur der 
"Fünf-vor-zwölf" -Mentalität ein radikaler Li­
beralismus entgegengehalten werden muß, 
der Iebens- und lustfreundlich ist und sich 
das Prinzip des trial and error zu eigen 
macht. 
Die Liberalen hätten jetzt die Chance, be­
sonders zu verdeutlichen, daß Politik keine 
Antwort auf die allerletzten Fragen geben 
kann und sich gegen autoritäre Lösungen 
radikal wenden muß, und seien die Pro­
blemlagen noch so dringend, die durch das 
"Projekt der Moderne" aufgeworfen und 
verursacht worden sind. 

F.D.P. derzeit nicht attraktiv 

Nun stellen sich die Liberalen derzeit alles 
andere als attraktiv für krit ische und sensi­
ble Anhänger dar. Sieht man einmal von 
den Reibungsverlusten ab, die von der 
Wende herrühren. 
Beispielsweise gegen reine monetaristi­
sche Lösungen, wie sie vom Koalitionspart­
ner verfolgt werden; gegen eine Reideologi­
sierung der politischen Kultur (Familie et.), 
wie sie von den Hardlinern im Bund auch 

anderswo, z.B. von Zimmermann und Co., 
angestrebt wird. "Querdenken" statt "Quer­
treiben" nach dem Mustervon Bangemann. 
Das steht auf der Tagesordnung. 
Wer sich sonst immer zum Anwalt des 
Marktes macht, der darf bei der Bundes­
post nicht stehenbleiben. Er kann nicht, wie 
etwa die Berliner F.D.P.-Fraktion, die radi­
kalen Sparpläne des CDU-Senats so ein­
fach und völlig phantasielos mittragen. Wo 
bleibt liberales Verständnis, nimmt man et­
wa die Massenarbeitslosigkeit unter den 
Akademikern, und die Probe auf und für 
den Markt, wo der Staat wie im Bildungs­
wesen das Monopol hat? Wo bleibt die zeit­
gemäße Forderung nach einer garantierten 
Mindestrente? Hier könnte die F.D.P. ihre 
Sensibilität auch für soziale Fragen unter 
Beweis stellen, statt zum Scheitern verur­
teilten Lösungen im herrschenden System 
nachzuhängen. 

Gegen Großprojekte mit libera­
lem Denkansatz 

Anderes Beispiel: Die Berliner F.D.P. tut 
sich ungemein schwer im Umgang mit den 

Krankenhausplänen des Senators Ulf Fink. 
Entweder verweilt sie in einem zaudernden 
"Ja". Das heißt dann "koalitionsgemäßes" 
Verhalten. Oder sie reduziert ihr ,.Nein", wie 
der "linke" Flügel, auf die gängigen gewerk­
schaftlichen Muster. 
Ein liberaler Denkansatz wäre doch, sich für 
Lösungen einzusetzen, die am liberalen 
und für Experimente aufgeschlossenen So­
zial- und Gesundheitssenator ansetzen. Es 
wäre ein Wagnis gewesen, jenseits der nun 
geplanten Großlösung einen echten, de­
zentral und von den lntentionljn subsidiär 
angelegten Modellversuch zu realisieren, 
der den Zielen der Selbsthilfegruppe im Ge­
sundheitswesen entsprechen würde. 
Dennoch, abgesehen von den hier nur ge­
streiften Defiziten, die sich verlängern lie­
ßen, gibt es für liberale und libertäre GRÜ­
NE keine Alternative als die, die Liberalen 
stark zu machen und ihnen zu einer neuen 
liberalen Substanz zu verhelfen. Das freie 
Wort, der freie Gedanke, Sachverstand und 
Kompetenz - Merkmale, die bei den GRÜ­
NEN und den "Alternativen" sowieso in den 
dritten Rang verwiesen werden - müßten 
doch bei der F.D.P. anerkannt werden, hier 
lassen sich Ansätze für eine neue liberale 
Kultur finden. 

Ein Denkmal 
der Arbeiterkultur und die 
Interessen eines Konzerns 

Erteilt der Rat der Stadt Duisburg dem 
Mannesmann-Konzern die Erlaubnis 
zum Abriß von 252 Wohnungen in der 
Werkssiedlung Alt-Hüttenheim im Duis­
burger Süden? Diese Frage, die schon 
seit Anfang 1984 ein kommunalpoliti­
scher Streitpunkt ist, wird voraussicht­
lich in den nächsten Wochen entschie­
den. Dabei geht es aber nicht nur um Er­
halt oder Abriß von Wohnraum, sondern 
auch um eine Arbeitersiedlung, die von 
Denkmalschützern übereinstimmend als 
einzigartig bezeichnet wird. 
ln den Siebziger Jahren war der Erhalt von 
Arbeitersiedlungen vor allem im Ruhrgebiet 
ein heiß umstrittenes Thema. Das Beispiel 
Hüttenheim zeigt, daß dieses Thema immer 
noch aktuell ist, obwohl es in der Öffentlich­
keit vom Fall Neue Heimat verdrängt wor-
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den ist. Hüttenheim zeigt darüberhinaus, 
wie schwer es selbst in einer SPO-regierten 
Stadt ist, ein Stück Arbeiterkultur zu vertei­
digen. Exemplarisch wird hier eine Sicht­
weise deutlich, die Denkmalschutz nur als 
opportun ansieht (und sich dann damit 
schmückt !), wenn keine mächtigen wirt­
schaftlichen Interessen dadurch berührt 
werden. Insofern weist Hüttenheim auch 
hier über einen speziellen kommmunalpoli­
tischen Fall hinaus und ist ein Beispiel für 
das Spannungsverhältnis von Kulturfragen 
und Wirtschaftsinteressen, das im Denk­
malschutz häufiger anzutreffen ist. 
Alt-Hüttenheim ist eine Werkssiedlung des 
Mannesmann-Konzerns für die Beschäftig­
ten der nahegelegenen Huckinger Hütte, 
wo der Stahl für die Röhrenproduktion von 
Mannesmann geschmolzen wird. Sieben 

Baublöcke in zweieinhalbgeschossiger 
Bauweise mit 532 Wohnungen bilden eine 
geschlossene Bebauung. Die weiten Innen­
höfe, die Vorgärten und die großen Bäume 
im ganzen Viertel lassen ahnen, welche 
Wohnqualität für die Bewohner bei einer Er­
haltung und Modernisierung der Häuser 
möglich wäre. 
Anfang der siebziger Jahre wurde Hütten­
heim durch die Belegungspolitik von Man­
nesmann zum Türkenghetto. Notwendige 
Inslandhaltungen wurden auf ein Mindest­
maß beschränkt , die Siedlung sah immer 
heruntergekommener aus. Um die Jahres­
wende 1983/84 führte die Firma Mannes­
mann im Zusammenhang mit der damali­
gen staatlichen Rückkehrhilfe eine Abfin­
dungsaktion für ausländische Beleg­
schaftsangehörige durch. Über 900 meist 



türkische "Mannesmänner" verließen die 
Hütte, fast alle kehrten mit ihren Familien in 
die Türkei zurück. Dieser bundesweit be­
kanntgewordene "Massenexodus" verän­
derte die Situation in Hüttenheim schlagar­
tig: ln kürzester Zeit wurde etwa die Hälfte 
der 532 Wohnungen in der alten Kolonie 
frei. 

Bagger warten auf Einsatz 

Im Januar 1984 erfuhren die Hüttenheimer 
aus der Zeitung von Abrißplänen: "Bagger 
warten auf Einsatz". Beunruhigt durch sol­
che Meldungen veranstalteten die Bewoh­
ner eine Bürgerversammlung und gründe­
ten die Bürgerinitiative "Rettet Hütten­
heim!" 
Nach einiger Zeit wurden die Abrißpläne 
konkreter: Mannesmann beantragte bei der 
Stadt Duisburg den Abriß von vier der sie­
ben großen Wohnblöcke in der alten Kolo­
nie mit 248 Wohnungen. Begründet wurde 
der Abrißantrag mit dem schlechten bauli­
chen Zustand der Häuser und dem zu ho­
hen Kostenaufwand für eine Modernisie­
rung. Auf der Fläche solle eine Grünanlage 
angelegt werden. Den Verkauf der Häuser 
lehnt Mannesmann ab, weil man grund­
sätzlich alle werksnahen Grundstücke in 
seinem Besitz behalten wolle. 
Ebenfalls durch die Abrißpläne alarmiert 
wurde das Rheinische Amt für Denkmal­
pflege, das im März 1984 bei der Stadt 
Duisburg für die gesamte Siedlung Denk­
malschutz beantragte. ln dem Antrag wird 
die "industrie- und stadtbaugeschichtliche 
Bedeutung" der 1911/12 gebauten Sied­
lung hervorgehoben. Sorgfältige, detailauf­
wendige Gestaltung habe eine monotone 
Kasernenarchitektur verhindert. Der ehe­
malige Uhrenturm am zentralen Platz der 
Siedlung erinnere an Rathäuser. Alt-Hüt­
tenheim s~i "ein Zeugnis für die Siedlungs­
architektur nach 1900 im ständig expandie­
renden Industrieraum des Rhein Iandes, das 
exemplarisch nicht nur die formal-künstleri­
sche Bewältigung der zeittypischen Bau­
aufgabe, sondern insgesamt das reformeri­
sche Ideengut der Gartenstadtbewegung 
nach einer modellhaften Gestaltung der ge­
samten Umwelt des Menschen dokumen­
tiert." 
Im April hatte auch die Bürgerinitiative in ei­
nem Bürgerantrag vom Stadtrat Denkmal­
schutz für die Siedlung gefordert. Außer der 
Eingangsbestätigung hat die Bürgerinitati­
ve bis heute offiziell keine Antwort erhalten. 
Im Unterschied zum Antrag des Rheini­
schen Amtes für Denkmalpflege hat der 
Bürgerantrag nur appellativen .Charakter 
und wird deswegen von der Stadt Duisburg 
wohl als vernachlässigbare Größe angese­
hen und behandelt. Das wirft ein bezeich­
nendes Licht auf die bloß schmückende 
Funktion dieser Form von Bürgerantrag, 
der unter dem Schlagwort "Bürgerbetei li­
gung" in die Gemeindeordnung von Nord­
rhein-Westflen eingebaut wurde. 

Ruhrpott-Filz 

Die im Duisburger Rat tonangebende SPD 
hatte schon bald ihr Einverständnis mit den 

Abrißplänen von Mannesmann zu erkennen 
gegeben. Duisburger SPD und Stadtver­
waltung (das ist in dieser traditionellen 
SPD-Hochburg faktisch gleichzusetzen) 
übernahmen die Argumentation von Man­
nesmann: durch den schlechten baulichen 
Zustand seien die Wohnungen nicht mehr 
bewohnbar, eine Modernisierung sei we­
gen der hohen Kosten und der dadurch be­
dingten enormen Mietssteigerungen nicht 
vertretbar. Die Zahlen von Mannesmann 
wurden bei dieser Argumentation gleich mit 
übernommen. 
Allerdings wurde vom Rat der Stadt keine 
förmliche Abrißgenehmigung nach der so­
genannten Zweckentfremdungsgenehmi-

gung erteilt, denn auf Anregung der Bürger­
initiative hatte der Duisburger Architekt Pe­
ter Poelzig eine umfangreiche Stellungnah­
me zu der Siedlung erarbeitet. Poelzig führ­
te seine Untersuchung unter der Fragestel­
lung durch, wie zu möglichst geringen Ko­
sten, durch Beschränkung auf die notwen­
digen Renovierungen und durch Eigenlei­
stung der Mieter die Siedlung mit preiswer­
tem Wohnraum erhalten werden könnte. 
Ergebnis: die Bausubstanz sei durchaus er­
haltenswert und zu wesentlich geringeren 
Kosten als von Mannesmann und der Stadt 
angegeben zu sanieren. Aufgrund dieser 
völlig verschiedenen Aussagen verschob 
der Stadtrat im Vorfeld der Kommunalwah­
len eine endgültige Entscheidung. Nach 
längeren Abstimmungen mit dem Ministe­
rium für Stadtentwicklung, Wohnen und 
Verkehr von Nordrhein-Westfalen gab die 
Stadt Ende 1985 ein Gutachten über die 
Siedlung in Auftrag. 
Der städtische Beigeordnete Uwe Steckert 
formulierte in bemerkenswerter Offenheit 
die zentrale Fragestellung für dieses Gut­
achten aus seiner Sicht: "Ist es der Firma 
Mannesmann zuzumuten, 248 Wohnein­
heiten weiter in ihrem Bestand zu halten, 
wieder herzurichten und zu vermieten?" 

Diese Verschiebung der Fragestellung auf 
die "Zumutbarkeit" für die Firma Mannes­
mann ist eine entscheidende Veränderung 
dessen, was den Sinn der Zweckentfrem­
dungsverordnung des Landes ausmacht, 
auf die letztlich das Gutachten zurückgeht, 
denn die Sicherung preiswerten Wohn­
raums für Mieter, die durch die Zweckent­
fremdungsverordnung, angestrebt wird, ist 
in Steckerts Umformulierung den Interes­
sen des Vermieters, gekleidet in den weit in­
terpretierbaren Begriff "Zumutbarkeit" , un­
tergeordnet. 
Inzwischen liegen die ersten Zwischener­
gebnisse vor. Die Gutachter Schmitz (Aa­
chen) und Zlonicky (Dortmund) beurteilen 
den Zustand von 75% der untersuchten 
Häuser als gut oder normal. ln detaillierten 
Kosten- und Finanzierungsrechnungen 
kommen sie zu dem Ergebnis, daß mit einer 
entsprechenden Landesförderung, deren 
Gewährung von einem Vertreter des Mini­
steriums schon signalisiert worden ist, eine 
vollmodernisierte 70 qm-Wohnung mit Hei­
zung noch keine 400 DM Kaltmiete kosten 
würde. 
Als zusätzliche Fragestellung ist noch die 
mögliche Vermietbarkeit der modernisier­
ten Wohnungen in das Gutachten einbezo­
gen. Dieser Punkt ist im Laufe der Zeit von 
Seiten der Stadt immer stärker in den Vor­
dergrund gerückt worden, weil die Argu­
mente "zu hohe Kosten" und "zu hohe Mie­
ten" immer mehr entkräftet worden waren. 
Hier liegen bisher noch keine Zwischener­
gebnisse des Gutachtens vor. Allerdings 
äußerte die Bürgerinitiative massive Kritik 
an der konkreten Vorgehensweise: gefragt 
wird nämlich nach Namen und Adressen 
von derzeitigen Mietinteressenten bei Man­
nesmann und bei der Bürgerinitiative! Diese 
Form der Ermittlung der Vermietbarkeit von 
Wohnungen ist wohl ziemlich einmalig und 
auch in Duisburg bei sonstigen Wohnungs­
bauprojekten völlig unüblich. Schließlich: 
Welcher Wohnungssuchende bemüht sich 
schon um eine Wohnung in einem Stadtteil, 
mit dessen Abriß die politisch Verantwortli­
chen mehr oder weniger deutlich ihr Einver­
ständnis erklärt haben. Im übrigen ist es 
schon bemerkenswert, wie hier über das 
vom Land finanzierte Gutachten Makler­
dienste für die Firma Mannesmann abge­
wickelt werden. 
Das endgültige Gutachten soll im Mai vor­
gelegt werden. Dann muß der Rat entschei­
den, was mit den seit über zwei Jahren leer­
stehenden Wohnungen geschehen soll. 

Strangulierter Denkmalschutz 

Fragen des Denkmalschutzes sind in dem 
Gutachten von Schmitz und Zlonicky be­
wußt ausgeklammert. Bis heute ist der An­
trag des Rheinischen Amtes für Denkmal­
pflege vom März 1984 trotz mehrerer An­
mahnungen nicht entschieden. Im Gegen­
teil hat die Stadt auf verschiedene Weise 
versucht, diese Entscheidung herauszuzö­
gern und am besten sogar den unliebsa­
men Denkmalschutzantrag wieder vom 
Tisch zu bekommen. So intervenierte hinter 
den Kulissen der Duisburger Oberstadtdi­
rektor Herbert Krämer persönlich (übrigens 
Aufsichtsratsmitglied bei den Mannes-
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mann-Röhrenwerken) mit einem sechssei­
tigen Schreiben beim Landschaftsverband 
Reinland als vorgesetzte Behörde des 
Rheinischen Amtes für Denkmalpflege. 
Man habe erhebliche verfahrensrechtliche 
Zweifel, so Krämer, ob überhaupt bisher ein 
wirksamer Denkmalschutzantrag gestellt 
sei. Denn der vorliegende Antrag habe so 
weitreichende Konsequenzen, daß er nicht 
von "nachgeordneten Bediensteten" (ge­
meint sind die Denkmalschutzexperten) ge­
stellt werden könne, sondern von den politi­
schen Gremien des Landschaftsverbandes 
beraten werden müsse. Dieses Ansinnen 
des Oberstadtdirektors, hinter dem die of­
fensichtliche Absicht stand, die Dankmal­
schutzfrage schon im Vorfeld politisch ab­
zuwürgen, wurde jedoch vom Landschafts­
verband zurückgewiesen. 
Erst kürzlich ließ der SPD-Sprecher im 
städtischen Bauausschuß verlauten, man 
müsse bei dieser Angelegenheit auch an 
den Eigentümer Mannesmann denken: ein 

solches Denkmal koste ihn Geld und sei mit 
Einschränkungen in der Nutzung verbun­
den. Solche wirtschaftlichen Erwägungen 
stehen eindeutig im Widerspruch zum 
nordrheln-westfälischen Denkmalschutz­
gesetz. So mußte sich die Stadt Duisburg 
erst kürzlich einer Ministerentscheidung in 
einer anderen Denkmalschutzangelegen­
heit beugen. Auch da hatte dfe Stadt gegen 
den Denkmalschutz argumentiert, der Er­
halt des Denkmals sei der Pächterin aus 
wirtschaftlichen Gründen nicht zuzumuten. 
Vom Ministerium für Stadtentwicklung wur­
de dagegen die Unterschutzstellung des 
umstrittenen Gebäudes angeordnet mit 
Hinweis auf die Sozialpflichtigkeit des Ei­
gentums sowie auf umfangreiches Förde­
rungsmöglichkeiten des Landes. Im Falle 
Hüttenheim wird durch die wirtschaftliche 
Argumentation eher die Rücksichtnahme 
der Duisburger SPD auf den Mannesmann­
Konzern deutlich. Und so fragt die Bürger­
initiative zu Recht: "Will die Duisburger SPD 
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diese alte Arbeitersiedlung, die auch ein 
Stück Arbeiterkultur darstellt , den Konzern­
interessen von Mannesmann opfern?" 
Die Verschleppungstaktik in Duisburg hat 
sogar schon zum Befremden im nordrhein­
westfälischen Ministerium für Stadtent­
wicklung, Wohnen und Verkehr geführt. 
Das Ministerium von Christoph Zöpel (SPD) 
ist nach dem Denkmalschutzgesetz die 
oberste Denkmalbehörde und muß im 
Zweifel über die Siedlung Hüttenheim ent­
scheiden. Im Dezember 1985 forderte das 
Ministerium die Stadtverwaltung auf, sich 
zum Denkmalschutz endlich zu äußern. Der 
zuständige Beigeordnete Uwe Steckert 
machte jedoch in der Lokalpresse deutlich, 
daß die Duisburger Hinhaltetaktik trotzdem 
weitergefahren wird: Eine Stellungnahme 
der Stadt sei erst dann sinnvoll, wenn das 
Gutachten über die Erhaltungswürdigkeit 
der Siedlung vorliege. Es gibt heute schon 
Anzeichen dafür, daß durch eine geschick­
te Interpretation des Gutachtens die Un-

Wirtschaftlichkeit des Erhalts der Siedlung 
belegt werden soll. Im Schlepptau einer sol­
chen Interpretation erscheint die Genehmi­
gung des Abrißantrags trotz Denkmalai­
genschaft der Öffentlichkeit gegenüber 
wohlleichter legitimierbar. Wie aus dem Mi­
nisterium zu erfahren war, soll vom Rheini­
schen Amt für Denkmalpflege noch einmal 
ein Gutachten über Hüttenheim vorgelegt 
worden sein, das ausführlich den Denkmal­
wert der Siedlung belegt. 

Was ist der SPD die Arbeiterkultur wert? 

Gerade Zöpels Ministerium hat sich in der 
Vergangenheit beim Erhalt von Arbeiter­
siedlungen engagiert, wie das Beispiel der 
Genossenschaft Rheinpreußen-Siedlung in 
Duisburg-Homberg zeigt. Auch hier haben 
aber erst ein spektakulärer Hungerstreik 
der Bewohner und der sanfte Druck aus der 

Landeshauptstadt Düsseldorf die Duisbur­
ger SPD zum Erhalt dieser Zechensiedlung 
bewegen können. An diesen Teil der Ge­
schichte läßt sich der Duisburger Oberbür­
germeister Josef Krings nicht gern erinnern, · 
wenn er heute die "Rheinpreußen" bei jeder 
Gelegenheit als Beispiel für die Wiederbele­
bung des Genossenschaftsdenkans in 
höchsten Tönen lobt. Es ist zu hoffen, daß 
Zöpel seine Duisburger Genossen auch im 
Fall Hüttenheim zum Umdenken bewegen 
kann, damit dieses "besondere Juwel deut­
scher Baugeschichte" (so die Denkmal­
schutzexpertin Frau Professor Hartmann 
von der Universität Braunschweig) erhalten 
bleibt. Für die Bürgerinitiative stellt sich je­
denfalls die Frage: "Was ist der SPD die Ar­
beiterkultur wert?" 
Mit einem anderen Akzent lautet die Frage: 
was veranlaßt die Duisburger SPD, gegen 
vielfältige bessere Argumente ziemlich of­
fen das Geschäft von Mannesmann zu be­
treiben? Mit Spekulationen über Korrup­
tion, für die es im übrigen keine Belege gibt, 
macht man es sich wohl zu einfach. Viel­
mehr scheint hier ein anderer Abhängig­
keitsmechanismus zwischen den politisch 
Verantwortlichen einer Stadt mit 15%iger 
Arbeitslosenquote und einem wichtigen Ar­
beitgeber wirksam zu sein. Hier soll an­
scheinend durch Wohlverhalten in Sachen 
Abrißantrag vermieden werden, die Firma 
Mannesmann zu verärgern. Erhofft wird ein 
freundliches Investitionsklima und in des­
sen Gefolge der Erhalt bzw. die Schaffung 
von Arbeitsplätzen. Es ist sicher kein Zufall , 
daß 1984 Gerüchte lanciert wurden, derbe­
absichtigte Abriß in Hüttenheim stände in 
direktem Zusammenhang mit dem geplan­
ten Bau eines neuen Röhrenwerkes mit 500 
neuen Arbeitsplätzen in Duisburg. Angeb­
lich sollten durch den Abriß kostspielige 
Umweltschutzauflagen umgangen werden. 
Heute spricht niemand mehr von diesem 
Röhrenwerk; aber das sagt ja noch längst 
nichts aus über die Wirksamkeit der Ar­
beitsplatzerpressungsargumente in der ei­
nen oder anderen Form bei der Übernahme 
der Mannesmann-Begründung für den Ab­
riß von Hüttenheim durch die SPD bzw. 
Stadtverwaltung. Angesichts der eigenen 
Ohnmacht, das Problem Arbeitslosigkeit 
wirksam anzupacken, sehen die meisten 
Kommunalpolitiker dann nur noch die Mög­
lichkeit, potentielle Investoren bei Laune zu 
halten. Daß dabei im Konfliktfall andere so­
ziale Interessen der bloßen Hoffnung auf 
Arbeitsplätze geopfert werden müssen, 
wird hingenommen. Auf kommunaler Ebe­
ne allein ist allerdings eine wirksame Alter­
native zu diesem "Modell" von Arbeitsplatz­
schaffung kaum zu entwickeln. Trotzdem 
bleibt den so agierenden Politikern anzu­
kreiden, daß solche Konfl ikte den betroffe­
nen Bürgerinnen und Bürgern nicht trans­
parent gema,cht werden . Auch durch das 
Verschleiern solcher Zusammenhänge, ge­
paart mit der Pose "wir wissen, wo's lang­
geht" , wird eine verfehlte Entwicklungsrich­
tung von Politik festgeschrieben. Insofern 
ist das zähe Ringen um soziale Interessen, 
das von aktiven Bürgerinnen · und Bürgern 
wie hier z.B. der Bürgerinit iative "Rettet 
Hüttenheim!" betrieben wird, ein Lichtblick 
im trostlosen Grau einer Politik, die nur 
'weitermachen wie bisher' kennt. 



Einsichtsrecht in 
Umweltakten 

von Norbert Mann* 

Die Grünen im Bundestag haben im ver­
gangenen Jahr eine besonders von Theo 
Schiller profilierte Forderung der Libera­
len Demokraten nach einer "gläsernen 
Umwelt" aufgegriffen und beispielhaft 
einen Gesetzentwurf zum Einsichtsrecht 
in Umweltakten der Öffentlichkeit prä­
sentiert. Damit soll der erste Schritt ge­
macht werden, Bürgern, Initiativen und 
Betroffenen frühzeitig und umfassend 
Einblick in staatliche Planungsvorhaben 
zu geben. Dieser Gesetzentwurf wurde 
in einer Anhörung erstmalig mit Exper­
ten der Fachöffentlichkeit diskutiert und 
hat ein reges, teilweise kontroverses 
Echo gefunden. 

Ein von mir außerordentlich geschätzter 
Journalist schrieb mir am 29. Oktober 1985 
zu unserem Gesetzentwurf, wir würden mit 
dieser Initiative die große, die wahre, die oft 
gescheiterte Revolution beginnen, nämlich 
die Verwaltung zu Transparenz zu zwingen. 
So ist es, und genau dies ist die Aufgabe der 
Grünen! Unser Entwurf für ein Gesetz über 
das Einsichtsrecht in Umweltakten ist zu­
gleich realpolitisch und fundamental. Wie 
auch bei der sonstigen Auseinanderset­
zung um grüne politische Perspektiven 
handelt es sich hier nur um einen scheinba­
ren Gegensatz. Unser Gesetzentwurf ist re­
al politisch, weil beispielsweise ein Staat 
wie die USA seit etwa zwangzig Jahren mit 
dem "Freedom of Information Act" über ein 
weitergehendes Gesetz als das von uns 
vorgelegte verfügt. 
Zunächst möchte ich aber noch darauf hin­
weisen, daß dieser Gesetzentwurf der aller­
erste Versuch überhaupt ist, im deutschen 
Rechtsbereich das Recht auf Einsicht in 
Umweltakten für Jedermann und jede Frau 
zu regeln. 
Die bisherigen Forderungen zur Übertra­
gung des amerikanischen "Freedom of In­
formation Act" in innerstaatliches Recht 
und die Empfehlung des Europarates be­
schränken sich auf Appelle, ohne sich zu 
Fragen der praktischen Umsetzung des 
Prinzips der Verwaltungstransparenz zu äu-
ßern. · 
Der Gesetzentwurf schafft einen Rechtsan­
spruch für Jedermann und jede Frau, natür­
liche und juristische Personen, ausländi­
sche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, 
auf Einsicht in Umweltakten, ohne Nach­
weis eines berechtigten Interesses oder 

Angabe eines Verwendungszweckes. Es 
geht um die Schaffung eines neuen Bürger­
rechtes, auf Kontrolle der Bürokratie durch 
Einsicht in Akten der Umweltverwaltung. 
Die Ausübung dieses Rechtes an bestimm­
te Zwecke und Voraussetzungen oder das 
Anliegen eines berechtigten Interesses zu 
binden, würde die Intention dieses Rechtes 
beeinträchtigen: 

Die Kontrolle des Kontrolleurs 
darf es nicht geben 

Die Ausgestaltung der Regelungen des Ge­
setzentwurfes verfolgt die Absicht, die Ak­
teneinsicht zur tausendfach genutzten All­
täglichkeit werden zu lassen. Als Regelfall 
bei der Formulierung des Gesetzes hatten 
wir folgendes vor Augen: Ein Bürger erhält 
Kenntnis von einem ihn interessierenden 
Vorgang. Er sucht ohne Voranmeldung die 
zuständige Behörde auf und bittet um Ak-

Der Gesetzentwurf zum Akteneinsichts­
recht ist erhältlich beim Arbeitskreis 
Recht + Gesellschaft. Die Grünen im 
Bundestag, Bundeshaus, 5300 Bann 1 

teneinsicht. Ein Sachbearbeiter, der den 
Akteninhalt kennt, überprüft kurz die Akten 
im Hinblick auf Daten- und Geheimnis­
schutz sowie u.U. behördliche Schutzinter­
essen, bevor die Akten der Person heraus­
gegeben werden. Die Gewährleistung einer 
solchen, möglichst unkomplizierten, 
Rechtsausübung verlangt zweierlei: Eine 
klare Fassung der Vorschriften und die Re­
gelung eines reibungslosen Verfahrensa­
blaufes. 
Die Behörden, die seit ewigen Zeiten an ihre 
Geheimhaltungspraxis gewöhnt sind, sind 
durch präzise gesetzliche Vorgaben an die­
ses neue Gebot der Aktenöffentlichkeit und 
Transparenz der Verwaltung zu binden. Im 
Gesetzentwurf mußte und wird deshalb 
weitgehend auf Generalklauseln, unbe­
stimmte Rechtsbegriffe und Ermessens­
spielraum verzichtet. 

Zielkonflikte bei der Akteneinsicht 

Bei der Regelung der Akteneinsicht waren 
vor allem zwei Zielkonflikte zu bewältigen: 
Der Datenschutz und der Schutz von Be­
triebs- und Geschäftsgeheimnissen. 
Der Datenschutz, dem die Grünen zurecht 
seit langem besondere Aufmerksamkeit 

schenken, ist nicht ausschließlich als Indivi­
dualschutz aufzufassen, hinter dem sich 
der Staat vor Informationsbegehren und 
Bürgerkontrolle verstecken kann. Daten­
schutz heißt auch, Regeln der Offenlegung 
zu finden, die nachvollziehbar machen, wer 
was wann von wem weiß und wissen darf. 
Unser Gesetzentwurf geht deshalb vom 
grundsätzlichen Verbot der Offenbarung 
personenbezogener Daten aus. Im Um­
weltbereich interessieren vorwiegend na­
turwissenschaftliche und technische Ein­
zelheiten, die Aufschluß über die Umweltre­
levanz einer Produktionsanlage oder eines 
bestimmten Verhaltens geben. 
Der vorliegende Regelungsvorschlag trennt 
nunmehr die beim Akteneinsichtsrecht in­
teressierenden und zu offenbarenden Da­
ten von denjenigen, die aus Gründen des 
individuellen Datenschutzes geheimgehal­
ten werden sollen, indem er den Begriff der 
umweltbezogenen Angaben einführt und 
die Akteneinsicht auf diese sachbezoge­
nen, nämlich umweltbezogenen Angaben 
beschränkt. 
Daneben wird nur bezüglich weniger, häu­
fig ohnehin bekannter oder teilweise auch 
im Rahmen von Bürgerbeteiligungsverfah­
ren bekanntzugebender personenbezoge­
ner Daten ein Zugang gewährt, nämlich Na­
me, Vorname, Beruf, Anschrift. 
Die Offenbarung dieser wenigen personen­
bezogenen Daten ist gerechtfertigt, um den 
Zugang zu umweltbezogenen Daten, dem 
Ziel des Akteneinsichtsrechts, nicht zu ver­
sperren und damit die Ausweitung der für 
die Bürger und Bürgerinnen notwendigen 
Informationen zur Beurteilung ihrer Umwelt, 
die Verstärkung der Verwaltungskontrolle 
und damit die Verbesserung des Umwelt­
schutzes zu ermöglichen. 
Der Gesetzestext verbietet es auch, den 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
den unbedingten Vorrang einzuräumen. 
Zunächst kann nach unserem Vorschlag 
Geheimnisschutz nur beansprucht werden, 
wenn durch die Offenbarung ein nicht nur 
unwesentlicher wirtschaftlicher Schaden 
droht. Die Offenbarung ist in solchen Fällen 
gleichwohl zulässig, soweit das Betriebs­
und Geschäftsgeheimnis in Angaben über 
schädliche Umwelteinwirkungen oder Um­
welt- und Gesundheitsgefährdungen be­
steht. Wer die der Allgemeinheit zustehen­
den Naturressourcen benutzt oder ausbeu­
tet und wer Gefahren oder sogar Schäden 
für die Allgemeinheit durch sein Verhalten 
oder seine wirtschaftliche Tätigkeit verur­
sacht, kann sich gegenüber den Informa­
tionsbedürfnissen der Allgemeinheit nicht 
unter Berufung auf seine privaten Interes­
sen durch Geheimhaltung verschließen. 
Als dem Eigentum unterfallendes Recht un­
terliegen die Betriebs- und Geschäftsge­
heimnisse der Sozialbindung, Art. 14 GG. 
Die weiteren Schwerpunkte des Gesetzes 
möchte ich nur stichpunktartig aufzählen: 
- Der Begriff der Akten ist umfassend ge-

meint und bezieht sich beispielsweise 
auch auf computermäßig festgehaltene 
Messungen vOn Emissionen; 

- lnformationsbeschaffungsrechte: so­
fern Umweltvorschriften bestimmte Per­
sonen zur Führung von Nachweisbü­
chern o.a. Aufzeichnungen verpflichten, 
die der zuständigen Behörde auf Verlan-
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gen vorzulegen sind, kann jedermann 
von der Behörde fordern , daß diese ihr 
Recht auf Vorlage ausübt; 

- Die Pflicht zur Veröffentlichung von 
allgemeinen Verwaltungsvorschrif­
ten, also von verwaltungsinternen Rege­
lungen, die zur Durchführung von Um­
weltgesetzen erlassen werden; daneben 
sind besondere behördliche Daten­
sammlungen wie Emissionskataster und 
Abwasserbücher ohne Akteneinsicht ge­
nerell allgemein zugänglich zu machen. 

- Das Gesetz enthält ausführliche Ver­
fahrensvorschriften, um behördliches 
Widersetzen und Unterlaufen des Ak­
teneinsichtsrechts zu verhindern; des­
weiteren die Pflicht zur Unterstützung 
und Erläuterung der Aktenbestimmung 
und Aktenvorlage, um zu verhindern, daß 
die Behörde den Informationsanspruch 
in einer Informationsflut untergehen läßt, 
kurze Bescheidungsfristen und umfang­
reiche Begründungspflichten bei Ableh­
nung eines Akteneinsichtsrechts oder 
Beschränkungen; 

- Daneben Gebührenregelungen, des­
weiteren die Angleichungen der Geheim­
haltungsvorschritten des Bundesimis­
sionsschutzgesetzes und des Chemika­
liengesetzes an das Akteneinsichts-

rechtsgesetz. Das Gesetz stellt die be­
reichsspezifische Regelung der Aktenöf­
fentlichkeit, bezogen auf das Umwelt­
schutzrecht im engeren Sinne dar. 

Langfristig ist an einem umfassenden Ak­
teneinsichtsrechtsgesetz zu arbeiten, wel­
ches für alle Verwaltungsbereiche gilt und 
welches die faire und demokratische Ver­
teilung von Informationen in der Gesell­
schaft beinhaltet. Eine solche Datenver­
kehrsordnung hat auch die Datenschutzge­
setze als Teil der Informationsverteilung mit 
einzubeziehen. So wird beispielsweise 
1984 vom kanadischen Quebec ein Gesetz 
erlassen, welches den Datenschutz und 
"Freedom of Information Act" in einem ge­
meinsamen Gesetz regeln. Im Programm 
für die Bundestagswahl 1980 forderte die 
FDP ein Recht auf Akteneinsicht Trotzdem 
ist unsere Initiative im guten Sinne funda­
mental oder besser radikal insofern, als wir 
mit außerordentlich starken Widerständen, 
vor allem seitens der Exekutive rechnen. lch 
selbst möchte unseren Gesetzentwurf als 
ein gelungenes Beispiel radikaldemokrati­
scher, grüner Reformpolitik bezeichnen. 
Wir wollen mit unserer Initiative zum einen 
den Schutz unserer natürlichen Lebens­
grundlagen qualitativ verbessern und wol­
len zum anderen Bürgerrechte stärken, ein 

Mehr an Demokratie wagen. Die Zeit dafür 
ist überreif. Die Situation unserer Umwelt -
beispielhaft erwähne ich das Waldsterben 
sowie die Vergiftung von Wasser, Luft und 
Boden- erfordert radikale Veränderungen. 
Eine Reihe von Skandalen zeigt, daß Unter­
nehmen jahrelang ungehindert und mit Wis­
sen der Behörden die Umwelt zerstörten, 
obwohl sich Art und Umfang der Umwelt­
beeinträchtigungen ohne weiteres aus den 
Akten der Umweltverwaltung entnehmen 
ließ. Der Ruf nach einer Umweltpolizei oder 
nach einer Verschärfung der Umweltkrimi­
nalitätsbekämpfung zeigt unserer Überzeu­
gung nach keinen Ausweg zur Lösung die­
ser Probleme auf. Die demokratische Ant­
wort auf derartige Herausforderungen liegt 
vielmehr in einer Stärkung der Bürgerrechte 
und in der Herstellung von Öffentlichkeit. 
Dies belegen die vielfältigen Erfahrungen 
der Bürgerrechtsbewegung der letzten 
fünfzehn Jahre. Wir vertrauen auf den viel 
zitierten, häufig mißbrauchten mündigen 
Bürger. Das von uns geforderte Einsichts­
recht in Umweltakten ermöglicht es, daß 
frühzeitig und umfassend informierte Bür­
ger auf die Planungen von umwelt- und ge­
sundheitsgefährdender Produktion Einfluß 
nehmen und diese so nötig auch verhin-
dern. · 

* Der Verlasser ist MdB der Grünen. 

Bundestagswahl 1987 
lnformationsfreiheitsgesetz? 
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Das Thema 'Gläserne Verwaltung' 
scheint mittlerweile im kommenden 
Bundestagswahlkampf für Linkes-Libe­
rale einen zentralen Stellenwert zu be­
kommen. Der Bundesvorstand der LIBE­
RALEN DEMOKRATEN hat zu einem a. 
0. Bundesparteitag am 22. Juni '86 nach 
Dortmund geladen. Dem Bundespartei­
tag liegt folgender Antrag zur Diskussion 
vor: 
Bundestagswahl 1987 
1 . Die Bundestagswahl1987 stellt die Li­
beralen Demokraten, die sich nicht mit 
Kandidaten und Listen an ihr beteiligen 
werden, vor die Frage, wie sie sich in die 
Wahlauseinandersetzung einbringen 
können, UITl den Aufbau ihrer Partei fort­
setzen zu können und um das politische 
Ziel zu erreichen, die Regierung Kohl/ 
Genscher abgelöst zu sehen. 
2. Vom Grundsatz her bieten sich zu­
nächst drei Beteiligungsformen für die 
Liberalen Demokraten: 

Das Herausstellen eines Bündels von 
Forderungen in Form von z.B. Wahl­
prüfsteinen, um Entscheidungshilfen 
anzubieten. 
Die Veranstaltung von Foren, um politi­
sche Forderungen zu diskutieren. 
Die bewußte Beschränkung auf eine 
Forderung, für die den Liberalen Demo­
kraten eine besondere Kompetenz zu­
gesprochen wird. 

3. Angesichts der Möglichkeiten der Li­
beralen Demokraten, sich in der Öffent­
lichkeit zu artikulieren, sollten sie sich auf 
eine Forderung beschränken. Diese For­
derung sollte die nach der Informations­
freiheit, nach der 'Gläsernen Verwaltung' 
sein, wie sie in dem Programm "Die De­
mokratie erneuern" Eingang gefunden 
hat. 
4. Um die Forderung möglichst perfekt 
zu machen, sollte mit den infrage kom­
menden Parteien verhandelt werden mit 
dem Ziel, einer von ihnen die volle Unter-

stützung der Liberalen Demokraten ge­
gen die Zusage zuzusichern, daß die 
Forderung nach einem lnformationsfrei­
heitsgesetz erfüllt wird, wenn hierzu die 
parlamentarischen Möglichkeiten aus­
reichen. 
5. Damit die Liberalen Demokraten sich 
glaubhaft für diese Partei oder Gruppie­
rung einsetzen können, sollte diese pu­
blizistisch auf die Liberalen Demokraten 
und ihre zu verwirklichende Forderung 
hinweisen. 
6. Der Bundesparteitag wird gebeten, 
die Reihenfolge der infrage kommenden 
Parteien festzulegen, mit denen im SiQne 
der Ziffern 4 und 5 verhandelt werden 
soll. 
Ob es bei dieser einen Forderung bleibt 
oder ob die Delegierten nicht doch noch 
draufsatteln, etwa beim Ausländerwahl­
recht, steht dahin. 

H.-H. S. 



Die Bewährung liegt noch vor uns 
Vortrag zur Eröffnung der >Woche der Brüderlichkeit< 

in Harnburg am 2. März 1986 
von Hildegard Hamm-Brücher, MdB-FDP 

Für viele Bürger mochte das Thema der "Woche der Brü­
derlichkeit" - "Die Bewährung liegt noch vor uns" - ein Är­
gernis, vielleicht eine Torheit sein. Hatten sie doch gehofft, 
daß die lästige Vergangenheit spätestens mit der histori­
schen Rede des Bundespräsidenten am 8. Mai 1985 end­
gültig "bewältigt" sei. Tatsächlich sieht es nun heute -
knapp ein Jahr später - so aus, als trüge diese Hoffnung. 
Da gibt es zahlreiche Anzeichen für wiederaufbrechende 
antisemitische und neonazistische Strömungen, begleitet 
von erschreckend demonstrativen Akklamationen und 
Sympathien, was mindestens ebenso erschreckend ist. 
Und da gibt es hierfür leider auch nicht viel mehr als betre­
tenes Schweigen seitens der Politiker. Vor "der Sünde des 
Wegsehens" hat ja schon Theodor Heuss wiederholt ge­
warnt, und es wäre schlimm, wenn wir uns dieser Sünde 
abermals schuldig machten. 
So verstanden, empfinde ich das Thema der diesjährigen "Wo­
che der Brüderlichkeit" als eine Herausforderung. Als eine 
doppelte sogar: 
- Einmal als Nachfrage, weshalb 40 Jahre Nach-Hit ler-Zeit of­

fenbar nicht ausgereicht haben, die Bewährungsprobe der 
Nach-Hitler-Zeit ein für allemal bestanden zu haben, 

- und zum anderen als Anfrage, wie wir uns nun - angesichts 
dieser wiederaufbrechenden Tendenzen - bewähren wol­
len - nun, da offenbar ein "Nachkriegstabu zerbrochen" ist 
(DIE ZEIT) - (wie erschreckend wäre es, wenn es sich hier 
tatsächlich um nicht mehr als ein "Tabu" der Polit iker ge­
handelt hätte und nicht um eine ehrliche gemeinsame Über­
zeugung!). 

Ja, es ist eine Herausforderung anläßlich der "Woche der Brü­
derlichkeit" 1986, daß wir uns zumuten müssen, uns diesen 
beiden Fragen neuerlich zu stellen: Haben wir in den letzten 40 
Jahren alles getan , um unsere Bewährungsprobe zu bestehen, 
und wie stehen wir heute zu dem damals vor über 40 Jahren in 
unserem Namen geschehenen schrecklichen und grausamen 
Unrecht an Millionen und Abermillionen Juden, Polen, Russen, 
aus rassischen - oder angeblich sozialen Gründen - Verfolg­
ten, Gemordeten, Vernichteten ... ? Wie denken wir - wie spre­
chen wir heute darüber? Wie verhalten wir uns im Umgang mit 
Überlebenden oder deren Nachkommen? Das ist die Bewäh­
rung, um die es heute geht. Richard von Weizsäcker hat hierzu 
klare Maßstäbe gesetzt, als er am 8. Mai 1985 sagte: "Erinnern 
heißt, eines Geschehens so ehrlich und rein zu gedenken, daß 
es zu einem Teil des eigenen lnnern wird .. . Gerade deshalb 
müssen wir verstehen, daß es Versöhnung ohne Erinnerung 
gar nicht geben kann ... Wir alle, ob schuldig oder nicht, ob alt 
oder jung, müssen die Vergangenheit annehmen. Wir alle sind 
von ihren Folgen betroffen und für sie in Haftung genommen ... 
Wer vor der Vergangenheit die Augen verschließt, wird blind für 
die Gegenwart. Wer sich der Unmenschlichkeit nicht erinnern 
will, der wird wieder anfällig für neue Ansteckungsgefahren .. . 
Die Jungen sind nicht verantwortlich für das, was damals ge­
schah. Aber sie sind mitverantwortlich für das, was in der Ge­
schichte daraus wird. Wir Alten schulden der Jugend nicht die 
Erfüllung von Träumen, sondern Aufrichtigkeit. Wir müssen ih­
nen helfen zu verstehen, warum es lebenswicht ig ist, die Erin­
nerung wachzuhalten ... " 
Diese Botschaft, die auf uns - nach den quälenden Diskussio­
nen über die Bedeutung des 8. Mai 1945, über Bitburg und 

über das Motto zum Schlesiertreffen - klärend und befreiend 
gewirkt und die in der ganzen Weit Achtung und Zustimmung 
gefunden hat - diese Botschaft empfinde ich als eine fortwir­
kende Verpflichtung, an der alles zu messen ist , womit wir es 
nun zu tun haben. 

Wider der "Sünde des Wegsehens" 

Des Geschehenen ehrlich und rein zu gedenken und dieses 
Geschehen anzunehmen - wie haben wir es damit seit 1945 
gehalten? Diese Frage nach der Bewährung ist ja nicht erst seit 
einem Jahr gestellt, sondern seit jener sogenannten "Stunde 
Null", an die sich nur die Älteren unter uns noch erinnern kön­
nen und die Theodor Heuss treffend als Datum bezeichnet hat 
an dem wir "vernichtet und erlöst zugleich" waren. ' 
"Vernichtet und erlöst" - diese "paradoxe", schicksalhafte 
Verstrickung der Nachkriegszeit hatten bereits die Märtyrer 
des Widerstands erkannt. Ich zitiere drei, die ich als eine fort­
wirkende Mahnung verstehe: 
Die Flugblätter der "Weißen Rose" beschäftigten sich bereits 
1942 gedanklich mit der Nach-Hitler-Zeit. Ich zitiere: 
" ... aus Liebe zu kommenden Generationen muß (deshalb) 
nach Beendigung des Krieges ein Exempel statuiert werden, 
9aß niemand auch nur die geringste Lust verspüren sollte, 
Ahnliches aufs Neue zu versuchen." 
ln einem seiner letzten Briefe aus dem Zuchthaus Tegel 
schrieb Pfarrer Dietrich Bonhoefer im März 1945: 
"Nur durch die Niederlage können wir Sühne leisten für die 

·furchtbaren Verbrechen, die wir gegen Europa und die Weit 
begangen haben." 
Und zur gleichen Zeit etwa schrieb in einem anderen Berliner 
Gefängnis der Geowissenschaftler Albrecht Haushafer in einer 
seiner Moabiter Sonetten unter der Überschrift "Untergang": 
" ... Daß dieses Volk die Siege nicht ertrug- die Mühlen Gottes 
haben schnell gemahlen. Wie furchtbar muß es nun den 
Rausch bezahlen. 
Es war so hart, als es die anderen schlug, so taub für seiner Op­
fer Todesklagen-Wie mag es nun das Opfer-Sein ertragen .. . " 
Wenn wir uns heute Rechenschaft ablegen, ob wir die Sühne 
für die furchtbaren Verbrechen, die während der Nazi-Herr­
schaft im deutschen Namen gegen Millionen Menschen be­
gangen wurden, wirklich geleistet- ob wir das Exempel statu­
iert haben? Wie wir das "Opfer-Sein" ertragen haben - und 
was uns daraus erwachsen ist? - Dann zögere ich mit einem 
klaren "ja" oder "nein" : .. Erst spätere Historiker werden das 
objektiv beurteilen können. Ich persönlich bis aus eigener Er­
fahrung der Meinung, daß wir es trotzernsthafter Bemühungen 
wohl doch nicht ausreichend geschafft haben. 

Schauen wir zurück: 1945 waren wir Deutschen ein äußerlich 
und innerlich total zerstörtes, demoralisiertes und entkräftetes 
Volk, mit einer schrecklichen Vergangenheit belastet und ohne 
Hoffnung auf eine bessere Zukunft. Wie sollte es gelingen, die­
ses allen freiheitlichen und demokratischen Prinzipien abholde 
Volk mit den Bedingungen eines freiheitlichen Gemeinwesens 
zu betreuen? Wie sollte es gelingen, verlorenes Ansehen und 
Vertrauen bei den europäischen Nachbarn und in der Weit zu­
rückzugewinnen? Und wie konnte nach der totalen wirtschaft­
lichen Zerstörung und Demontage, nach dem Zustrom von 
über 10 Millionen Flüchtlingen und Vertriebenen aus osteuro-
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päischen Ländern ein materieller Aufbau überhaupt eine Chan­
ce haben? 
Die Ausgangslage nach Kriegsende war also von schweren 
Hypotheken belastet, die teilweise bis heute und auch irr· ~~­
kunft fortwirken. Theodor Heuss, unser erster Bundesprasl­
dent (1949 bsi 1959), beurteilte die Chancen für eine Demokra­
tiewerdung der Deutschen nach 1946 sehr skeptisch: "Es ist 
das geschichtliche Leid der Deutschen, daß die Demokratie 
von ihnen nicht erkämpft wurde, sondern als letzte, als einzige 
Möglichkeit der Legitimierung eines Gesamtlebens kam, wenn 
der Staat in Katastrophen zusammengebrochen war. Dies ist 
die Last, in der der Beginn nach 1918, in der der Beginn bis 
heute mit uns steht ... das Fertigwerden mit den Vergangenhei­
ten ... " 

Entnazifizierung 

"Das Fertigwerden mit den Vergangenheiten" - das war ja die 
erste, die wichtigste, aber auch schwierigste Konsequenz, die 
wir aus der Zeit des Nationalsozialismus zu ziehen hatten . . 
Und zwar zuerst einmal ganz vorder9ründig und formal: Wer 
war "Nazi" gewesen - mit welchen Amtern und Positionen -
mit welcher Schuld und Verantwortung belastet? Wenn ich 
mich an die erste Nachkriegszeit zurückerinnere, dann fällt mir 
außer dem starken Glücksgefühl, frei- und vor allem frei von 
Angst - zu sein - abgesehen auch von Not, Zerstörung und 
Mangel an allen Gütern des täglichen Bedarfs - die sogenann­
te "Entnazifizierung" ein. Sie war die erste und für viele Deut­
sche die einzig greifbare Konsequenz aus ihrer Zugehörigkeit 
und Zustimmung (zumindest, so lange es mit den Nazis auf­
wärts ging) zum Nationalsozialismus. Die Entnazifizierung war 
ein mehr oder weniger bürokratisches Verfahren, das über Fra­
gebögen abgewickelt wurde und dem in schweren Fällen Ver­
handlungen vor Spruchkammern folgten. Kleinere Nazis ka­
men dabei mit dem Schrecken davon, größeren wurden Geld­
strafen auferlegt -zeitweise auch Berufsverbot (das bereits in 
den 50er Jahren durch ein großzügiges Wiedereinstellungsge­
setz, das sogenannte 131 er Gesetz korrigiert wurde). Größerer 
Schuld und Verantwortung verdächtige Nazis kamen in den er­
sten Nachkriegswochen in Lager- ein Teil davon später vor or­
dentliche Gerichte. Viele braune "big-shots" tauchten unter 
(einige bis heute). Zur Einsicht und inneren Umkehr dürften die­
se Verfahren nach meiner Erfahrung wenig beigetragen haben. 
Dennoch gab es viele Deutsche, die sich ihrer braunen Vergan­
genheit, ihrem Mitläuferturn oder ihrer Zustimmung (zumindest 
in ihrem stillen Kämmerlein) geschämt haben. Von Politik- von 
Demokratie gar - wollte zumindest bis Ende der 40er Jahre, 
Anfang der 50er Jahre kaum jemand etwas wissen. Die Jünge­
ren werden erstaunt fragen: Wer aber hat dann in dieser deso­
laten Konstellation eigentlich die ersten Schritte für einen de­
mokratischen Neuanfang getan? - Nun, zweifellos vor allem 
die westlichen Besatzungsmächte. Sie hatten ziemlich genaue 
Listen mitgebracht von unbescholtenen, von verfolgten Deut­
schen der älteren Generation, die sie örtlich mit ersten öffentli­
chen Aufgaben betrauten. Die westlichen Alliierten waren es, 
die Ende 1945 die ersten Parteien und Zeitungsblättchen lizen­
sierten, Kommunalwahlen vorbereiteten und ab 1946 in ihren 
Besatzungszonen demokratische Verfassungen ausarbeiten 
ließen, die zum Beispiel in den Ländern der US-Besatzungszo­
ne bereits am 1. Dezember 1946 durch Volksabstimmung an­
genommen wurden. 

Demokratiewerdungsprozeß 

Unter der Oberfläche dieses von oben angeordneten Demo­
kratiewerdungsprozesses existieren tiefe Risse~ und es fehlte 
jedes Fundament (Heuss-Zitat). Da waren zweifellos noch eine 
stattliche Anzahl echter Nazis übriggeblieben, die sich zu­
nächst stillverhielten - in späteren Jahren jedoch immer wie­
der einmal ihre Rückkehr und Rehabilitierung probten. Dann 
gab es die große Mehrheit der im Grunde ziemlich unpoliti­
schen Mitläufer und die jüngere Generation, die nichts anderes 
als den Nationalsozialismus gekannt hatte, die sich miß­
braucht fühlte und teilweise von Selbstmitleid erfüllt war. Nur 
eine hauchdünne Schicht von Anti-Nazis, Demokraten, Chri­
sten, Gewerkschaftern, Intellektuellen hatten überlebt, waren 
weder ausgewandert noch umgebracht worden. Sie waren es, 

die alle verbliebenen Kräfte einsetzten, um Konsequenzen aus 
den Erfahrungen der Hitlerzeit und dem Scheitern der Weima­
rer Demokratie zu ziehen. 

Wenige Schuldbekenntnisse 

Ein eindeutiges Schuldbekenntnis wurde eigentlich nur von 
der Evangelischen Kirche am 19. Oktober 1945 abgelegt. Dar­
in heißt es: "Durch uns ist unendliches Leid über viele Völker 
und Länder gebracht worden ... ",;Wohl haben wir lange Jahre 
hindurch im Namen Jesu Christi gegen den Geist gekämpft, 
der im nationalsozialistischen Gewaltregime seinen furchtba­
ren Ausdruck gefunden hat, aber wir klagen uns an, daß wir 
nicht mutiger bekannt, nicht treuer gebetet, nicht fröhlicher ge­
glaubt und nicht brennender geliebt haben." Wenn ich mich an 
das erste Nachkriegsjahrzehnt und bis in die 60er Jahre zurük­
kerinnre, dann war es unter den führenden Nachkriegspoliti­
kern vor allem Theodor Heuss (seit 1949 unser erster Bundes­
präsident) mit seinen konsequenten und anrührenden Be­
kenntnissen (und eigentlich nur er), der uns Deutschen die Zu­
sammenhänge von politischer Schuld und Sühne wieder und 
immer wieder ins Gedächtnis zurückgerufen hat. 

Hierfür drei Zitate, die für ungezählte andere sprechen: 
1. "Wir Lebenden, wir Überlebenden stehen noch im unmit­
telbaren Eindruck. Wir kannten den und den und den, der nicht 
mehr ist. Wir wissen von den Qualen, in denen er unterging. Es 
sind viele auch heute in diesem Hause, die Verfolgung, Demü­
tigung, Gefängnis, Zuchthaus, KZ erlitten, sie sind in ihrem 
Sein, in ihrem Erzählen, in ihrem Wirken die anklagenden Zeu­
gen der schlimmen Jahre. Aber auch sie, wie wir, werden eines 
Tages nicht mehr sein. Namen und Erinnerungen verblassen ... 
Aber gerade das darf nicht eintreten. 
Das deutsche Volk hat es sich leicht gemacht, zu leicht ge­
macht in seiner Masse, sich in die Fesseln des Nationalsozia­
lismus zu geben. Es darf es sich nicht leicht machen, diese 
Fesseln, an denen es schlimm trug, von denen es sich nicht 
selber hatte lösen können, es darf es sich nicht leicht machen, 
die bösen Dinge wie einen wüsten Traum hinter sich zu wer­
fen ... um unserer moralischen Volkszukunft willen ... " 
2. "Mut zur Liebe" (7. Dezember 1949) ,,Wir dürfen nicht ver­
gessen, dürfen auch nicht Dinge vergessen, die die Menschen 
gerne vergessen möchten, weil das so angenehm ist. Wir dür­
fen nicht vergessen die Nürnberger Gesetze, den Judenstern, 
die Synagogenbrände, die Abtransporte von jüdischen Men­
schen in die Fremde, in das Unglück, in den Tod. Das sind Tat­
bestände, die wir nicht vergessen dürfen, weil wir es uns nicht 
bequem machen dürfen ... " 
3. Rundfunkansprache zur Woche der Brüderlichkeit 1952: 
"Mir hat neulich einer einmal geschrieben, ich solle doch nicht 
mehr gegen den Nationalsozialismus etwas sagen- der sei ein 
Stück geschichtliches Schicksal gewesen, wie es eben über 
die Völker komme. Ich konnte ihm nur antworten: so bequem 
dürfen wir es uns nicht machen. 
... Wer möchte die Unverfrorenheit besitzen, jüdischen Men­
schen zu sagen: 'Vergeßt doch nicht!' So billig, das Wort im 
moralischen wie im materiellen Sinn, wird Hitlers Hinterlassen­
schaft nicht beglichen - es ist eine unerhört schwierige Aufga­
be, sich durch das Erbe dieser Geschichte hindurchzuarbei­
ten. Denn aus viel Leid ist auch viel Haß erzeugt worden - wer 
wollte sich darüber wundern?" 

Zeit der Verdrängung 

Wenn wir uns heute bemühen wollen, über unsere Geschichte 
der Nach-Hitler-Zeit nachzudenken, dann sind diese Doku­
mente von großer Bedeutung. Denn leider sind die Bemühun­
gen von Theodor Heuss in der Folgezeit nicht mit der gleichen 
Intensität und Überzeugungskraft fortgesetzt worden. ln mei­
ner Erinnerung waren es eher gegenläufige Tendenzen, die in 
der Zeit des florierenden Wirtschaftswunders den mühsam in 
Gang gekommenen politischen und moralischen Prozeß der 
Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus schon bald 
überlagerten. Man wollte vergessen und verdrängen, was in 
deutschem Namen geschehen war, und man tat es auch. Man 
glaubte mit der materiellen Wiedergutmachung sei alles abge­
golten. 



Unter dieser Verdrängung haben junge Deutsche, die wie ich 
die Nachkriegszeit bewußt als "Nach-Hitler-Zeit" verstehen 
wollten, sehr gelitten. Wir waren von dieser öffentlichen und 
privaten Einstellung und dem Ausmaß der konservativen Re­
stauration sehr enttäuscht. Ich erwähne dies nicht, weil ich 
meine damalige Enttäuschung besonders herausstellen 
möchte, sondern weil dies im Laufe der 60er Jahre immer mehr 
- vor allem junge - Menschen so empfanden. So wurde das 
Ende der Ära Adenauer- Mitte der 60er Jahre - zugleich auch 
der Beginn einer Zeit des Aufbegehrens und des Umbruchs. 

Die bis dahin versäumten gesellschaftlichen Reformen wurden 
beklagt, Demokratisierung und Chancengleichheit in allen ge­
sellschaftlichen Bereichen gefordert. 

2. Abschnitt unserer Demokratiewerdung 

Mit den seit 1967 um sich greifenden Studentenunruhen und 
der Entstehung einer starken außerparlamentarischen Oppo­
sition begann der zweite Abschnitt unserer Demokratiewer­
dung. Es war die gleiche Zeit, in der das heiß diskutierte Buch 
von Alexander Mitscherlieh "Über die Unfähigkeit zu trauern" 
der westdeutschen Gesellschaft den Spiegel ihrer mangelhaf­
ten Aufarbeitung der Vergangenheit vorhielt. Das Geschehene 
war verdrängt, die notwendige Trauerarbeit versäumt worden. 
Bis zu dieser Zeit waren freiheitliche Veränderungsprozesse 
nicht erprobt worden. Nun werden sie in allen Bereichen auf 
einmal gefordert. Viele dieser Reformen sind steckengeblie­
ben oder ganz gescheitert. Insgesamt aber haben die Studen­
tenunruhen doch eine spürbare Fortentwicklung unserer de­
mokratischen Gesellschaft und ihres Selbstverständnisses er­
bracht. Ich denke an das großartige Engagement ungezählter 
jurtger Menschen für Menschenrechte, Frieden und Gerechtig­
keit - an die ungezählten großen und kleinen Beispiele für 
mehr Mitmenschlichkeit, die besonders in den letzten zwei 
Jahrzehnten neuen demokratischen Lebensformen Auftrieb 
gegeben haben. Und ich denke auch an das Engagement der 
örtlichen Gesellschaften für christlich-jüdische Zusammenar­
beit. 

Aussöhnung mit dem Osten 

in diese Zeit eines ersten selbständigen demokratischen Auf­
bruchs fallen auch die Ostverträge und die Bemühungen um 
Aussöhnung und Entspannung mit den osteuropäischen Staa­
ten. 
Und in diese Zeit fällt auch ein 1979 nach langen Kämpfen mit 
großer Mehrheit gefaßter Beschluß des Bundestages, die Ver­
jährungsfrist für Naziverbrechen endgültig aufzuheben - eine 
der verspäteten, aber wichtigen Konsequenzen aus der Tatsa­
che, daß viele ungesühnte Naziverbrechen andernfalls nicht 
hätten weiterverfolgt werden können. 
Dennoch: Eigentlich waren es Medienereignisse wie die Holo­
caust -Serie, der Majdanek-Film und andere verdienstvolle 
Beiträge, mit denen endlich das Tabu des Schweigens und 
Verschweigens aufgebrochen wurden. Nun endlich wurde in 
vielen Wohnstuben der Nation diskutiert, nachgedacht, be­
kannt... 

Nach 40 Jahren neue Dreistigkeit 

Das Datum des 40. Jahrestages des Kriegsendes und der Be­
freiung von der Nazi-Diktatur - von der wir uns nicht aus eige­
ner Kraft befreien konnten - hat die alten schmerzhaften Wun­
den in ihrer ganzen Tiefe aufbrechen lassen. 
Da gab es einerseits die große Rede von Richard von Weizsäk­
ker, die in der geistigen Nachfolge von Theodor Heuss stand 
und die uns ein neues Stück Tradition für unsere immer noch 
und immer wieder angeschlagene demokratische Kultur (DIE 
ZEIT nennt sie ein "Kunstprodukt") erbracht hat. Dann aber 
folgte eine ganze Serie schockierender Ereignisse, vom Kame­
radschaftstreffen ehemaliger SS-Verbände, über die Ausein­
andersetzungen mit dem Fassbinder-Stück, die antisemiti­
schen Äußerungen alter und junger Parteifunktionäre und alt­
neue Auseinandersetzungen über die Entschädigung für Skla­
venarbeiter in Rüstungsbetrieben. Diese Ereignisse haben die 
erschreckende Diskrepanz aufgezeigt zwischen dem An­
spruch Richard von Weizsäckers an unsere geschichtlich fort-

wirkende Verantwortung einerseits und dieser Wirklichkeit an­
dererseits. 
Diese Diskrepanz ist es, die auch die diesjährige Woche der 
Brüderlichkeit überschattet und nicht zuläßt, daß wir uns in die 
Sphäre gehobener Feierlichkeit vom grauen Alltag der Wirk­
lichkeit absetzen. Vielleicht ist dies übrigens schon zu oft und 
zu lange so gehalten worden. Die einen - eine Minderheit -
setzen die Maßstäbe und die anderen - eine Mehrheit - halten 
sich an die sogenannten Realitäten oder schweigen. Anders ist 
das Glaubwürdigkeitsdefizit zwischen Reden und Verhalten je­
denfalls nicht zu erklären. Davor aber müssen wir uns hüten, 
weil Glaubwürdigkeitsdefizite dieser Art nicht wieder gut zu 
machenden Flurschaden an unserer politischen Kultur anrich­
ten. 

Glaubwürdigkeitsdefizite 

in diesen unaufgearbeiteten Defiziten liegt übrigens auch der 
Schlüssel zum Verständnis des unnatürlich verkrampften Ge­
nerationskonflikts, den wir seit den 60er Jahren mit uns herum­
schleppen: Es reicht eben nicht aus, die Irrtümer, Versäumnis­
se und schuldhaften Verstrickungen unserer Geschichte an 
sperrigen Gedenktagen mehr oder weniger verlegen zu artiku­
lieren. Wir müssen vielmehr in unserem politischen Denken, 
Handeln und Verhalten insgesamt menschlich und politisch 
glaubwürdig sein, und das bezieht sich gleichermaßen auf un­
sere unteilbare Verantwortung für Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft. Unsere demokratische Ordnung wird so lange 
nicht endgültig gefestigt sein, als wir das nicht leisten - näm­
lich im Sinne von des ersten und sechsten Bundespräsidenten 
glaubwürdig zu sein. Hier liegt der Ansatzpunkt, um die Kon­
taktsperre zu nachwachsenden Generationen zu ent-sperren 
und sie für die von uns geschaffene demokratische Ordnung 
zu gewinnen. Hier muß der Grundstein für eine glaubwürdige 
demokratische Kultur erst noch gelegt werden! Auch diese Be­
währung liegt noch vor uns! 

Bewährungsproben 

Damit bin ich bei unserem eigentlichen aktuellen Thema: Sind 
es nur Zufälle, daß sich in den letzten Monaten und Wochen 
Nachrichten über antisemitische Äußerungen häufen? Und 
wenn es wirklich nur Zufälle wären, wie ist dann die oft lauthal­
se und klammheimliche Zustimmung zu erklären? Und darf 
man beides zusammengenommen mit Schweigen oder Baga­
tellisieren übergehen? Ich meine Nein. 
Unsere Sensibilität ist in jedem Fall für die zunächst unter­
schwellig freigesetzten Tendenzen gefordert. Wir dürfen die 
Wachsamkeit und den Protest nicht den unmittelbar Betroffe­
nen überlassen. Wir dürfen es uns nicht abermals zu leicht ma­
chen. Von wiederaufbrechendem Rassismus, in welchem Ge­
wand auch immer, und seien es auch nur Stammtischparolen, 
sind wir alle betroffen. Mit dem lapidaren Satz aus regierungs­
amtlichen Mund "Das deutsche Volk hat aus seiner Geschichte 
gelernt", ist das nicht abgetan. Es ist und bleibt nach wie vor ei­
ne "unerhört schwere Aufgabe" und es ist eine "unerhört 
schwere Aufgabe", unsere Geschichte so anzunehmen, wie 
Richard von Weizsäcker es zurecht verlangt. Denn: "Wer sich 
der Unmenschlichkeiten nicht mehr erinnern will, wird anfällig 
für neue Ansteckungsgefahren!" Und diese "unerhört schwere 
Aufgabe" gilt auch keineswegs nur für das Verhältnis zwischen 
Deutschen und Juden, obgleich es hier ganz sicher am 
schwierigsten und schmerzempfindlichsten ist, wie wir immer 
wieder begreifen müssen. Es gilt ebenso für unsere Einstellung 
und Verhaltensweise gegenüber allen Gegnern und Opfern na­
tionalsozialistischer Verfolgung - seien es politische Wider­
standskämpfer oder Emigranten, Polen oder Russen, ja auch 
Amerikaner und Niederländer, oder auch jene fast total verges­
senen Gruppen, der aus Rassendünkel, sozial Verfolgten und 
Vernichteten, der Sinti und Roma, der Zwangssterilisierten und 
Homosexuellen. 
Die menschlich verständliche Mentalität, "es muß endlich ein­
mal Schluß sein!", die sich, wie wir hörten, bereits Ende 1945 
bemerkbar machte, hat eben zur Verdrängung und nicht zur 
Heilung geführt. Deshalb bedarf es auch weiterhin jener tapfe­
ren und geduldigen Aufarbeitung sowie der verständnis- und 
lernbereiten Auseinandersetzung. 
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Der politischen und moralischen 
•Entsorgung• entgegentreten 

Tendenzen zu einer polit ischen und moralischen 'Entsorgung' 
der Bundesrepublik (Habermas) von ihrer jüngsten Geschichte 
dürfen wir nicht zulassen! Stattdessen müssen wir geduldig 
und gewissenhaft die teils versäumte, teils verdrängte Aufar­
beitung jenes "wüsten Geschehens" weiter leisten, bevor wir 
wirkl ich zu einerneuen .. Normalität" finden können. Hierfür las­
sen sich die Erfahrungen aus der Psychoanalyse durchaus 
vom einzelnen Menschen auf Gruppen und Völker übertragen: 
Daß nämlich Verdrängen und Vergessen von Schuld und 
Angst, von Konflikten und Erfahrungen, nur scheinbar wirklich 
befreit, daß das Verdrängte vielmehr unausweichlich und oft 
verstärkt, mit verheerenden Folgen wieder zurückkehrt. 
Kommt das auf uns zu? Mit den Denkkategorien Fellners und 
Spees - und dem Heer ihrer Sympthisanten? Mit ausländer­
feindlichen Skinheads und dem Heer ihrer Sympathisanten? 
Mit verbalen Kraftmeiereien und unüberhörbar revanctiisti­
schen Tönen auf Vertriebenentreffen (von denen die Mehrheit 
längst keine Vertriebenen mehr sind)? 

Dauerhaftes Versöhnen meint dauerhaftes Erinnern 

Das darf nicht geschehen, das dürfen wir nicht zulassen. Und 
deshalb ist Wachsamkeit geboten. Wir dürfen nicht durch 
Wegsehen oder durch Stillschweigen neuerlich versagen und 
dürfen uns auch nicht mit lauwarmer Distanzierung zufrieden­
geben. Dauerhafte Versöhnung setzt dauerhaftes Erinnern 
voraus! Diese Bewährung liegt tatsächlich noch vor uns! Des­
halll müssen wir die Kräfte in unserem Lande unterstützen, die 
im Sinne unseres ersten und unseres sechsten Bundespräsi­
denten den Weg des Erinnerns zur Aussöhnung gehen. Und 
hierfür gibt es ja bewegende und ermutigende Beispiele, wie 
wir sie gerade vor zwei Wochen bei der Verleihung des Theo­
dor-Heuss-Preises vorgestellt haben .... 

Selbstkritik und Selbstbefreiung 

Aber es mehren sich auch die Zweifel, ob sie stärker sind als 
wiederaufbrechende Gegenströmungen. Auf den ersten Blick 
ist die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland innen- und 
außenpolitisch eine Erfolgsstory. Erst auf den zweiten Blick 
stellen sich - im Rückblick auf diese 40 Jahre - im demokrati­
schen Gefüge auch Schwachstellen und Haarrisse heraus, die 
wir nicht bagatellisieren oder verdrängen dürfen. 
Mit tiefem Erschrecken müssen wir zur Kenntnis nehmen, daß 
uns unsere eigene unzureichend aufgearbeitete Geschichte 
abermals einholt und herausfordert. Die Visionen der Märtyrer 

Bonhoefer und Haushafer und der Verfasser der Flugblätter 
der "Weißen Rose", die beschwörende Mahnungen von Theo­
dor Heuss über die Bedeutung der weiterzuleistenden Trauere 
arbeit, dies alles liegt als konkrete Bewährungsprobe auf unse­
rer Gegenwart und fortwirkend wohl auch auf unserer Zukunft. 
Aus dieser Sicht und auch aus der Einsicht vieler Deutscher 
steht die eigentliche politische, aber auch die seelisch-morali­
sche Bewährungsprobe noch aus. Carl Popper, einer der gro­
ßen Deutsch-Österreicher, der von Hitler außer Landes getrie­
ben wurde, hat diese Bewährungsprobe politisch so definiert: 
"Nur aus unseren Irrtümern können wir lernen, und nur der wird 
lernen, der bereit ist, die Irrtümer anderer aiG Schritte zur Wahr­
heit zu schätzen - und der nach seinen eigenen Irrtümern 
sucht, um sich von ihnen zu entfernen ... " Dieser Weg der 
Selbstkritik und Selbstentfernung ist uns aufgetragen. Aber es 
geht auch um etwas anderes - um etwas sehr Subtiles. Leo 
Beack - ein anderer großer deutscher Jude - hat es anläßlich 
seiner Begegnung mit Theodor Heuss so beschrieben: "Einan­
der begreifen", schreibt Leo Baeck, "darin formt sich die innere 
Gemeinschaft mit ihrem Frieden, den sie gibt. Ein Ich hat zu ei­
nem Ich gesprochen, seelisches Geschick ist vernommen 
worden, das Wissen von einer seelischen Verbundenheit ist er­
wacht... Manch einer hat es so erfahren, wenn er zu Theodor 
Heuss - und einst zu seiner Frau -kam. Auch Menschen jüdi­
schen Schicksals wissen voller Dankbarkeit darum. Sie, denen 
mehr als anderen das Leben seine schwersten Fragen gestellt 
hat. Mehr noch als andere sehnen sie sich danach, begriffen zu 
werden, denn sie sind, wie das Prophetenwort sie nennt, 'die 
an Hoffnung Gebundenen'. Wenn Theodor Heuss zu ihnen 
sprach, konnten sie dessen bewußt werden, weil ein seeli­
sches Begreifen zu ihnen sprach." 

"Seelisches Begreifen" des Geschehenen - diese Form des 
Erinnerns ist es, die, so glaube ich, als Schlüsselbegriff gelten 
kann, wenn wir den langen Prozeß der Normalisierung und Be­
währung unseres Verhältnisses nicht nur zu unseren jüdischen 
Mitbürgern, sondern zu allen Opfern und Nachkommen von 

. Opfern nationalsozialistischer Schreckenstaten beschreiten 
wollen! Erst "seelisches Begreifen" schafft dauerhaftes Ver­
ständnis, Vertrauen und führt zu guter Letzt zu Versöhnung. 
Wirklich "normalisieren" wird sich dieses Verhältnis erst dann, 
und nur dann, wenn wir gelernt haben, das in unserem Namen 
Geschehene "seelisch zu begreifen" und dieses "Begreifen" 
glaubwürdig zu vermitteln und mitmenschlich zu gestalten. 
Das ist gelebte Brüderlichkeit! Diese Bewährung ist jedem von 
uns auferlegt und sie muß erst noch und immer wieder bestan­
den werden. 

Glückwunsch 
Hildegard Hamm-Brücher konnte soeben ihren fünfund­
sechzigsten Geburtstag feiern. Sie zu feiern hatte die bay­
rische FDP dann doch nicht gewagt. Gelobt sei - nur dies 
eine Mal -die 5-Prozent-Hürde. 
So hat die "loyale Dissidentin" (DIE ZEIT) für den Fall eines 
FDP-Wahlerfolges die Chance, im Bundestag weiter auf 
so Respekt-gebietende Weise liberale Glaubwürdigkeit 
einzuklagen. Ob's bei dieser FDP was nutzt, darf füglieh 
bezweifelt werden. Aber das ist wohl gleichgült ig. Gehört 
doch das Donquichottesque zur liberalen Mentalität. 
Hildegard Hamm-Brücher hat die ld-Redaktion als liberale · 
"Fundis" bezeichnet. Voila, der liberalen "Realo" entbieten 
diese ein herzliches "Kopf-Hoch". 

H.-H.S. 



Kapital 
gegen 

Kapitalismus 

1984 hat die schwedische 
Regierung per Gesetz und 
nach langen Auseinander­
setzungen mit Unterneh­
mern und bürgerlichen 
Parteien sogenannte 
"Arbeitnehmerfonds" 
eingerichtet. 
Erik Gurgsdies, Dozent an 
der Heimvolkshochschule 
der Friedrich-Ebert-Stif­
tung in Ahrensburg, hat 
Gesetz und politische 
Auseinandersetzungen 
unter die Lupe genommen. 

Es muß sich schon um etwas Beson­
deres handeln, wenn ungefähr 
75000 dezent gekleidete Herren -
auch Damen waren dabei- mittleren 
und fortgeschrittenen Alters mit 
Transparenten versehen den Innen­
stadtverkehr zum Erliegen bringen. 
Und in der Tat ereignete sich am 4. 
Oktober 1983 in Stockholm Beson­
deres: Mit einer Unternehmerde­
monstration suchten Arbeitgeber 

Arbeiterfonds in 
Schweden 
von Erik Gurgsdies 

und bürgerliche Oppositionspar­
teien eine letzte Einflußnahme auf 
Reichstagsmitglieder und Öffent­
lichkeit auszuüben. 
Dabei waren die Fronten bereits 
deutlich abgesteckt: Transparente 
wie "Gewerkschaften gehören nicht 
in Unternehmensleitungen" oder 
"Arbeitnehmerfonds - Das perfekte 
Verbrechen!" markierten das 
schroffe Nein der Oppositionspar­
teien sowie der Arbeitgeber. Dem 
stand auf seiten der Sozialdemokra­
ten sowie der ihnen nahestehenden 
Arbeitergewerkschaft LO der feste 
Wille gegenüber, die Arbeitnehmer­
fonds nach nahezu zehnjähriger 
politischer Diskussion über die par­
lamentarischen Hürden zu bringen. 
Da die Kommunisten Arbeitnehmer­
fonds nicht gut ablehnen konnten, 
war die parlamentarische Mehrheit 
sicher. 

Das Gesetz 

Ende 1983 beschloß der Reichstag 
mit den Stimmen der Sozialdemo­
kraten und Kommunisten die Einfüh­
rung regionaler Kapitalfonds zum 
1.1 .1984: 
• Es werden fünf Regionalfonds 

eingerichtet, die in das System der 
seit Ende der fünfziger Jahre beste­
henden Rentenfonds eingeführt 
werden. 
• Die Fondleitungen bestehen aus 
neun Personen, wovon fünf Arbeit­
nehmerrepräsentanten sein müs­
sen. Die Leitungen werden anfangs 
jährlich von der Regierung ernannt; 
gleichzeitig wird geprüft, wie die Lei­
tungen zukünftig durch direkte Wah­
len bestimmt werden können. 
• Die KapitalaufbringunQ geschieht 
auf doppelte Weise: Zum einen 
durch eine Gewinnabführung von 
zwanzig Prozent, wobei ein großzü­
giger Freibetrag kleine und mittlere 
Unternehmen ausspart. Diese 
Abgabe soll rund 1 ,5 bis 2 Milliarden 
Kronen erbringen. Zum anderen 
durch eine Anhebung der lohnbezo­
genen Rentenbeiträge der Arbeitge­
ber um 0,2 Prozent, die etwa 600 
Millionen Kronen ergeben soll. 
• Bis einschließlich 1990 sollen pro 
Fonds jährlich 400 Millionen Kronen 
zugeführt werden, die diese unab­
hängig voneinander und regionalbe­
zogen in schwedischen Beteili­
gungswerten anzulegen haben. 
Schwerpunkt der Kapitalanlage soll 
das produzierende Gewerbe sein, 
dessen Eigenkapital- und damit Risi­
kokapitalbasis gestärkt werden soll. 
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Um eine Subventionierung regiona­
ler Krisenbranchen durch Fondska­
pital zu erschweren, wird eine jährli­
che reale Verzinsung von drei Pro­
zent gefordert (bei einer Preissteige­
rung von fünf Prozent also acht Pro­
zent). Das Zinsaufkommen wird an 
die Pensionsfonds abgeführt, die die 
Renten ausbezahlen. 
Es ist anzunehmen, daß die Fonds­
Mittel über die Börse hauptsächlich 
an die Großunternehmen gehen wer­
den. Die kleineren und mittleren 
Unternehmen sind durch die Freibe­
träge zwar von der Gewinnabgabe 
ausgeschlossen, müssen aber die 
erhöhten Arbeitgeberbeiträge 
bezahlen. Zur Förderung auch dieser 
Unternehmen wurde deshalb ein 
Mittelstandsfonds mit 100 Millionen 
Kronen eingerichtet. 
• Was die Mitbestimmung betrifft, 
so darf jeder Fonds maximal acht 
Prozent der Stimmrechte eines 
Unternehmens halten, alle zusam­
men also höchstens vierzig Prozent. 
Diese Stimmrechte sollen auf den 
Hauptversammlungen bei der Wahl 
der Unternehmensleitungen geltend 
gemacht werden. Auf Wunsch erhal- · 
ten die gewerkschaftlichen Unter­
nehmensvertretungen die Hälfte der 
Fonds-Stimmrechte zu ihrer Verfü­
gung. 
Soweit das Gesetz. - Um einen Ein­
druck der finanziellen Größenord­
nung zu geben: 1982 lag der Wert 
der börsennotierten Großunterneh­
men (exklusive gegenseitiger finan­
zieller Verflechtungen) bei rund 65 
Milliarden Kronen. Bis 1990 werden 
die Fonds ein Kapital von rund 14 bis 
17 Milliarden Kronen aufweisen. Bis 
dahin wird sich aber auch der Wert 
der Großunternehmen beträchtlich 
erhöht haben, so daß die Arbeitneh­
merfonds über nur ca. 5-6 % des 
Aktienkapitals verfügen werden. 
Bedenkt man, daß sozialistisch aus­
gerichtete Regierungen in wirt­
schaftlichen Krisenzeiten eher mit 

·dem Rücken zur Wand stehen, ist es 
schon erstaunlich, daß die schwedi-

. sehen Sozialdemokraten das Gesetz 
gegen den überaus harten Wider­
stand von Opppsition und Arbeitge­
bern durchzusetzen vermögen. Die 
Ursache hierfür liegt zum einen im 
politisch-ökonomischen System 
Schwedens, zum anderen in der 
Reformdiskussion Ende der sechzi­
ger, Anfang der Siebziger Jahre 
begründet. 

Das sog. Schwedische 
Modell - Grundlinien 

Im Vergleich zur Bundesrepublik fal-
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len folgende Charakteristika des 
politisch-ökonomischen Systems 
Schwedens ins Auge: 

• Die starke Stellung der Socialde­
mokratiska Arbetarepartiet im politi­
schen System, die in enger Koope­
ration insbesondere mit der Arbeiter­
gewerkschaft LO die Weichen auf 
dem Weg in den Wohlfahrtsstaat 
stellte. 

• Der überaus hohe Stellenwert der 
Gleichheits- und- hieraus abgeleitet 
- der Vollbeschäftigungszielsetzung. 

Dabei meint die Gleichheitszielset­
zung einen langfristig anzustreben­
den Abbau gesellschaftlicher Un­
gleichheit. Ein wichtiges Instrument 
hierfür wie für das Vollbeschäfti­
gungsziel war der starke Ausbau des 
öffentlichen Sektors. Die Zahl der im 
öffentlichen Dienst Beschäftigten ist 
in Schweden mehr als doppelt so 
hoch wie in der Bundesrepublik. 

• Ein stark ausgebauter öffentli­
cher Sektor und ein hoher materieller 
Wohlstand lassen sich in einer kapi­
talistischen Ordnung nur bei Pro­
duktions- und Einkommenswach­
stum erreichen: Wachstum bildet die 
Gründlage zunehmender privater 
Einkommens- wie auch öffentlicher 
Umverteilungszahlungen. Aufgrund 
des engen schwedischen Binnen­
marktes von acht Millionen Einwoh­
nern mußte dieses Wachstum zu 
großen Teilen auf dem Weltmarkt 
stattfinden, was seinerseits eine 
hohe internationale Wettbewerbsfä­
higkeit der Industrie voraussetzte. 
Diese Wettbewerbsfähigkeit wurde 
in den Tarifauseinandersetzungen 
auch als ein Grundpfeiler akzeptiert: 
Die Lohnentwicklung orientierte sich 
in der Regel an der Produktivitäts­
entwicklung des Exportsektors. Der 
andere Grundpfeiler bestand aus 
einer solidarischen Lohnpolitik: Aus­
gehend von der Gleichheitszielset­
zung wurden einmal der Abbau von 
Einkommensunterschieden zwi­
schen den Branchen, zum anderen 
die Durchsatzung des Prinzips "glei­
cher Lohn für gleiche Arbeit" ange­
strebt. 
Eine an der durchschnittlichen Pro­
duktivitätsentwicklung orientierte 
Lohnpolitik erzeugt in Marktwirt­
schaften jedoch zwei Grundpro­
bleme: Zum einen überaus hohe 
Gewinne in den überdurchschnitt­
lich produktiven Unternehmen. Dies 
verschärft entweder die Vermögens­
konzentration oder, wo die Arbeit­
nehmer Kompensationsforderungen 
durchsetzen, die Einkommensunter­
schiede zwischen den Unternehmen 
und Branchen. 

Zum anderen bedingt diese "Durch­
schnittspolitik" über kurz oder lang 
das Aus für produktivitätsschwache 
Betriebe, was Arbeitsplätze vernich­
tet. 
Beim ersten Punkt kommen, wie wir 
sehen werden, die Arbeitnehmer­
fonds, beim zweiten eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik ins Spiel: 
Umfangreiche Mobilitätshilfen und 
Umschulungsprogramme sollen den 
Übergang von den produktivitäts­
schwachen in die hochproduktiven 
Unternehmen erleichtern und somit 
Vollbeschäftigung bei gleichzeitig 
hoher Konkurrenzfähigkeit der 
schwedischen Wirtschaft sichern. 
Dieses als schwedisches Modell 
bezeichnete System aus wohlfahrts­
staatlichen öffentlichen Einrichtun­
gen, leistungsfähigen privatkapitali­
stischen Betrieben und Einkom­
mensnivellierungen erlebte in den 
sechziger und beginnenden siebzi-. 
ger Jahren seine Blütezeit. 

Wirtschafts­
demokratie und 
Kapitalbildung 
Die Forderung nach Teilhabe der 
Arbeitnehmerschaft an den Produk­
tionsmitteln und den Produktions­
entscheidungen ist so alt wie die 
Arbeiterbewegung selbst und stellt 
die eigentliche Machtfrage zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
dar. Daß diese Forderung mit immer 
stärkerem Nachdruck in die politi­
sche Debatte der beginnenden sieb­
ziger Jahre eingebracht wurde, war 
kein Zufall. 
Denn obwohl das wohlfahrtsstaatli­
ehe Wachstums- und Umvertei­
lungsmodell in den sechziger Jahren 
seine Blütezeit erlebte, wurden mit 
seinem Erfolg auch die Grenzen 
immer deutlicher sichtbar. 
1969 wurde mit dem sogenannten 
Gleichheitsbericht einer Arbeits­
gruppe der sozialdemokratischen 
Partei und der Gewerkschaften eine 
Bestandsaufnahme der seit dreißig 
Jahren durchgeführten Reformen 
vorgelegt (deutsche Übersetzung 
bei : W. Menningen (Hg.): Ungleich­
heit im Wohlfahrtsstaat, 1971). Er 
kam zu dem Ergebnis, daß die 
Reformpolitik zwar eine beträchtli­
che Steigerung des materiellen 
Wohlstands und eine starke Verbes­
serung der sozialen Sicherheit 
bewirkt, kaum aber zu einer tiefgrei­
fenden Veränderung der sozialen 
Ungleichheit geführt hatte. 
Mit Beginn der Siebziger Jahre 
wurde deshalb eine neue Art von 

Forderungen gestellt, die mit "Teil­
habe am Wirtschaftsleben" gekenn­
zeichnet werden kann. ln diesem 
Zusammenhang wurde auch vom 
dritten Stadium der Demokratie 
gesprochen: Nach der politischen 
Demokratie durch Einführung des 
allgemeinen Wahlrechts und deren 
materieller Absicherung durch wohl­
fahrtsstaatliche Einrichtungen sollte 
nun durch Miteigentum und Mitent­
scheidung die wirtschaftliche Demo­
kratie erreicht werden. Dazu wurde 
von der Arbeitergewerkschaft als 
t reibender Kraft die Forderung nach 
Einführung gewinngespeister kollek­
tiver Kapitalfonds in die politische 
Debatte eingeführt. 
Die zunehmende Verhärtung der 
politischen Debatte ließ das Demo­
kratisierungsziel jedoch immer stär­
ker in den Hintergrund treten. Hinzu 
kam, daß die Weltwirtschaftskrise 
seit Mitte der 70er Jahre tiefe Spuren 
in der schwedischen Ökonomie hin­
terließ: DerVerlust von Weltmarktan­
teilen und die Ölpreisverteuerung 
trieb en Schweden in ein Außenhan­
delsdefizit, das nach Modellrech­
nungen nur mit einem um zehn Pro­
zent größeren Industriesektor zu 
beheben sein würde. 
Aufgrund dessen gewann ein weite­
res Motiv zunehmend an Gewicht: 
Die Kapitalbildung sollte zu verstärk­
tem Sparen und damit zusätzlichen 
Mitteln für die Erweiterung und 
Modernisierung des lndustriesek­

, tors führen. Deshalb sollten die 
Fonds-Mittel nicht mehr nur durch 
Gewinnabführungen, sondern auch 
durch erhöhte Rentenbeiträge auf­
gebracht werden. (Diese an der 
Lohnsumme bemessenen Abgaben 
werden in Form von Arbeitgeberbei­
trägen erhoben.) Um die Kostensi­
tuation der Unternehmen aber nicht 
zu verschärfen, sollte die Abgabe­
nerhöhung durch lohnpolitische 
Mäßigung der Gewerkschaften aus­
geglichen werden. Diese Zurückhal­
tung sollte jedoch nur um den Preis 
einer Mitbeteiligung der Arbeitneh­
mer am Produktivvermögen, also bei 
Einführung der Arbeitnehmerfonds 
zu haben sein. 
Die sozialdemokratische Partei 
(SAP) nahm zu Beginn dieser 
Debatte eine abwartende Haltung 
ein. Auch suchte sie angesichtsder 
Wahlen im Jahr 1976 die Fonds­
Frage eher im Hintergrund zu halten. 
1976 verlor die SAP zum ersten Male 
nach vierzig Jahren die Regierungs­
macht. Während der folgenden 
sechs Jahre dauernden Opposi­
tionszeit wurde die Fonds-Debatte 
dann von gemeinsamen Arbeits­
gruppen der Partei und der Gewerk­
schaft vorangetrieben. 



Das bereits 1975 auf Betreiben der 
Liberalen eingesetzte parlamentari ­
sche Komitee, das die Fondsfrage 
prüfen und Vorschläge unterbreiten 
sollte, schloß seine Arbeit 1981 ohne 
politisches Ergebnis ab. Dies war der 
Schlußpunkt einer zunehmenden 
Verhärtung der Diskussion: Inner­
halb des bürgerlichen Lagers gaben 
die kompromißlos ablehnenden 
Konservativen den Ton an. 
Obwohl sich in Meinungsumfragen 
nur eine Minderheit der Schweden 
für die Fonds aussprach, gewannen 
die Sozialdemokraten bei der 
Reichstagswahl 1982 mit 46 Prozent 
mehr Wähler als die bürgerlichen 
Oppositionsparteien zusammen. 
Nach diesem Wahlsieg erfuhr die 
Diskussion um die Einrichtung der 
Fonds eine Beschleunigung: Mitte 
1983 wurde ein Vorschlag vorgelegt, 
der im Herbst präzisiert wurde und 
am 1. 1. 1984 in Kraft trat. 
Im Nachhinein lesen sich die Mei­
nungsumfragen allerdings anders: ln 
einer ausführlichen Untersuchung 
wurde 1984 festgestellt, daß zwar 
58% aller Schweden gegen die 
Fonds waren, 13-19% aber deshalb, 
weil ihnen das Fonds-Gesetz nicht 
weit genug ging. 

Einschätzungen 
• Die grundsätzlichste Kritik an den 
Fonds, die sich auch die bürgerli­
chen Oppositionsparteien zu eigen 
machten, lautet wie folgt: Die Einfüh­
rung "gewerkschaftseigener Arbeit­
netimerfonds" würde die Marktwirt­
schaft vernichten und wäre einer 
Sozialisierung gleichzusetzen, die 
auch die politische Demokratie 
bedrohen würde. Es würde eine 
"zentralisierte korporative Gesell­
schaft entstehen, in der die starke 
und teils durch Personalunionen 
noch verstärkte Interessengemein­
schaft zwischen SAP und LO eine 
direkte Gefahr für die Meinungsfrei­
heit, die Meinungsvielfalt und den 
Pluralismus, also die politische 
Demokratie schlechthin darstellen 
würde." 
Dabei gehen diese Grundsatzkritiker 
auch weniger von der gegenwärti­
gen Ausgestaltung des Fonds­
Gesetzes aus: .,Die Arbeitnehmer­
fonds sind ein politisches Instru­
ment, das verändert und entwickelt 
werden kann" sagte A. Johnson, 
Aufsichtsratsvorsitzende des John­
son-Konzerns am 4. Oktober 1984 
vor ca. 30.000 Antifonds-Demon­
stranten in Stockholm. 
Wer sich diese Art von Kritik zu eigen 
macht, kann die Fonds nur noch 

abschaffen. Folgerichtig haben die 
Oppositionsparteien im Falle eines 
Wahlsieges 1985 eine Auflösung der 
Fonds versprochen. Dabei wurde 
der Vorschlag, die dann vorhande­
nen Fondsmittel unter alle Schwe­
den zu verlosen, wohlwollend zur 
Kenntnis genommen. 

Diese Grundsatzkritik lebt von einer 
Anhäufung schlecht- oder unbewie­
sener Behauptungen: Freiheit und 
Demokratie sollten schon bei der 
Einführung des allgemeinen Wahl­
rechts 1918 und bei der Errichtung 
des Pensionsfonds 1957 unterge­
hen. Sie lebt aber auch von der 
Angst vor der normativen Kraft des 
Faktischen: Wenn das Fonds­
System erst einmal hinreichend 
lange existiert hat, wird es kaum 
noch möglich sein , es problemlos 
abzuschaffen. 
• Ein weiterer Hauptkritikpunkt war 
der Verzicht auf individuelle Arbeit­
nehmeranteile an den Fonds. Erwirt­
schaftete Renditen kommen den 
Arbeitnehmern nicht direkt, sondern 
indirekt über Zuführungen zu den 
Rentenfonds zugute, die die zukünf­
tige Rentenzahlungen sichern sol­
len. 
Der ents~heidende Einwand gegen 
individuelle Anteile war, daß eine 
breite Streuung von Eigentumsrech­
ten keine wirkliche Gegenmacht zur 
Verfügungsgewalt der Unterneh­
mensleitungen entstehen läßt. Dies 
ist aber eines der Hauptziele, das nur 
durch eine kollektive Lösung erreicht 
werden kann. Zur Veranschauli­
chung: Gegenwärtig kontrolliert 
VOLVO über die mit ihm verbunde­
nen Unternehmensgruppen rund 1/5 
des schwedischen Börsenkapitals. 
Dagegen sind dann die 5-6% des 
Börsenkapitals zu setzen, das die 
Arbeitnehmerfonds 1990 erreicht 
haben werden. 
Messen wir das Gesetz nun an sei­
nen eigenen Zielsetzungen: 
• Die Fonds sollen die private Ver­
mögenskonzentration entschärfen. 
Die Gewinnabführung trägt hierzu 
sicherlich bei, jedoch mit geringerer 
Wirkung als ursprünglich gedacht 
war. Denn nach dem Gesetz können 
die Gewinnabgaben in der Steuerer­
klärung des nächsten Jahres geltend 
gemacht werden. Bei durchschnittli­
chen Unternehmenssteuersätzen 
von rund fünfzig Prozent heißt dies, 
daß die Hälfte der Fonds-Mittel aus 
Steuerverzichten stammt. Letztlich 
handelt es sich hier deshalb um 
einen eher kleinen Schritt zur Vermö­
gensumverteilunQ und nicht um die 
große Enteignung, die die Kritiker 
beschworen. 
• Arbeitnehmerfonds sollen die 
solidarische Lohnpolitik unterstüt-

zen . Eine an der durchschnittlichen 
Produktivitätszunahme des Export­
sektors orientierte Lohnentwicklung 
läßt in den überdurchschnittlich pro­
duktiven Unternehmen .,Überge­
winne" entstehen. Auf diese 
Gewinne zielte beispielsweise die 
ursprüngliche Finanzierungsrege­
lung, die Gewinne erst aber einem 
bestimmten Renatbilitätsniveau 
abschöpfen wollte. 
Das Fondsgesetz schreibt jedoch 
eine allgemeine Gewinnabgabe von 
zwanzig Prozent vor, die die Netto­
gewinne der Unternehmen zwar ver­
mindert, die sogenannten "Überge­
winne" aber unangetastet läßt. 1984, 
einem außergewöhnlich guten Wirt­
schaftsjahr, ergaben sich "Fonds­
Einnahmen" von ca. 4 Mia. skr., 
wovon laut Gesetz aber nur 2 Mia. 
skr. auch tatsächlich an die Fonds 
verteilt werden durften. Die über­
schüssigen Mittel werden im Rah­
men des allgemeinen Rentensy­
stems gesammelt und sollen erst in 
schlechten Zeiten an die Fonds aus­
gezahlt werden. 
Das Problem der "Übergewinne", 
die entsprechende Lohnforderun­
gen in den hochproduktiven Unter­
nehmen nach sich ziehen und so zur 
Lohndrift beitragen, ist aber auch 
durch solche Sonderregelungen 
nicht beseitigt. Deshalb können die 
Arbeitnehmerfonds in ihrer gegen­
wärtigen Ausgestaltung auch nur 
sehr beschränkt zur Unterstützung 
einer solidarischen Lohnpolitik bei­
tragen. 
• Arbeitnehmerfonds sollen die 
zukünftigen Rentenzahlungen 
sichern helfen. Geht man von einem 
abgeschwächten Wirtschafts­
wachstum und einem weiterhin 
hohen Rationalisierungsdruck in den 
westlichen Industrieländern aus, so 
wird sich - rationalisierungsbedingt 
- der Gewinnanteil der Industriepro­
duktion stetig zuungunsten des 
Lohnanteils erhöhen. Dies stellt 
dann die Rentenfinanzierung vor 
zunehmende Probleme. 
Im Gegensatz zur Bundesrepublik 
speisen sich die schwedischen Ren­
tenzahlungen teilweise aus Gewinn­
einkünften: Die Rentenfonds legen 
nicht benötigte Beiträge verzinslich 
an und erzielen so Gewinneinkom­
men. Die Arbeitnehmerfonds eröff­
nen durch die Gewinnabgabe nun 
einen zusätzlichen direkten Zugriff 
auf die Gewinne. Diese Finanzie­
rungskomponente wird um so wich­
tiger werden, wie Rationalisierungen 
die Lohnsumme schrumpfen bzw. 
nur noch unzureichend wachsen las­
sen. 
• Arbeitnehmerfonds sollen 
schließlich - und hier kommen wir 
zum entscheidenden Punkt - die 

Mitbestimmung auf allen Ebenen 
fördern. Das Fonds-Gesetz sieht 
vor, daß die betriebliche Gewerk­
schaftsvertretung die Hälfte aller in 
den Fonds angesammelten Stimm­
rechte des eigenen Unternehmens 
für sich in Anspruch nehmen kann; 
im Extremfall also ein Fünftel der 
Stimmrechte auf die Hauptver­
sammlung des eigenen Unterneh­
mens. 
• Aus der Sicht.. der einzelnen 
Arbeitnehmervertretungen ist die 
Mitbestimmungsregelung also eher 
bescheiden ausgefallen. Bedenkt 
man aber, daß die Fonds-Mittel im 
wesentlichen in florierenden Unter­
nehmen angelegt werden müssen, 
um die geforderte Verzinsung zu 
erreichen, so kommen auch nur 
Arbeitnehmer dieser Unternehmen 
in den Genuß der Mitbestimmungs­
rechte. Dies spricht dafür, die Arbeit­
nehmerbeteiligung an den Stimm­
rechten eher gering zu halten. 
Mit dieser Mitbestimmungsregelung 
soll auch verhindert werden, daß 
eine zu starke Arbeitnehmervertre­
tung im Zusammenspiel mit der 
Unternehmensleitung Entscheidun­
gen zu Lasten der Allgemeinheit 
durchsetzt ; etwa hohe Preise, um 
hohe Löhne und hohe Gewinne zu 
finanzieren. 
Betrachtet man das Mitbestim­
mungsziel aus einer allgemeineren 
Perspektive, so gilt, daß alle gesetz­
lichen Mitbestimmungsrechte nur 
soviel wert sind, wie wirtschaftliche 
und politische Gegenmacht zur ihrer 
faktischen Durchsatzung vorhanden 
ist. Und diese Gegenmacht könnte 
durch die Fonds eine stetige Verstär­
kung erfahren. 
Bleibt es nach der Reichstagswahl 
im Herbst bei einer sozialdemokrati­
schen Regierung, so werden Arbeit­
nehmerfonds in der vorgesehenen 
Form weiterarbeiten können. Sie 
werden dann mit zunehmender 
Dauer die normative Kraft des Fakti­
schen haben. Mit zunehmender 
Größe der Fonds wird die Planzie­
rungspolitik zu einem immer wichti­
geren Datum für die Unternehmens­
leitungen der Region werden. Die 
Lockung mit der Gewährung zusätz­
lichen Risikokapitals wie die Dro­
hung mit dem Verkauf bereits erwor­
bener Unternehmensanteile sind in 
einem gewinnorientierten Wit­
schaftssystem ein nicht zu unter­
schätzender Machtfaktor. Die hier­
aus resultierende Gegenmacht kann 
als wichtiges Mittel zur Demokrati­
sierung der Wirtschaft auf allen Ebe­
nen eingesetzt werden - eine Ein­
schätzung, die auch von der Arbeit­
geberseite mit ihrem für schwedi­
sche Verhältnisse erbitterten Wider­
stand, geteilt wird. 
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Während die Gegnerschaft 
zum US-amerikanischen 
Imperialismus und der 
Politik der kapitalistischen 
Staaten insgesamt 
politisch eindeutig und 
begründet ist, befindet 
sich die Beschäftigung mit 
der sowjetischen Politik 
gegenüber der 'Dritten 
Welt' noch in den Anfän­
gen. Obwohl der autoritäre 
Staatssozialismus sowjeti­
scher Prägung für die 
große Mehrheit der 
westdeutschen Linken 
keine Attraktivität mehr 
besitzt, schwankt das 
Verhalten vieler zur Politik 
der SU zwischen Nichtbe­
achtung und emotionaler 
Solidarisierung. Dies hängt 
sicherlich mit der Tatsache 
zusammen, daß in Befrei­
ungskämpfen in der 
'Dritten Welt' die von uns 
unterstützten Kräfte oft 
gleichzeitig die Hilfe der SU 
genießen. 
In anderen Worten: Die SU 
ist "der Gegner, zumindest 
der Konkurrent des 
US-Imperialismus, den 
auch wir als unseren 
Gegner identifizieren", 
was zu der Logik verführt, 
., daß der Feind des Feindes 
ein Freund, zumindest ein 
Neutraler sein müsse" 
(blätter des iz3w, 1983). 
Eine intensive Auseinan­
dersetzung mit der Politik 
der SU gegenüber Befrei­
ungsbewegungen und 
'Entwicklungsländern' ist 
notwendig, da ein mora­
lisch und intellektuell 
überzeugende Politik 
sich nicht auf die Analyse 
einer Großmacht beschrän­
ken darf: 
Ist die SU gleichberech­
tigte, gar überlegene 
Supermacht? Ist ihre 
Politik expansionistisch, 
verfolgt sie imperialistische 
Ziele oder wird sie von 
Motiven internationaler 
Solidarität geleitet? 
Welche, insbesondere 
ökonomischen Interessen 
vertritt die SU in den 
'unterentwickelten' 
Ländern, und mit welchen 
Mitteln wird versucht, 
diese umzusetzen? 
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Expansionistisch?· 
Imperialistisch? Solidarisch? 

Sowjetunion und >Dritte Welt< 

Neben den USA betrachtet sich die 
SU als zweite gleichberechtigte 
Großmacht. Grundlage sowjetischer 
Politik ist eine bipolare Sichtweise 
der Weit, d.h. für die SU dominiert in 
allen internationalen Fragen der Ost­
West-Gegensatz. Gegensätze zwi­
schen 'Norden' und 'Süden', aber 
auch zwischen den kapitalistischen 
Zentren USA, EG und Japan, werden 
zu Nebenwidersprüchen reduziert. 
Nach Ende des Zweiten Weltkrieges 
bedeutete dieser Anspruch die Auf­
gabe einer bloßen Verteidigung des 
eigenen Einflußbereiches (wozu die 
Militärinvasionen in der DDR 1953, 
Ungarn 1956 und Tschecheslowakei 
1968 aus sowjetischer Sicht dienten) 
und die Formulierung eines weltwei­
ten Anspruches politischer Mitbe­
stimmung in allen Angelegenheiten. 
Außenminister Gromyko 1971, auf 
dem 24. Parteitag der KPdSU: "Es 
gibt keine irgendwie bedeutende 
Frage mehr, die man ohne die SU 
oder gar im Gegensatz zu ihr regeln 
könnte." 
Dieser Anspruch wurde erstmals 
1972 von US-Präsident Richard 
Nixon durch die Anerkennung "glei­
cher Sicherheit" für beide Groß­
mächte und der Koexistenzdoktrin 
bestätigt. Die Aufkündigung dieses 
Grundsatzes durch die Reagan­
Regierung ist ein Grundpfeiler der 
aktuellen US-amerikanischen 
Außenpolitik. 
Die Realisierung des sowjetischen 
Anspruchs kann grundsätzlich in 
Zweifel gezogen werden, betrachtet 
man den geringen Einfluß der SU im 
gesamten lateinamerikanischen 
Raum, ihre Machtlosigkeit im Pazifik, 
mit Ausnahme lndochinas, und ihre 
Fast-Zuschauerrolle im Nahen 
Osten (zudem stellt sich z.B. bezüg­
lich der sowjetischen Beziehungen 
zu Libyen oder Syrien die Frage, ob 
nicht die SU auf diese beiden Länder 
stärker angewiesen ist, als umge­
kehrt). ln diesen Regionen dominie­
ren eindeutig US-Interessren. 
Trotzdem konstituiert der Anspruch, 
weltumspannend zu handeln, 
sowjetische Außenpolitik. Hierin 
liegt das Hauptmotiv einer mit Ver­
teidigungszwecken allein nicht zu 
rechtfertigenden Rüstung, insbe­
sondere der Ausbau der Flotte, 
begründet. Das angestrebte militäri­
sche Gleichgewicht der SU und ihrer 
Verbündeten gegenüber der NATO 

ist jedoch aufgrund vor allem tech­
nologischer und ökonomischer 
Unterlegenheit mehr Postulat denn 
Wirklichkeit. 
Zwei fatale Konsequenzen ergeben 
sich aus dem sowjetischen Selbst­
verständnis. Es produziert ein politi­
sches Denken und Handeln in der 
Blocklogik gegenseitiger Abschrek­
kung, das die ständige Gefahr der 
Eskalierung regionaler Krisen in 
einen globalen Konflikt in sich birgt. 

von Hans Seus* 

Zum zweiten ist die SU nicht in der 
Lage, _grundlegende Widersprüche, 
die sich der angenommenen Bipola­
rität entziehen, wahr- und in ihre 
Politik aufzunehmen: 
- die Konflikte um die ökonomische 

Vorherrschaft auf dem Weltmarkt 
zwischen den kapitalistischen 
Zentren, 

- Handelskonflikte zwischen teilin­
dustrialisierten 'Entwicklungslän­
dern' oder 



- innerkapitalistische Konkurrenz 
um Märkte und Einflußzonen, wie 
z.B. zwischen den USA und 
Frankreich im Tschad. 

Dieser Analyseansatz wertet die 
sowjetische Politik nicht, weil die 
Feststellung grundsätzlicher sowje­
tischer Unterlegenheit gegenüber 
dem Westen noch nichts über 
Aggressivität, Ausbeutungsabsich­
ten oder Hegemoniestreben der SU 
gegenüber anderen Staaten, auch 
und gerade der 'Dritten Weit ', aus­
sagt. Die Formen sowjetischer Ein­
flußnahme sollen im folgenden 
anhand ihrer Konsequenzen für die 
nationale Souveränität und die inner­
gesellschaftliche Demokratie, im 
Sinne umfassender Partizipation der 
Betroffenen, in den unterentwickelt 
gehaltenen Ländern des Südens 
analysiert werden. 

Imperial oder 
imperialistisch 

Für die Frage, ob die SU eine impe­
rialistische Politik betreibt ist die 
Untersuchung ihrer Wirtschaftsform 
entscheidend. Nur kapitalistische 
Gesellschaften, deren oberstes Prin­
zip Profitmaximierung und das Pri­
vateigentum an Produktionsmitteln 
darstellt, sind in der Lage, äußere 
Märkte mit diesem Mechanismus zu 
erobern, ganze Staaten ihrer Pro­
duktionsweise anzugliedern. 
Der 'Reale Sozialismus' ist durch ein 
anderes Verhältnis von Politik und 
Ökonomie gekennzeichnet. Die 
gesellschaftlichen Prioritäten wer­
den nicht von der Ökonomie 
bestimmt, sondern durch politische 
Vorgaben der Partei- und Staatsfüh­
rung. Es existieren in der SU keine 
Konzerne, die durch Kapitalexport 
auf fremde Märkte vordringen, um 
dort Profite zu realisieren. Aus dem 
Fehlen dieses Kapitalverwertungs­
prozesses in der SU folgt, daß dort 
keine grenzüberschreitende ökono­
mische Expanison, die der kapitali ­
stischen vergleichbar wäre, stattfin­
den kann. Damit aber fehlt, per def­
initionem, die materielle Grundlage 
des Imperialismus. 
Dies schließt keineswegs aus, daß 
die SU versucht, aus ihren ökonomi­
schen Beziehungen zu 'unterentwik­
kelten' Ländern einseitig Vorteile zu 
ziehen, doch kann dies lediglich auf 
der Ebene des Handels stattfinden, 
nicht auf der Ebene ökonomischer 
Durchdringung mittels transnationa­
ler Konzerne. Trotzdem ist die Frage 
zu stellen, ob die SU in ihrem Handel 
mit den 'Entwicklungsländern' durch 
ihre eigene Integration in das System 
der internationalen Arbeitsteilung 
und durch die Struktur ihres Handels 
mit der 'Dritten Weit' nicht deren 
zugewiesene "Rolle als Lieferanten 
von Rohstoffen und landwirtschaftli­
chen Produkten für den 'Norden' 
stabilisiert und damit die weltweiten 
Ausbeutungsverhältnisse reprodu­
ziert. 
Ursula Sehrniederer nennt die eher 
traditionelle Großmachtpolitik der 
SU, die vorwiegend mit politisch­
militärischen Mitteln versucht, Ein-

flußgebiete zu verteidigen oder, wo 
möglich, auszudehnen, ohne 'Ent­
wicklungsländer' in den eigenen, 
inneren Verwertungsprozeß mitein­
beziehen zu können, treffend " impe­
riale Politik". Da die SU an der öko­
nomischen Überlegenheit ihrer Pro­
duktionsweise festhält und weitge­
hend die gleichen Wachstumsziele 
und Effizienzkriterien anlegt wie die 
kapitalistischen Gesellschaften, ist 
sie auf wirtschaftliche Expansion 
orientiert, bzw. dazu verdammt. Vor 
allem, wenn bedacht wird , daß mit 
erweiterten Konsummöglichkeiten 
für die eigene Bevölkerung deren 
Partizipationsforderungen befriedet 
werden sollen. Dies ist allein durch 
die ineffiziente Wirtschaft im Inneren 
nicht zu gewährleisten, deshalb 
besteht verstärkter Bedarf an Roh­
stoffen und Know-how von außen, 
an verstärkter Beteiligung an der 
internationalen Arbeitsteilung. in 
diesem Zusammenhang wird die 
Außenwirtschaft zum Wachstums­
faktor für die sowjetische Wirtschaft. 
Gerade im Handel mit den 'Entwick­
lungsländern' versucht die SU, sich 
Vorteile zu verschaffen, d.h. Han­
delsüberschüsse zu erzielen. 

Handelsbeziehungen 
derSU zur 

"Dritten Welt" 
Die SU besaß 1977 einen Anteil am 
weltweiten Industrieexport von 
8,3% (1965: 11 ,6%), die OE CD-Län­
der exportierten 83,9%, die 'Ent­
wicklungsländer' 7,8% (1965: 4,4%) 
(Wiener Institut für Internationale 
Wirtschaftsvergleiche). Diese Zahlen 
unterstreichen die Dominanz der 
kapitalistischen Staaten im Welthan­
del und weisen auf die relativ geringe 
Bedeutung der sowjetischen Wirt­
schaft für den internationalen Wa­
rentausch, insbesondere im Bereich 
der verarbeitenden Güter, hin. 
Zudem deuten diese Daten auf den 
Verlust sowjetischer Anteile zugun­
sten der partiell industrialisierten 
'Entwicklungsländer' hin. 
Diese wickeln lediglich 5% ihres 
Außenhandels mit der SU ab. Die 
Zahl soll allerdings nicht davon 
ablenken, daß die Handelsbeziehun­
gen zur SU für einige wenige 'Ent­
wicklungsländer' erhebliche Bedeu­
tung besitzen, da sich die sowjeti­
schen Aktivitäten auf wenige Staa­
ten der 'Dritten Weit' konzentrieren. 
1978 umfaßten die Importe der SU 
aus dem 'Süden' zu 20% Rohöl und 
Naturgas, zu 43% Lebensmittel, ein­
schließlich Kakao, Kaffee und Tee. 
Der Rest bestand vorwiegend aus 
Industrie-Rohmaterialien wie 
Gummi, Wolle und Eisenerz. Ledig­
lich Indien lieferte einen bedeuten­
den Antei l von Maschinen und Aus­
rüstungsgegenständen. Anderer­
seits exportiert die SU vor allem 
Maschinen und Industriegüter in die 
'Dritte Weit' , agiert als lndustrieland. 
Von diesen Exporten sind die Waf­
fenlieferungen, die bis auf 50% 
geschätzt werden, ein erheblicher 
Faktor. 

Umgekehrt tritt die SU, ausgewiesen 
in ihrer Exportstruktur, gegenüber 
den kapitalistischen Staaten über­
wiegend als 'Entwicklungsland' auf, 
das primär Rohstoffe liefert. 
Mit dem Versuch, aus dem Handel 
mit der 'Dritten Weit' einseitig Vor­
teile zu ziehen, benutzt die SU die 
ansonsten angeklagte kapitalisti­
sche Weltwirtschaft. Aus den 'Ent­
wicklungsländern' importierte Roh­
stoffe werden durch Be- und Verar­
beitung veredelt. Bei der Lieferung 
von Industrieprodukten wird dann 
die Verschlechterung der "terms of 
trade" zuungunsten von Primärgü­
tern aus dem 'Süden' ausgenützt, 
d.h., die 'Entwicklungsländer' müs­
sen ständig mehr Rohstoffe oder 
landwirtschaftliche Produkte für die 
gleiche Menge von Maschinen, 
Fabriken, Fahrzeugen, Computern 
usw. liefern. 
Die Konsequenz dieser Handelspoli­
tik sind ständig wachsende Über­
schüsse: waren es 1970 800 Mio. 
Dollar, so betrug der Überschuß 
1976 2,2 Mrd., 1977 3,2 Mrd. und 
1978 bereits 4,2 Mrd. Dollar, wobei 
wahrscheinlich ein entscheidender 
Teil auf die umfangreichen Waffen­
exporte der SU entfällt. 

Im Handel mit der SU herrscht eine 
besondere Zahlungsweise. Nicht 
einzelne Lieferungen werden 
bezahlt, sondern es werden Ver­
rechnungskanten eingerichtet, die 
nach bestimmten Zeiten ausgegli­
chen werden müssen. Dadurch sind 
die 'Ent.wicklungsländer' zuneh­
mend gezwungen, westliche Devi­
sen zum Kontoausgleich in die SU zu 
überweisen, ohne andererseits Devi­
sen zur freien Verfügung von dort zu 
erhalten. Durch diese scharfe Form 
der Lieferbindung ist der Handel mit 
der SU nicht besonders attraktiv, 
zudem werden seiner Expanison 
enge Grenzen gesteckt. Als weiteres 
Problem für die SU kommt hinzu, 
daß sie aus Gründen technologi­
scher Unterlegenheit gegenüber 
dem Westen in vielen Sektoren ihres 
Güterangebots zunehmend der 
Struktur der sog. Schwellenländer, 
so z.B. dem aggressiven, stark 
expandierenden Waffenexport Bra­
siliens. Beide stehen sich auf dem 
Weltmarkt verstärkt als Konkurren­
ten gegenüber. 

Die 'Entwicklungsländer' verfügen 
damit über die Möglichkeit, immer 
mehr Güter, die die SU anbietet, 
auch im Süd-Süd-Handel erwerben 
zu können. Dies drückt sich in der 
Statistik eines wachsenden Indu­
striewarenumsatzes der 'Entwick­
lungsländer' untereinander aus (von 
7,4% in 1965 auf 10,4% in 1977), 
zuungunsten der RGW-Staaten, 
deren Anteil von 6,3% in 1965 auf 
4% in 1977 sank. 
Die große Mehrheit der in der Block­
freienbewegung oder der Gruppe 77 
zusammengeschlossenen Länder 
weigert sich , den von den Groß­
mächten definierten Ost-West 
Hauptwiderspruch zu übernehmen. 
Spätestens seit der Konferenz der 
Blockfreien 1970 in Lusaka traten in 
der Diskussion der 'Dritten Weit' 

wirtschaftliche Fragen in den Vor­
dergrund. Die nur an den Ost-West­
Blöcken orientierte Entspannungs­
politik wird kritisiert, da es nach Mei­
nung der 'unterentwickelten' Länder 
nicht ausschließlich um die Entspan­
nung der reichen Staaten unterein­
ander gehen darf. Es wird festge­
stellt, daß es für sie keine prinzipielle 
Ost- oder Westorientierung geben 
darf (und in der Realität trotzdem 
häufig gibt), sondern daß die 'Ent­
wicklungsländer' j(. nach Situation 
und eigener Interessenlage ent­
scheiden müssen. Verstärkte Süd­
Süd-Kooperation wird propagiert, 
von allen reichen Staaten wird Ent­
wicklungshilfe gefordert. Sowohl die 
industrialisierten Staaten des 
Westens wie des Ostens werden 
angeklagt, ein Weltwirtschaftssy­
stem zu verteidigen, das für die 
Mehrheit ihrer Völker einen Zustand 
von Hunger und Elend produziert 
und stabilisiert. Die Hervorhebung 
des Nord-Süd-Gefälles als entschei­
dende Frage wird von der SU als 
"maoistische Theorie" (bezieht sich 
auf die Drei-Weiten-Theorie der VR 
China) scharf abgelehnt. 
Die SU ist einerseits Täter auf dem 
Weltmarkt, indem sie die herrschen­
den Strukturen gegenüber der 'Drit­
ten Weit' ausnutzt, wobei garantierte 
Festpreise und lange Laufzeiten von 
Verträgen mit der SU für die 'Ent­
wicklungsländer' durch mittelfristige 
Sicherung ihrer Einnahmen durch­
aus vorteilhafter ist, als der Handel 
mit transnationalen Konzernen. 
Die SU ist jedoch gleichzeitig Opfer 
des kapitalistischen Weltmarktes. 
Sie ist in ihrem Handel mit westli­
chen Industrieländern denselben 
Ausbeutungsmechanismen unter­
worfen, wie die 'Dritte Weit'. Außer­
dem verhindert ihr geringer Anteil am 
Welthandel und ihre technologische 
Abhängigkeit vom Westen die Entla­
stung von starkem ökonomischen 
Druck. Vor allem ihr fehlender Einfluß 
auf die Steuerung weltweiter Kapi­
talströme und die Entscheidungs­
zentren des Weltmarktes, wie z.B. 
den IWF, verhindern, daß die SU 
ökonomisch ein gleichberechtigter 
Konkurrent der kapitalistischen 
Staaten wird. 

Defensive Expansion 
Die SU und die USA versuchen aus 
der Logik von Großmächten, mög­
lichst viele Länder möglichst abhän­
gig zu machen. Entscheidend für 
den Grad von Abhängigkeit und 
Fremdbestimmung der betroffenen 
Staaten sind jedoch primär die 
Methoden und Handlungsmöglich­
keiten der beiden Systeme. 
Die ökonomische Abhängigkeit eini­
ger 'Entwicklungsländer' findet nur 
auf der Ebene des Handels statt und 
kann selbst bei beträchtlichem Aus­
maß nicht zu der strukturellen 
Abhängigkeit führen, die kapitalisti­
sche Staaten in der Lage sind zu 
schaffen. Über Maßnahmen des IWF 
werden z.B. Märkte für das interna­
tionale Kapital geöffnet, werden die 
'Liberalisierung' des Außenhandels 
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und Exportorientierung erzwungen. 
Der Westen interveniert über Sper­
rung von notwendigen Krediten 
durch Banken und internationale 
Finanzinstitutionen. Er bekämpft so 
sehr effektiv und lautlos, ohne einen 
Soldaten in Marsch setzen zu müs­
sen, ihm unbequeme linke, aber 
auch nationalistische oder populisti­
sche Regierungen. 
Die SU verfügt nur sehr begrenzt 
über ökonomische Druckmittel. Sie 
ist jeweils rasch vor die Entschei­
dung einer militärischen Intervention 
gestellt und bejaht dies, wo sie 
meint, eigene "vitale Interessen" 
seien gefährdet. Zusammen mit 
ihren Verbündeten kümmert sie sich, 
wie im Fall der Invasion in Afghani­
stan, nicht um die Normen des Völ­
kerrechts. 
Das fragwürdige sowjetische Argu­
ment des Hilferufs kann diese Inva­
sion nicht rechtfertigen, auch nicht 
eine eventuelle Grenzsicherung. 
Allein historisch gewachsene Ein­
kreisungsängste und die Furcht vor 
einem Eindringen fundamentali­
stisch-islamischer Einflüsse auf die 
starke moslemische Minderheit in 
der SU sprechen gegen das im 
Westen häufig genannte Argument, 
die Afghanistan-Invasion würde 
einen offensiven Schritt zur Erlan­
gung eines eigenen sowjetischen 
Zugangs zum Golf darstellen. 
Erfolge ihrer Politik in Afrika und 
Lateinamerika waren fast immer 
Konsequenz westlichen 'Versagens' 
bzw. kamen ohne aktives sowjeti­
sches Zutun zustande, z.B. die 
Revolution in Kuba. 
An den Beispielen Ägypten, Soma­
lia, Vietnam und Nicaragua wird die 
unterschiedliche Qualität der 
Abhängigkeit von den beiden Groß­
mächten deutlich. ln Ägypten und 
Somalia wurden trotz vorheriger 
intensiver militärischer, politischer 
und ökonomischer Kooperation, die 
sowjetischen Berater aus dem Land 
gewiesen; es fand eine Umorientie­
rung auf den Westen statt, die die SU 
sich gefallen lassen mußte. Sie war 
vorher nicht in der Lage gewesen, 
tiefgreifende, strukturelle Abhängig­
keiten zu schaffen, die solches Ver­
halten hätte verhindern können. 
ln Vietnam mußten mehr als drei Mil­
lionen Menschen sterben, bevor 
eine US-hörige Diktatur gestürzt 
werden konnte und der direkte Ein­
fluß der USA gebrochen war. ln 
Nicaragua sind trotz des Sieges der 
Sandinistischen Revolution noch so 
tiefgreifende wirtschaftliche Verbin­
dungen zu den USA vorhanden, daß 
deren ökonomische Destabilisie­
rungskampagne (Reduzierung des 
Zucker- und Bananenimportes aus 
Nicaragua, Verhinderung neuer Kre­
dite) neben der politische-militäri­
schen Intervention das Land in exi­
stentielle Schwierigkeiten bringt. 
"Dies Verhältnis zwischen der 
grundsätzlichen, strategischen (auf 
Verteidigung des status quo ausge­
richteten, d.Verf.) Orientierung und 
andererseits" der Erlangung "takti­
scher Vorteile, wo diese sich bieten, 
möchte ich mit dem Begriff 'defensi­
ver Expansionismus' umschreiben", 

so R. Kößler 1983 in iz3w, Nr. 110. 

SU und Befreiungs­
bewegungen der 

"Dritten Welt" 
Das politische Handeln der SU in der 
"Dritten Weit" ist nicht von sozialisti­
schen oder internationalistischen 
Motiven dominiert. Es leitet sich pri­
mär aus staatlich-nationalen oder 
großmachtstrategischen Interessen 
ab. 

a. Oie SU versucht, den Kampf von 
Befreiungsbewegungen an ihre 
eigenen, jeweiligen weltpoliti­
schen Strategien anzubinden. 

b. Grundlage für die politische Ein­
schätzung von "Entwicklungs­
ländern" durch die SU sind nicht 
deren innere Verhältnisse, son­
dern ihre außenpolitische Orien­
tierung. 

c. Strategische Interessen sind 
konstituierende Momente sowje­
tischer Unterstützung. 

d. Oie SU verfolgt mit Mißtrauen 
Befreiungsbewegungen, die in 
ihrer außenpolitischen Orientie­
rung unabhängig sein wollen und 
sich im Inneren auf die eigene 
Kraft verlassen. 

e. Zur Erringung strategischer Vor­
teile ist die SU bereit, Verbündete 
zu opfern. 

SU und "Dritter Weg" 
Mit der Kennzeichnung der Grundla­
gen und Methoden sowjetischer 
Außenpolitik bleibt die Frage unbe­
antwortet, ob die Existenz und Poli­
tik der SU den "Entwicklungslän­
dern" und Befreiungsbewegungen 
nutzt, ob sie auf ihre Situation keinen 
Einfluß ausübt oder schadet. 
Hier müssen zwei Ebenen unter­
schieden werden. a) Kann die SU 
von "Entwicklungsländern" und 
Befreiungsbewegungen für ihre 
eigenen Ziele genutzt werden? b) 
Führt das sowjetische Staats- und 
Parteimodell , das die SU auf Staaten 
des "Südens" zu übertragen sucht, 
zur Selbständigkeit, zu sozialistisch­
emanzipatorischen Gesellschafts­
formationen oder ist es im Kern auto­
ritär und transportiert hierarchisch­
zentralistische Politik? 
" ... obwohl taktisch konterrevolutio­
när, bleibt der sowjetischen Außen­
politik doch ein objektives, revolutio­
näres Moment erhalten, und zwar 
insofern, als sie unter den Bedingun­
gen der Systemkonkurrenz de facto 
gezwungen ist, mit gesellschaftli­
chen Gruppen und politischen Klas­
sen zusammenzuarbeiten, die sich 
aus der Dominanz des amerikani­
schen Kapitalismus bzw. Imperialis­
mus zu befreien suchen" (Erich Krip­
pendorf). 
Der Bestand der kubanischen Revo­
lution, die ohne sowjetische Beteili­
gung über die Batista-Diktatur 
siegte, wäre ohne die SU und ihre 
langfristige, massive Unterstützung 
nicht möglich gewesen. Kuba ist 
sicherlich das deutlichste Beispiel. 

Vietnam ist zu nennen, aber auch 
zahlreiche Befreiungsbewegungen. 
Sowohl die MPLA in Angola wie die 
FRELIMO in Mor;;ambique suchten 
erst im Westen nach Unterstützung. 
Nachdem dies abgelehnt worden 
war, wandten sie sich an die SU. ln 
diesem Sinne gibt es eine positive 
Funktion der SU. 
Die SU versucht natürlich als Groß­
macht, über ihre Unterstützung Ein­
fluß auf Befreiungsbewegungen 
und, nach deren Sieg, auf Staaten 
und Staatsparteien zu nehmen. Aber 
gerade die aktuellen Versuche von 
Angola und Mor;;ambique, aufgrund 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten ihre 
Kontakte zum Westen zu intensivie­
ren, zeigen das Unvermögen der SU, 
diese Länder langfristig an sich zu 
binden. Falls Angola und Mor;;ambi­
que sich entschließen sollten, die 
Beziehungen zur SU zu reduzieren, 
wird es ihr kaum gelingen, dies zu 
verhindern. Kuba und Vietnam stel­
len in diesem Zusammenhang Aus­
nahmen dar, sie haben im Augen­
blick keine Alternative zu ihrer engen 
Bindung an die SU. Dies hat jedoch 
mehr mit westlicher Blockadepolitik 
als mit sowjetischer Attraktivität zu 
tun. 
Die Widersprüche zwischen den 
USA und der SU schaffen für Staaten 
und Befreiungsbewegungen der 
"Dritten Weit" Spielräume, die diese 
zu Recht für ihre eigene Politik nut­
zen. Ähnliche Spielräume schaffte 
z.B. die Politik der Sozialistischen 
Internationale in Zentralamerika 
gegenüber den USA für den Erfolg 
der sandinistischen Revolution in 
Nicaragua. 
Die positive Funktion, die die SU für 
die "Dritte Weit" haben kann, 
bedeutet keinesfalls, daß die SU 
damit, wie sie sich selbst definiert, 
der "natürliche Verbündete" der 
"Entwicklunsgländer" ist. Aufgrund 
ihrer eigenen autoritär-zentralisti­
schen Verfassung kann und wird die 
SU in der "Dritten Weit" keine eigen­
ständig-sozialistischen Positionen 
unterstützen, es sei denn, wie in 
Nicaragua, aus übergeordneten 
strategischen Interessen, die sich 
aus der Blocklogik ergeben. Die poli­
tischen Inhalte und Konzepte sowjec 
tischer Politik tragen wenig zum 
Abbau der Herrschaft von Menschen 
über Menschen bei. Konsequenter­
weise lehnt die SU deshalb auch 
strikt Konzepte von Blockfreiheit 
und eigenständigen "Dritten Wegen" 
ab: "Die Anwendung des Prinzips 
'sich auf die eigenen Kräfte stützen' 
durch die Entwicklungsländer - los­
gelöst von der sozialistischen 
Gemeinschaft - kann lediglich ihre 
Unabhängigkeit gefährden, die Posi­
tionen des Neokolonialismus in der 
Dritten Weit stärken" (I.V.Formit­
schewa, Moskau 1972). 
Eine unabhängige, an den Interes­
sen der Mehrheit der Bevölkerung 
ansetzende Politik der 'Entwick­
lungsländer' muß sowohl gegen die 
USA als auch gegen die SU durch­
gesetzt werden. 

·oer Verfasser ist Student der Polito­
logie und Germanistik in Gießen. 



Gesucht: 
Hochschulpolitik 
jenseits von 
Beschäftigungs­
therapie 
Rainer Braun zum Status quo 
emanzipatorischer Hochschulpolitik 
Ein Plädoyer für eine neuerliche 
Grundsatzdiskussion: 
>Hochschulutopien neu denken< 

Akute und aktuelle Krisenerschei­
nungen der bundesdeutschen 
Hochschulen werden mit der HAG­
Novelle nicht gelöst. Weder auf die 
miserable materielle Ausstattung der 
Hochschulen (in denen auf 800 000 
ausfinanzierten Studienplätzen ca. 
1,3 Millionen Studenten/innen stu­
dieren), noch auf zunehmende 
Arbeitslosigkeit von Hochschulab­
solventen, noch auf die sich auf­
grund neuer technologischer und 
gesellschaftlicher Veränderungen 
aufdrängende Frage nach neuen 
Funktionsbeschreibungen von 
Hochschule im Spannungsfeld von 
Bildung und Ausbildung gibt die 
konservative Hochschulpolitik eine 
Antwort. Stattdessen wird vorrangig 
die eigene Klientel bedient: der Pro­
fessorenschaft werden neue Macht­
befugnisse zugestanden; Elitestu~ 
diengänge sollen dafür sorgen, daß 
- wenn schon nicht verhindert wer­
den kann, daß es .,zu viele" Akade­
miker/innen gibt- es wenigstens nur 
ein Teil von ihnen sein soll, der 
Ansprüche auf "Spitzenpositionen" 
anmelden kann; Technologie- und 
Personaltransfer sollen jetzt auch 
klein- und mittelständische Unter­
nehmen auf die "high-tech"­
Sprünge helfen; massive Finanz­
spritzen für sogenannte Zukunfts­
technologien sollen die internatio­
nale Wettbewerbsfähigkeit der bun­
desdeutschen Unternehmen erhal­
ten. 

Die bundesrepublikanische Linke 
nimmt sich der Krise der Hochschule 
erst zögernd an. Begründet in der 
verkürzten Fragestellung, die die 
Krise der Hochschule weitgehend 
reduziert auf ihre materielle Malaise, 
sind ihre Antworten unzureichend. 
Die sogenannten .,Thesen" der 
Juso-Hochschulgruppen "Zur hoch­
schulpolitischen Arbeit im Winterse­
mester 1985/86" sind ein typisches 
Beispiel dafür. So richtig es im ein­
zelnen ist: es reicht nicht aus, kon­
stendeckende Studienförderung 
und eine ausreichende materielle 
Ausstattung der Hochschulen zu for­
dern, ohne sich Gedanken zu 
machen uber neue Aufgabenstellun­
gen der Hochschule angesichts der 
durch technologische Entwicklun­
gen ausgelösten Veränderungen in 
der Arbeitsgesellschaft. Dasselbe 
gilt für das Prinzip "Öffnung der 
Hochschulen": angesichts wach­
sender Arbeitslosigkeit auch von 
akademisch Ausgebildeten muß 
eine neue Sinngebung des Hoch­
schulstudiums gefunden werden, 
die sich mit der Parole .,Für das 
Recht auf Ausbildung" nicht mehr 
abdecken läßt. Der Versuch, einer 
kapital- und verwertungsorientierten 
Hochschulpolitik eine diffuse 
.,arbeitnehmerorientierte Wissen-
schaft" entgegenzusetzen, ver­
tauscht die eine Funktionali­
sierung der Hochschule 
durch eine andere 

und läßt einen zentralen gesell­
schaftlichen Bereich, den der neuen 
sozialen Bewegungen, außen vor. 
Die Forderung nach Viertel- oder 
Drittelparität schließlich ist zwar im 
Prinzip richtig, isoliert gelassen ver­
kürzt sie aber die Idee einer demo­
kratischen Hochschule auf das Bild 
einer mittels Gruppenpremien orga­
nisierten Hochschule, ohne Fehlent­
wicklungen und Sackgassen der real 
existierenden Gruppen-Struktur in 
Betracht zu ziehen, wo Seilschaften 
und Kungelkreise sich von ihren Vor­
gängern in den fünfziger Jahren nur 
dadurch unterscheiden, dal3 nicht 
nur die Herren Professoren daran 
beteiligt sind. 

Linke Hypotheken 

Eine Renaissance linker Hochschul­
diskussion hat neben der Hypothek 
des weitgehenden Scheiterns von 
Reformvorstellungen in den siebzi­
ger Jahren im Zuge des "Modell 
Deutschland" mit einer weiteren 
Schwierigkeit zu kämpfen: diejeni­
gen, die Ende der sechziger und 
Anfang der Siebziger Jahre diese 
Diskussionen vorangetrieben 
haben, nämlich die Studentenschaft 
und der akademische Mittelbau, 
haben ihre politischen Betätigungs­
felder aus der Hochschule heraus in 
andere gesellschaftliche Bereiche 
verlagert, geben sich brav, angepaßt 
oder karrierebewußt, oder - soweit 
sie hochschulpolitisch aktiv geblie­
ben sind - verharren in Verteidi­
gungs- und Abwehrkämpfen. Auch 
die Rahmenbedingungen einer 
neuen Reformdiskussion sind ange­
sichts von Wirtschaftskrise und 
Massenarbeitslosigkeit nicht 
brauchbar. 
Dennoch ist eine neue Diskussion 
über innovative Hochschulkonzep­
tionen notwendig. Neue Funktions­
beschreibungen, neue Verknüpfun­
gen von Arbeits- und Studienwelt, 
die Frage nach Bildung oder Ausbil­
dung, neue Modelle von Lernen und 
Lehren - dies sind einige der The­
menbereiche, in denen neue Ant­
worten gefunden werden müßten. 
Die "reale Utopie" der Hochschule 
müßte sich dabei auszeichnen .. durch 
eine Reihe ausformulierter Merk­
male ... Die institutionelle Autonomie 
als einer demokratisch begründeten; 
durch organisatorisch-bau-ökolo­
gisch ermöglichte intellektuelle 
Geselligkeit; durch eine neue Theo­
rie-Praxis-Verbindung an der Uni­
versifät und ihren Fächern in der Art 
ihrer Lernprozesse und ihrer for­
scherliehen Theoriebildung selber; 
durch die sich in Wissenschaft und 
Bildung niederschlagende Reflexion 
des Politikums von Wissenschaft 
u.ä. mehr." (Narr). 
Im folgenden sollen vier Problembe­

reiche angerissen werden. Zuge­
gebenermaßen be -

schränkt sich dies 
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mehr auf das Aufzeigen von Defizi­
ten als auf das Aufzeigen von 
Lösungsmöglichkeiten. 

Verlust der sozialen 
Lebensweit 

Die Krise der Massenuniversität 
besteht im Verlust der sozialen 
Lebensweit Hochschule, der sozia­
len Atomisierung der hier Arbeiten­
den und Studierenden, dem Fehlen 
geeigneter Strukturen und materiel­
ler Bedingungen, Hochschule als 
Erfahrungsraum nutzbar zu und 
damit politisierbar zu machen. Die 
Atomisierung universitärer Zusam- . 
manhänge betrifft auch das Fehlen 
interdisziplinären Forschans und 
Lehrens, das Nebeneinander unter­
schiedlicher Wissenschaftsdiszipli­
nen, die sich nicht oder kaum aufein­
ander in Bezug setzen. 
Gemeint ist hier aber vor allem der 
Verlust von Kommunikations- und 
sozialen Zusammenhängen. Hervor­
gerufen wird dies einerseits durch 
die schiere Zahl von Studierenden 
und Lehrenden. Die Öffnung der 
Hochschulen hat zwar - und dies ist 
eine der großen Leistungen der 
Hochschulreform -über die Auswei­
tung der Studentenzahlen die 
soziale Öffnung von bisher einer klei­
nen Elite vorbehaltenen Bildungswe­
gen erreicht, das heißt vor allem 
Arbeiterkindern, Frauen und Kindern 
aus ländlichen Gegenden das Hoch­
schulstudium ermöglicht. Die quan­
titative Ausweitung der Hochschule 
aber in iher jetzigen großbürokrati­
schen Struktur hat gleichzeitig eine 
ganze Reihe von Problemen mit sich 
gebracht, deren Lösung bisher nicht 
versucht wurde. Psychosoziale Pro­
bleme von Studenten/innen in der 
Anonymität der "Massen"universi­
tät, wie sie in der gerade erschienen 
Sozialerhebung des Deutschen Stu­
dentenwerkes hervorgehoben wer­
den, sind ein Beispiel. 
Ursache dieser Probleme sind nicht 
nur die schlechten materiellen Rah­
menbedingungen, angefangen von 
zu großen Lehrveranstaltungen, 
Fehlen geeigneter Kommunikations­
räume, lebensfeindliche architekto­
nische Riesengebilde, die die Ent­
fremdung des Menschen von der 
von ihm betriebenen Wissenschaft 
auch sinnlich erfahrbar widerspie­
geln. 
Ursachen liegen auch in der Struktur 
des Studiums , das kollektives, sich 
über längeren Zeitraum hinziehen­
des Lernen und Studieren in den sel­
tensten Fällen vorsieht. Kollektive 
Arbeits- und Lernprozesse, die 
damit auch zu sozialen Zusammen­
hängen führen, sind meist der Privat­
initiative der/des Einzelnen überlas­
sen. Das Dilemma vieler Studien­
gänge, nämlich das Fehlen inhaltli­
cher Zusammenhänge zwischen 
den angebotenen Lehrveranstaltun­
gen, reproduziert sich im Fehlen von 
Arbeitszusammenhängen auf Seiten 
der Studierenden (und Lehrenden). 
Ergebnis des beschriebenen Pro-
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zesses ist der Zerfall einer universitä­
ren Öffentlichkeit. Ereignisse, Pro­
zesse und Entwicklungen innerhalb 
der Hochschule werden für den Ein­
zelnen kaum noch durchschaubar 
und beeinflußbar. Erfahrbar ist 
gerade noch der Ausschnitt Hoch­
schule, in dem man selber drin­
steckt. Eine Politisierung der Hoch­
schule bzw. ihrer Mitglieder wird 
durch piese Segmentierung 
erschwert. Politik an der Hochschule 
wird zur Angelegenheit einer kleinen 
Funktionärskaste in den Gremien, 
von Seilschaften, Kungelkreisen und 
pressure groups. 
Betroffen davon ist vor allem studen­
tische Politik an der Hochschule. 
Während früher Hochschule der Ort 
war, wo Student/in nicht nur stu­
dierte, sondern auch "lebte", hat hier 
eine Trennung stattgefunden. So wie 
der Arbeiter in der Fabrik nicht "lebt" 
sondern arbeitet, so studiert der Stu­
dent an der Hochschule, "lebt" aber 
im Projekt/der Initiative/dem Kiez/ 
der Wohngemeinschaft/der Familie. 
Dies bedeutet eine Hypothek für stu­
dentische Hochschulpolitik dort, wo 
sie mehr sein will als das Einklagen 
von ausreichenden Büchereibestän­
den, Studentenwohnheimsplätzen 
und Dozentenstellen. 
"Studium und Politik triften ausein­
ander und stehen sich am Ende nicht 
mehr nur als Theorie und Praxis 
gegenüber, sondern als enttheoreti­
sierte Theorie und entpolitisierte 
Praxis. Und so, wie sich das eines 
Leitinteresses ermangelnde Stu­
dium nach fremden Maßstäben zu 
orientieren beginnt, so läßt sich eine 
der programmatischen Perspektive 
entledigte Politik ihre Inhalte nur 
mehr von außen vorgeben." (Holmer 
Steinfath) 
Nostalgische Rückbesinnung auf die 
Zeit der Studentenbewegung, als für 
die Studierenden die Hochschule 
gleichzeitig Ort des Studiums (der 
inhaltlichen Arbeits- und Diskus­
sionszusammenhänge), der politi­
schen Aktivität (nicht nur die Hoch­
schule betreffende, sondern von die­
ser ausgehend auf alle gesellschaft­
lichen Bereiche ausgerichtet), und 
der sozialen Zusammenhänge war 
(dies auch im Sinne von sozialen 
Freiräumen in einer ansonsten 
repressiven Gesellschaft) kann für 
die heutige Situation keine Orientie­
rungspunkte bieten. Denn wenn die 
Studentenbewegung eines erreicht 
hat, dann war es die Schaffung die­
ser sozialen und politischen Frei­
räume auch in anderen gesellschaft­
lichen Bereichen, z.B. dort, wo sich 
heute die sogenannten neuen sozia­
len Bewegungen tummeln. Eine 
Überwindung der genannten Spal­
tung, die damit den Bereich der 
Hochschule für die Studentenschaft 
tendenziell auch wieder politisierbar 
macht, ist m.E. nur möglich durch 
eine inhaltliche VerknüpfunQ des­
sen, was an den Hochschulen stu­
diert wird, mit dem, was außerhalb 
der Hochschulen politisch-sozial 
gelebt wird. Möglich sein wird dies 
nur mit neuen organisatorischen 
Strukturen von Studium und Lehre, 
die praxisbezogen sind, längerfri-

stige inhaltliche und soziale Arbeits­
zusammenhänge annoglichen und 
eine Einbeziehung von Studenten/ 
innen in Forschungsprozesse bein­
halten. 

Schaschlik­
Studiengänge 

Die Atomisierung der sozialen 
Zusammenhänge, die Abwesenheit 
"intellektueller Geselligkeit" (Narr) 
widerspiegelt die Zersplitterung von 
Lehr- und Lernzusammenhängen 
und findet hier gleichzeitig eine ihrer 
Ursachen. Die inhaltliche Zersplitte­
rung dieser Zusammenhänge liegt in 
der immer weiter fortschreitenden 
Arbeitsteilung in der Wissenschaft, 
der Segmentierung dessen, was 
geforscht und gelehrt wird. Eines 
gemeinsamen Erkenntnisinteresses 
weitgehend beraubt (der Impetus 
kritisch-rationaler Aufklärung ist 
trotz der heuchlerischen Feierreden 
zum 150. Todestag Humboldts bei 
der heutigen Wissenschaftlergene­
ration weitgehend verloren, wenn er 
denn je vorhanden war) verliert sich 
der Lehrend-Forschende und der 
Lernende gleichermaßen in den Irr­
gärten ihres Fachgebietes, dessen 
Einbettung in das Ganze nicht mehr 
überblickt wird. Dies gilt - auf ver­
schiedenen Ebenen - gleicherma­
ßen für die Geistes- und Sozialwis­
senschaften wie für Naturwissen­
schaften oder Fächer wie Medizin 
und Jura. 
Erstere leiden vor allem unter dem 
Fehlen eines "Leitmotivs", eines lei­
tenden Erkenntnisinteresses und 
werden zu "Schaschlikstudiengän­
gen ohne zusammenhaltenden 
Spieß" (Narr). Das Fehlen inhaltlicher 
Zusammenhänge der angebotenen 
Lehrveranstaltungen, die ohne 
Bezug aufeinander den Warenhaus­
katalog des Vorlesungsverzeichnis­
ses darstellen, hinterläßt eine 
gewisse Orientierungslosigkeit bei 
den Studierenden. Versuche, sich 
eigene Schwerpunkte zu setzen, vor 
allem sich kollektiv zu erarbeiten, 
werden in den seltensten Fällen 
gemacht, sie ergeben sich eher 
zufällig im Verlaufe des Studiums. 
Die Beliebigkeit der Themen wird 
ergänzt durch die Art und Weise, wie 
die Lehrveranstaltungen "abgehakt" 
werden. Schlechte Vor- und Nach­
bereitung auf beiden Seiten, platte 
Diskussionsverläufe, Reproduktion 
von Fakten, unverbindlich-unregel­
mäßige Teilnahme (was zusammen­
hängende, sich aufeinander bezie­
hende Diskussionsverläufe oft gar 
nicht erst entstehen läßt) sind die 
natürliche Konsequenz, wenn die 
angebotenen Themen zwar .. irgend­
wie" interessieren, aber halt nur 
"irgendwie". 
Anders gelagert sind die Probleme 
bei den Naturwissenschaftlern und 
Fächern wie Medizin und Jura. 
Starke Verschulung des Studiums, 
Reglementierung, scharfer Lei­
stungsdruck durch Prüfungen und 
Klausuren, verbLJnden mit scharfer 

Auslese im Verlauf des Studiums 
lassen hier den Blick über den fach­
wissenschaftlichen Tellerrand erst 
gar nicht mehr zu. Freiräume, auch 
fachfremden Studien nachzugehen, 
sind kaum vorhanden. Noch weniger 
als in den geistes- und sozialwissen­
schaftliehen Fächern wird nachge­
fragt, was eigentlich gelehrt und 
gelernt wird. Reflexion des Wissen­
schaftlers, die Frage nach der gesell­
schaftlichen Relevan7 der erzeugten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse fin­
det kaum statt. Erst Umwelt- und 
Friedensbewegung scheinen hier 
erste Anstöße gegeben zu haben, 
sich der eigenen Verantwortung wie­
der bewußt zu werden. 
Die genannten Probleme werden zur 
Zeit noch verschärft durch die rapide 
wachsende Arbeitslosigkeit der 
Hochschulabsolventen. Wer in den 
geistes- und sozialwissenschaftli­
ehen Fächern ohnehin kaum Aus­
sichten hat, nach Abschluß des Stu­
diums in eine traditionelle Laufbahn 
für Akademiker einzusteigen, dem 
kann es zunächst mal völlig egal 
sein, was er/sie studiert. ln den 
anderen Fächern wächst die Ten­
denz zur Anpassung, zum noch 
unkritischeren Hinnehmen des vor­
gesetzten Wissensstoffes, zu noch 
mehr persönlicher Anstrengung, die 
sich auftürmenden Hindernisse auf 
dem Weg zu einem erfolgreichen 
Studienabschluß zu überwinden und 
sich dann mit einem möglichst guten 
Abschluß vielleicht doch noch einen 
Arbeitsplatz zu sichern. 
Generelles Dilemma sowohl der Gei­
stes/Sozialwissenschaften wie der 
anderen Studiengänge ist der weit­
gehend fehlende Praxisbezug des­
sen, was man/trau sich theoretisch 
aneignet. Theoretisches Wissen 
wird angehäuft, ohne es in der 
gesellschaftlichen Praxis einzuset­
zen oder eine Kenntnis von Verwen­
dungsmöglichkeiten vermittelt zu 
bekommen. 
Didaktische Unkenntnis und Unfä­
higkeit der meisten Dozenten/innen 
ist ein weiteres Defizit der vorhande­
nen Struktur von Studium und Lehre. 
Ohne von einer Didaktik Wunder­
dinge zu erwarten - das interessan­
teste Thema verkommt zur gähnen­
den Langeweile angesichts der 
Phantasielosigkeit, mit der viele 
Dozenten/innen ihre Lehrveranstal­
tungen abziehen, bemüht, ihr Lehr­
deputat mit einem Mindestaufwand 
an Zeit und Mühe zu erfüllen. 
ln welche Richtung müßten Überle­
gungen gehen, die auf eine neue 
Struktur der Studienorganisation 
abzielen? Folgende Punkte schei­
nen mir wichtig: 
1. Die inhaltliche Atomisierung der 

Fächer untereinander und inner­
halb des Faches muß aufgebro­
chen werden. lnterdisziplinarität 
muß nicht nur gesagt, sondern 
praktiziert werden. 

2. Die Struktur des Lehr- und Lern­
prozesses muß dazu beitragen, 
zusammenhängende Diskus­
sionsverläufe zu ermöglichen, 
soziale Zusammenhänge herzu­
stellen, kollektive Arbeitsprozesse 
zuzulassen. Dies hieße z.B., daß 



Lehrveranstaltungen nicht verein­
zelt, sondern in einem inhaltlich­
zeitlichen Zusammenhang ange­
boten werden, z.B. in Form von 
"Lehrzyklen" zu bestimmten Pro­
blembereichen, an denen Studen­
ten und Dozenten gemeinsam 
über einen längeren Zeitraum 
arbeiten. 

3. Praxisbezug muß dort hergestellt 
werden, wo er möglich und sinn­
voll ist. 

4. Neue Formen der Lehre abseits 
von Frontalvorlesungen und lang­
weiligen Seminaren. Projektstu­
dium, exemplarisches Lernen, for­
schendes Lernen könnten hier 
Stichworte sein. 

Neue Aufgaben 
Das entscheidendste Potential 
gesellschaftlicher Veränderungen 
sind m.E. zur Zeit die technologi­
schen Entwicklungen im Bereich der 
Produktion. Ohne gesellschaftliche 
Machtverhältnisse, damit zusam­
menhängende Aneignungs- und 
Distributionsprobleme und das pro­
blematische Verhältnis zur Dritten 
Weit außer acht zu lassen, seien fol­
gende Überlegungen erlaubt: 
1. Aufgrund der technologischen 

Entwicklung sinkt der zur mate­
riellen Reproduktion der Gesell­
schaft notwendige Teil der Arbeit 
ab. 

2. Damit steigt der Anteil, der zu sog. 
"nicht-produktiver" Arbeit oder für 
sog. "Freizeit" verwendet werden 
kann. 

3. Damit ergeben sich neue Funk­
tionsbeschreibungen für die Bil­
dungseinrichtungen des sekun­
dären und tertiären Bereiches. 
Einerseits reduziert sich generell 
die Ausbildungsfunktion hinsicht­
lich konkreter Berufsfelder, ande­
rerseits sind mehr universell ver­
wendbare Fertigkeiten und Flexi­
bilität gefragt als fest umrissene 
"skills". 

4. Unter der Annahme einer verän­
derten Verteilung von Arbeit sind 
neue Verknüpfungen von Arbeits­
welt und (Aus)Bildungswelt vor­
stellbar, d.h. die Aufhebung des 
starren Phasenablaufs Ausbil­
dungsphase-Arbeitsphase, 
indem Arbeitsphasen immer wie­
der von Weiterbildungs- und All­
gemeinbildungsphasen unterbro­
chen werden. 

Damit ergeben sich neue Aufga­
benstellungen für die Hochschule 
und ihre Organisationsform, über die 
nachgedacht werden muß. 
Die Bereitstellung von Bildungsan­
geboten für Nicht-Akademiker, z.B. 
die kommunale Bevölkerung, könnte 
eine solche Zukunftsaufgabe sein. 
Dies nicht in Form von intellektuell 
aufgewerteten Volkshochschulen, 
sondern durchaus verbunden mit 
der Möglichkeit, auch ohne formale 
Hochschulzugangsberechtigung 
neue Qualifikationen und 
Abschlüsse erwerben zu können, ein 
Weg, wie ihn z.B. die englische 
"Open University" eingeschlagen 
hat. 

Es ergibt sich die Notwendigkeit 
einer stärkeren Flexibilität und Diffe­
renzierung von Studienangeboten, 
Studiengängen und Studienformen. 
Es ergibt sich auch die Frage nach 
der Relevanz von Hochschulab­
schlüssen, die ja bereits heute als 
Eintrittskarte in etablierte berufliche 
Laufbahnen unter dem inflationären 
Konkurrenzdruck von Zusatz- und 
Doppelfunktionen an Wert verloren 
haben. 
Einer der entscheidenden Kritik­
punkte am HRG von 1976 war die 
Unterordnung der Hochschule unter 
den Staat, der Verlust der früheren 
Autonomie. An dieser Unterordnung 
ändert auch die vorgesehene kon­
servative Novaliierung des HRG 
nichts. Zwar reden konservative 
Hochschulpolitiker gerne von Kon­
kurrenz der Hochschulen unterein­
ander und der Einführung marktwirt­
schaftlicher Prinzipien in der Hoch­
schullandschaft. Doch wird dies 
allenfalls staatlicherseits "angeord­
net." 
Daß die Genehmigungspflicht von 
Studienordnungen beispielsweise 
nach dem vorliegenden HAG-Ent­
wurf entfallen und durch eine "Anzei­
gepflicht" ersetzt werden soll, ist 
nicht mehr als Kosmetik. Über Ein­
spruchsmöglichkeiten gegen nicht 
genehme · Studienordnungen und 
vor allem die nach wie vor genehmi­
gungspflichtigen Prüfungsordnun­
gen bleibt dem Staat (Kultus/Wis­
senschaftsbürokratie) genügend 
Handlungsspielraum, seine Vorstel­
lungen der Hochschule aufzuok­
troyieren. Gleiches gilt für die Perso­
nalpolitik, wo gerade die Berliner 
Hochschulen und Fachhochschulen 
seit dem Amtsantritt eines CDU­
Wissenschaftssenators beispiellose 
Willkürakte des Staates erlebt 
haben. 
Die Wiedergewinnung der Autono­
mie der Hochschule gegenüber dem 
Staat muß ein zentraler Punkt einer 
neuen Hochschulkonzeption sein. 
Dabei muß Autonomie mit zwei 
Bedingungen verbunden sein. 
Erstens darf es nicht die Autonomie 
der Professorenmehrheit sein, so 
wie die frühere Autonomie die Auto­
nomie der Lehrstühle war. Eine 
demokratische Struktur, die allen 
Gruppen gleichberechtigt Einfluß­
und Entscheidungsmöglichkeiten 
läßt, ist Voraussetzung. 
Zweitens darf Autonomie der Hoch­
schule gegenüber dem Staat nicht 
verstanden werden als Autonomie 
der Hochschule ·gegenüber der 
Gesellschaft. Vielmehr müssen 
gerade die Verbindungen zwischen 
Wissenschaft und gesellschaftlicher 
Praxis ausgebaut werden, muß das 
in der Hochschule vorhandene 
Potential sich gesellschaftlicher Fra­
gestellungen annehmen - und dies 
nicht nur dort, wo es um wirtschaft­
lich verwend- und verwertbare 
Ergebnisse geht. Die Anbindung der 
Hochschule an alte und neue soziale 
Bewegungen beispielsweise muß 
hier ein zentraler Punkt sein. Wenn 
Krieg und Frieden, Umwelt, neue 
Entwicklungen in der Arbeitsgesell­
schaft, Patriarchat, soziale Verelen-

dung, die Ausbeutung der Dritten 
Weit zentrale gesellschaftliche Fra­
gen sind, dann muß sich die Hoch­
schule dieser Fragestellungen auch 
annehmen. 
Wenn anfangs die Forderung nach 
einer Viertel- oder Drittel-Parität kriti­
siert wurde, so sollte damit nicht die 
Gruppenuniversität abgelehnt wer­
den. Aber die Idee einer demokrati­
schen Hochschule ist mehr als die 
Organisation hochschulinterner Ent­
scheidungsgremien durch Paritäten 
funktionaler Gruppen. Sie besteht 
v.a. in der Öffnung der Hochschule 
gegenüber der Gesellschaft, dem 
Abbau von Distanzen zwischen aka­
demischer und nicht-akademischer 
Weit. 
Die Ansätze der Wissenschaftsläden 
beispielsweise sind richtige Nutz­
barmachung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse auch für die, die nicht 

. über das Geld für aufwendige For­
schungsaufträge verfügen, die Ein­
beziehung von von Forschung 
Betroffenen in diesselbe. 
Die Öffnung der Hochschule gegen­
über der Gesellschaft darf sich nicht 
in einer reinen Dienstmagdfunktion 
erschöpfen. "Wenn überhaupt zu 
rechtfertigen ist, Forschung an der 
Universität zu organisieren, dann 
deshalb, weil diese über eine institu­
tionelle, habituell sich auswirkende 
Distanz verfügen kann." (Narr). Nur 
darf diese Distanz keine strukturelle, 
organisatorische sein, sondern muß 
eine inhaltlich-methodisch begrün­
dete sein. 

Neue 
Hochschulpolitik 

Abgesehen von einer kurzen Phase 
sozialdemokratischer Reformpolitik 
zu Beginn der siebziger Jahre war 
die Forschungs- und Technologie­
politik der BRD immer geprägt von 
einer ökonomischen Ausrichtung. 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit 
der bundesdeutschen Wirtschaft auf 
dem Weltmarkt, Entwicklung neuer 
exportfähiger Technologien 
bestimmte und lenkte die Geld­
ströme, die aus den öffentlichen 
Haushalten in die Forschungsein­
richtungen flossen. 
Während organisatorisch die For­
schungspolitik der siebziger Jahre 
geprägt war von der Auslagerung 
wichtiger Bereiche aus den Hoch­
schulen heraus in außer-universitä­
re Großforschungseinrichtungen, 
so geht der Trend z.Zt. dahin, als 
Mittel regionaler Wirtschaftspolitik 
das Potential der Hochschulen für 
klein- und mittelständische Betriebe 
nutzbar zu machen (Technologie­
transfer, Gründerparks) bzw. durch 
direkte Kooperation mit der Industrie 
die Verwertung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse zu beschleunigen. 
Nach wie vor findet Forschung weit­
gehend unter Ausschluß der Öffent- . 
lichkeit statt, werden gesellschaftli­
che Folgen von Forschungsergeb­
nissen in den Forschungsprozessen 
zu wenig berücksichtigt, werden 

ökologische und soziale Fragen hin­
ter ökonomischen Interessen 
zurückgestellt. 
Notwendig sind also (in aller Kürze) 
o Transparenz von Forschung 
o Nutzbarmachung des For-

schungspotentials der Hochschu­
len auch für solche gesellschaftli­
che Gruppen, die nicht über das 
große Geld verfügen 

o die Wiedereingliederung des For­
schungsprozesses in den Lehr­
prozeß, die tendenzielle Wieder­
herstellung der Einheit von For­
schung und Lehre, die in den letz­
ten Jahren zunehmend aufgebro­
chen wurde. 

Reale 
Hochschulutopie? 

Die obigen Ausführungen sind erste 
Überlegungen, in welche Richtung 
eine neue Diskussion über Hoch­
schulkonzepte gehen müßte. Eine 
solche Piskussion erscheint mir 
dringend notwendig, wenn wir auf 
Dauer wegkommen wollen von 
demotivierenden, entpolitisierenden 
Verteidigungs- und Rückzugsge­
fechten, gegen konservative Hoch­
schulgesetzgebung, wie wir sie mit 
dem sommerlichen HAG-Kampf ein­
mal mehr vorgeführt bekamen. So 
richtig Widerstand gegen eine wei­
tere Verschlechterung der hoch­
schulpolitischen Lage ist: ohne 
überzeugende Altematiworstellun­
gen und Gegenkonzepte wird er nur 
ein Strohfeuer bleiben, in dem sich 
e1mge studentische Funktionäre 
beschäftigungstherapeutisch profi­
lieren können, aus dem aber nicht 
der Phoenix einer realen Hoch­
schulutopie sich erhebt. 
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Geschichtliche Vergewisserun­
gen im politischen Kontext sind 
nicht allein deswegen notwen­
dog, weil sich politisches Handeln 
stets in historisch gewachsenen 
Handlungskonstellationen 
vollzieht. Sie sind unverzichtbar 
vielmehr auch deshalb, weil 
wesentliche Ziele, Motive und 
Strategien des politischen 
Handeins geschichtlich 
bestimmt sind oder wenigstens 
unter Bezug auf Geschichte 
legitimiert werden. 

lEin klassischer Fall ist das 
Problem, mit dem wir uns hier 
beschäftigen wollen. Der in der 
Präambel des Grundgesetzes 
aufgenommene Aufruf an die 
Deutschen, in freier Selbstbe­
stimmung ihre Einheit und 
Freiheit zu vollenden, formuliert 
nämlich ein Ziel, dessen Wurzeln 
in der deutschen Geschichte 
liegen bzw. das sich nach 
Auffassung der Mehrheit 
unseres Volkes und der deut­
schen politischen Elite damals 
wie heute aus der Geschichte 
zwingend ergibt. Zwingend 
jedenfalls in dem inzwischen 
verfassungsrechtlich eindeutig 
fixierten Sinn, daß weder die 

· gegenwärtige Generation der 
Deutschen noch die in absehba­
rer Zeit folgenden kommenden 
Generationen für sich in 
Anspruch nehmen dürfen, von 
diesem Ziel abzurücken bzw. es 
für obsolet zu erklären. 
Damit wird nicht nur die politi­
sche Dispositionsfreiheit der 
demokratischen Bundesrepublik 
Deutschland an dieser Stelle 
massiv eingeschränkt. Vielmehr 
bekräftigt dieses Urteil den 
provisiorischen Charakter des 
Staates Bundesrepublik 
Deutschland selbst - ein höchst 
bemerkenswerter Vorgang, der 
sich nur durch den Rekurs auf 
die Geschichte legitimieren läßt. 
Umso bedeutsamer wird es aber, 
die deutsche Geschichte 
möglichst unvoreingenommen 
dahingehend zu befragen, 
welchen Stellenwert die Deut­
schen einer nationalen Vereini­
gung in einem gemeinsamen 
Staat jeweils zubilligten und 
unter welchen Umständen sie 
dies taten. 
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Ein Beitrag zur Geschichte der 
>Deutschen Frage< 

von Dr. Wolfgang Weber 

Wie bekanntermaßen auch im Grundgesetz 
klar zum Ausdruck kommt, ist das Problem 
der nationalen Einheit der Deutschen 
wegen der europäischen Mittellage ihres 
Territoriums einerseits und der unverzicht­
baren Norm der demokratischen Freiheit 
andererseits nämlich unauflöslich sowohl 
mit der inneren Ordnung des Staates, als 
auch mit dessen Rolle im friedlichen Mitein­
ander mit den europäischen Nachbarstaa­
ten verknüpft. Mit anderen Worten, aus der 
politischen Einsicht in den konstanten, 
wenngleich historisch unterschiedlich 
akzentuierten und je nach den Zeitumstän­
den mehr oder weniger virtuellen Funk­
tionszusammenhang zwischen Frieden, 
Freiheit und Einheit, ergibt sich für die histo­
rische Analyse der "deutschen Frage" die 
Notwendigkeit, sowohl das internationale 
Bezugssystem als auch die innerstaatliche 
Ebene zu berücksichtigen. Hierbei wird 
aber dem Problem gesicherten Friedens ein 
besonderer Stellenwert zuzusprechen sein, 
weil die Prämisse der Freiheit im histori­
schen Prozeß den stärksten Wandlungen 
unterworfen war und in ihrer heute anzu­
strebenden Form ein Ergebnis des 19. Jahr­
hunderts ist. 

"Regnum Teutonicorum" 
Als im Zerfallsprozeß des Karolingerreiches 
neue europäische Herrschaftsgebilde ent­
standen, übernahm der mit seinem 
Schwerpunkt östlich des Rheins gelegene 
Nachfolgestaat das universalistisch-römi­
sche Erbe des von oben her langsam chri­
stianisierten Frankenreichs. Ein nationales 
Eigenbewußtsein, wie es in der zunächst 
gelegentlich und später häufigeren nicht 
offiziellen Eigen- und Fremdbezeichnung 
"regnum teutonicorum" zum Ausdruck 
kommt, bildete sich jedoch erst allmählich 
heraus. Die volkssprachliche Grenze im 
Westen wurde noch lange durch die 
gemeinsame la~einische Gebildetenspra­
che und vielfältige Lehens- und Verwandt 
Schaftsbindungen im Adel überlagert. 
Lediglich im Osten verstärkte sich das 
nationale Einheitsgefühl, solange dort die 
Sprach-, Herrschafts- und Glaubensgren­
zen zusammenfielen. Mit der Christianisie­
rung dieser Räume setzte aber auch hier ein 
vielfältiger grenzüberschreitender Verflech­
tungsprozeß auf der Ebene des harr­
schaftsausübenden Adels ein, so daß als 
konstantes politisch relevantes Unterschei-



dungsmarkmal lediglich die differierenden 
Rechtssysteme bestehen blieben. 
Aus der wegen der Größe des Raumes und 
des unzulänglichen Standes der Kommuni­
kations- und Verkehrssysteme resultieren­
den Unmöglichkeit für das gewählte 
Reichsoberhaupt, Herrschaft in der erfor­
derlichen Dichte ausüben zu können, 
erwuchs einerseits eine immer größere 
Selbständigkeit der stärkeren Adelsfamilien 
und andererseits eine immer größer wer­
dende Notwendigkeit für das Reichsober­
haupt, seine Stellung durch möglichst enge 
Anknüpfung an die Tradition des mächtigen 
römischen Reichs zu überhöhen und 
dadurch zu festigen. Während die Inhaber 
der Zentralgewalt in Frankreich sich dyna­
stisch konsolidieren und ihre Rivalen ent­
scheidend schwächen konnten, was wie-· 
derum Voraussetzung für die fortschrei­
tende Abgrenzung nach außen war, wurde 
die Machtbildung auf der höchsten Ebene 
im Reich durch die institutionalisierte Konti­
nuitätsbedrohung der Wahl, die zusätzli­
che, nicht ohne weiteres in Machtgewinn 
ummünzbare Verpflichtungen mit sich brin­
gende notwendige Anknüpfung an die alt­
römische Tradition und die wachsende 
Selbständigkeit der zu Landesherren avan­
cierenden obersten Lehensträger ge­
hemmt. 

Reichskonzeption der 
Habsburger und der 
Dreißigjährige Krieg 

Erst nachdem es im Übergang zur frühen 
Neuzeit den Habsburgern gelang, Ressour­
cen aus außerhalb des Reiches liegenden 
Herrschaftsgebieten für den Kampf um die 
Hegemonie im Reich zu mobilisieren, zeich­
net sich ein Wachstum der Zentralgewalt 
und damit eine ernsthafte Bedrohung der 
von den, Betroffenen als Freiheit empfunde­
nen Selbständigkeit der Territorialherren 
ab, die mit einer wesentlichen Veränderung 
der Sicherheitslage in Europa einhergehen 
mußte. Bislang verhinderte die Zersplitte­
rung des Raumes, daß sich die europäi­
schen Mächte zu nahe kamen und damit 
gegenseitig bedrohten oder von einer 
neuen mitteleuropäischen Macht bedroht 
fühlen mußten. Jetzt, im 16. Jahrhundert, 
betrieb eine weltweit präsente Dynastie die 
Formung des neuen Machtblocks, der 
wegen seiner zentralen Lage weder zu 
übersehen noch als Randphänomen abzu­
tun war. Die neuerliche Zersplitterung des 
Reiches, die aus dem Steckenbleiben der 
Reformation und deren Umschlag zur Kon­
fessionalisierung resultierte, schien durch 
eine katholische Restauration, die freilich 
eine zuvor ungeahnte Intensivierung der 
Herrschaft mit sich bringen mußte, sowohl 
in den Augen von deren Betreibern als auch 
der Betroffenen und der europäischen 
Rivalen der Habsburger nicht gänzlich 
unrevidierbar. Immerhin scheuten nämlich 
die habsburgischen Monarchen auch vor 
bis dahin nahezu unbekannten radikalen 
Maßnahmen in diesem Politik und Konfes­
sion eng verknüpfenden Zusammenhang 
nicht zurück, wie die fast vollständige Aus­
wechslung der böhmischen Adelsober­
schicht in der ersten Phase des Dreißigjäh­
rigen Krieges zeigte. 

Der konfessionelle Bürgerkrieg, der im 16. 
Jahrhundert im lokalen und regionalen Rah 
men entflammt war und sich zunächst 
überwiegend auf diese Ebenen beschränkt 
hatte, setzte sich nun in größerem Maßstab 
fort. Er brachte nicht nur die letzten längst 
vereinsamten Säulen der mittelalterlichen 
Vorstellung einer gemeinsamen europäi­
schen res publica christiana zum Einsturz, 
sondern setzte eben dadurch auch die 
nackte Staatsraison endgültig frei, nach der 
ab jetzt Politik betrieben werden sollte. 
1635, als sich ein Sieg des Kaisers und 
damit der habsburgischen Absolutismus­
bestrebungen mit ihren unvermeidlichen 
negativen Folgewirkungen für die beste­
hende europäische Sicherheitslage abzu­
zeichnen schien, griff Frankreich, das sich 
vor einer neuerlichen, diesmal wegen des 
auch in den habsburgischen Landen 
bereits fortgeschrittenen Verstaatungspro­
zesses gefährlichen Umklammerung fürch­
ten mußte, offen in den Krieg ein. Der Friede 
1648 wurde von den beiden am relativ 
stärksten modernisierten und daher zu 
rationalem Zweck-Mittel-Kalkül, weitge­
hender Machtentfaltung und effizientem 
politisch-diplomatischem Durchsetzungs­
vermögen befähigten europäischen Mäch­
ten bestimmt, nämlich Frankreich und 
Schweden. Mit seinem Doppelcharakter als 
zugleich völkerrechtlicher und verfas­
sungsrechtlicher Vertrag wurde er zum 
Modell für spätere Lösungen und zugleich 
Ausgangspunkt für die einzigartige euro­
päische Sonderrolle Deutschlandes, in sei­
ner staatlichen Existenzform durch in~erna­
tionale Verträge festgelegt bzw. garantiert 
zu sein. 

Westfälischer Frieden 
- europäisch garantierte 

Staatenvielfalt 
Allerdings ist neben diesem in jüngster Zeit 
oft betonten Aspekt ein weiterer, gelegent­
lich vergessener, zu beachten. Im Westfäli­
schen Frieden kommt auch erstmals mas­
siv das Bestreben der europäischen Groß­
mächte zum Ausdruck, den Territorialbe­
stand des Reiches bzw. Deutschlands 
gegebenenfalls als Kompensationsmasse 
zur Begradigung oder Ausweitung der eige­
nen Grenzen zu betrachten. Hierin lag aber 
das letztlich unlösbare sicherheitspoliti­
sche Dilemma der deutschen Mittellage bis 
zum Entstehen des dualistischen Mächte­
weltsystems heute. Denn obwohl die Chan­
cen derartiger chirurgischer Eingriffe für 
fremde Mächte mit der staatlichen Zersplit­
terung des deutschen Siedlungsraumes 
stiegen, konnte dennoch auch ein geeinter 
Staat sich dieser Annexionsgelüste zumin­
dest dann nie erwehren, wenn sich die 
außerdeutschen Mächte einig waren. Eine 
Machtakkumulation bis zu dem Grade, daß 
ein vereinter Zugriff der fremden Mächte 
abzuwehren war, bedeutete aber die Ein­
nahme einer europäischen Hegemonial­
stellung, die wiederum die Sicherheitsinter­
essen der Nachbarn gefährden und damit 
diese zu einer möglichst frühzeitigen Inter­
vention provozieren mußte. 
Der Preis der "Liberalität" der Reichsstände 
jedenfalls war die Offenheit des Reiches 
ausländischen politischen oder gar militäri­
schen Interventionen gegenüber - ein 

Preis, der zwar von den kleinen Reichsstän­
den, die angesichts ihrer eigenen Schwä­
che auf einen starken Kaiser angewiesen 
waren, heftig beklagt wurde, aber nicht zu 
einer Wiederbelebung und gar lnternsivie­
rung der während der Reformation beson­
ders im lutherischen Teil Deutschlands vor­
übergehend historisch wirksm gewordenen 
frühen Nationalgefühle führte. Die Einheit 
existierte weder, noch wurde sie als 
wesentliches Ziel angestrebt. Im Gegenteil, 
sowohl die zunehmend durch bürgerliche 
Gelehrte gestützte adelige politische Elite 
des Reiches als auch die patrizischen 
Stadtobrigkeiten richteten sich weiter dau­
erhaft in ihren verschiedenen Territorien ein 
und lernten (wenigsten partiell), die politi­
sche Zersplitterung nicht nur als Partikula­
rismus, sondern aLJCh als begrüßenswerten 
Pluralismus zu begreifen. 
Für die breite Masse der Deutschen hinge­
gen bedeutete die europäisch garantierte 
herrschafliehe Vielfalt dieser Zeit eine ver­
stärkte Auslieferung an die jeweiligen 
Obrigkeiten, die sich im Zeichen des Abso­
lutismus anschickten, ihre rechtlich und 
gesellschaftlich noch immer vielfach 
gegliederten, innerlich durch verschiedene 
Treueverhältnisse gegenseitig verpflichte­
ten Bevölkerungen zu einem möglichst ein­
heitlichen und politisch handhabbaren 
Untertanenverband umzuformen. Den bäu­
erlichen Massen kam zwar zugute, daß die 
europäische Garantie der deutschen Staa­
tenpluralität auch das Ende des konfessio­
nellen Bürgerkriegs mit seinen in den 
Kampfzonen verheerenden Folgen ein­
schloß. Die europäische Konstellation 
wurde jedoch unmittelbar nach dem Pyre­
näenfrieden von 1659, der noch zur Konso­
lidierung von 1648 zählt, erneuten Bela­
stungen ausgesetzt, und zwar vor allem 
deshalb, weil sich die Dynamik Frankreichs 
noch keineswegs erschöpft hatte. 
Mit der im Dreißigjährigen Krieg erreichten 
Begrenzung der Macht Habsburgs noch 
immer unzufrieden, trieb es den Kampf um 
die europäische Vormacht nunmehr über 
gesteigerte Interventionen bei den Kaiser­
wahlen, durch seit dem Friedensschluß offi­
ziell zulässige Bündnisse mit deutschen 
Fürsten und schließlich durch massive, 
auch militärische Maßnahmen umfassende 
Eingriffe in die anstehenden europäischen 
Thronfolgeregelungen weiter voran. 
Zuerst entwickelte sich im Norden ein neuer 
Konflikt, als der schwedische Sieg über 
Polen, den das protestantische Königreich 
zur Festigung seiner Herrschaft im Ostsee­
raum angestrebt hatte, eine national-reli­
giöse Erhebung in Polen auslöste und die 
wegen der wachsenden Übermacht 
Schwedens besorgten Nachbarmächte auf 
den Plan rief. Schweden wurde schließlich 
in die Defensive gedrängt, aber im Frieden 
von Oliva 1660 von Frankreich gerettet, das 
an einer mit der Revision des Westfälischen 
Friedens gleichzusetzenden Niederlage 
Schwedens nicht interessiert sein konnte. 
Für Deutschland jedoch hatte der außer­
halb seiner Grenzen entstandene Kampf 
zum Ergebnis, daß der Zusammenhalt des 
Reiches weiter unterhöhlt wurde, Branden­
burg durch die europäische Garantie seiner 
Herrschaft in Ostpreußen den ersten Schritt 
zu seinem Aufstieg zur europäischen Groß-
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macht unternehmen konnte und der Öster­
reichische Einfluß im nun entscheidend 
geschwächten Polen durch den französi­
schen abgelöst wurde, während noch wei­
ter im Osten Rußland sich auf seine euro­
päische Rolle vorzubereiten begann. 
Die zweite Phase des französischen Griffs 
nach der unangefochtenen europäischen 
Vormacht setzte mit dem Angriff auf die 
spanischen Niederlande 1667 ein, dem fünf 
Jahre später der Krieg um Holland und 
gegen Schweden folgte. Diese Auseinan­
dersetzungen verschoben das politische 
Gewicht in Europa zugunsten Frankreichs, 
wie die jeweiligen Friedensverträge in 
Aachen und Nymwegen 1679 zeigten. 
Gleichzeitig bereiteten sie jedoch den 
Boden zu jenem grundsätzlichen mächte­
politischen Umschwung vor, der wenig 
später zur europäischen Leitmaxime mit 
einer Gültigkeitsdauer bis ins 20. Jahrhun­
dert hinein avancieren sollte. Schon zwi­
schen 1667 und 1668 sah sich das wieder­
erstarkende England veranlaßt, zugunsten 
der Feinde Frankreichs einzugreifen. Der 
französiche Angriff nach Norden führte bei 
den deutschen Territorialfürsten am Rhein 
zu einem ersten ernüchterten Abrücken vor 
diesem unersättlichen Nachbarn. 
Die französische Diplomatie verstand es 
zwar erneut, sich durch Lockung, Drohung 
und klingende Münze der Hilfe insbeson­
dere der bayerischen und der brandenbur­
gischen Potentaten zu versichern. in der 
politisch noch · weitgehend irrelevanten 
deutschen Öffentlichkeit verstärkten sich 
jedoch die antifranzösischen Gefühle, und 
zwar nicht zuletzt auch deshalb, weil die 
absolutistischen Despoten sich sowohl in 
ihrer Herrschaftstechnik als auch in Sitten 
.und Gebräuchen nach dem französischen 
Vorbild richteten. So intensivierten die auf 
fragwürdige Rechtstitel gestützte gewalt­
same französische Reunionspolitik im 
Elsaß und schließlich der Pfälzische Krieg 
1688-1697 nur, was bereits keimhaft ange­
legt war. Der Kampf gegen die französische 
Bedrohung ließ die Deutschen stärker 
zusammenrücken und reaktivierte wenig­
stens partiell den nie sehr kräftig erblühten 
Reichspatriotismus. Mit Ausnahme vor 
allem Bayerns, das wegen seiner Lage an 
der Grenze zu Österreich auf ständige fran­
zösische Unterstützung angewiesen zu 
sein meinte, ordneten sich auch die deut­
schen Fürsten allmählich in die europäische 
Koalition der Frankreichgegner ein, der 
England den Stempel seiner kontinentaleu­
ropäischen Gleichgewichtspolitik auf­
drückte. 
Die Friedensschlüsse von Utrecht und Ra­
statt 1713/14 markierten die Wende, indem 
sie erstmals dem Balancegedanken, unter 
dessen Namen die spanische Thronfrage 
gelöst wurde, den Vorzug vor der strengen 
Erbfolgelegitimität gaben. Von jetzt an 
erforderte jede relevante machtpolitische 
Änderung in Europa ein Zusammenspiel 
und die Zustimmung der Großmächte. 
Habsburg-Österreich konnte sein Ziel einer 
erneuten Vereinigung mit Spanien nicht 
erreichen, obwohl es auch nach dem Frie­
densschluß ein freilich nicht lückenloses 
Gebiet von der belgischen Küste bis zum 
Mittelmeer umfaßte. Im Nordosten, also in 
einem weiteren Randbereich, setzte end-
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gültig der Aufstieg Preußens ein, nachdem 
die Vorherrschaft Schwedens dank der 
Anstrengungen Sachsens, Polens, Däne­
marks, Rußlands und schließlich auch 
Preußens selbst gebrochen war (1720 
Friede von Stockholm, bzw. 1721 Friede 
von Nystad). Von den jetzt folgenden relativ 
friedlichen Jahren bis 17 40 zog vor allem 
das "dritte Deutschland", die zwischen 
Preußen und Österreich liegende Territo­
riallandschaft, Gewinne, indem diese Gele­
genheit zur wirtschaftlichen und staatlichen 
Regeneration erhielt, welche die Obrigkei­
ten freilich nur zum Teil entschlossen 
umsetzten. 

Schlesien und die Kolonien 
Nach dem Tode Kaiser Karls VI. und Fried­
rich Wilhelms I. (Soldatenkönig) in Preußen 
17 40, nutzte Friedrich II. der Große die noch 
nicht voll ane,rkannte Thronfolge Maria The­
resias dazu, sich Schlesien anzueignen. 
Damit hatte sich die europäische Konflikt­
konstellation wieder auf das Reich zurück­
verlagert. Nicht mehr außerhalb entstan­
dene Auseinandersetzungen, sondern im 
lnnern entflammte unterhöhlten den euro­
päischen Status qua, weil sich einerseits 
zunächst die wichtigsten Habsburggegner 
auf die Seite Preußens stellten und anderer­
seits wenig unter anderem durch dessen 
Machtzuwachs sich die europäische Sze­
nerie erneut veränderte. Erstmals in der 
Geschichte wirkten nämlich außereur,opäi­
sche Rivalitäten so auf Europa zurück, daß 
sich dort jahrhundertealte Konfrontationsli­
nien auflösten und zuvor unmögliche Allian­
zen entstanden: Der in aller Härte geführte 
Kolonialkrieg Frankreichs gegen England in 
Indien und Nordamerika veranlaßte beide 
Gegner, nach Verbündeten auf dem euro­
päischen Kontinent Ausschau zu halten. 
England wandte sich an das jetzt gestärkte 
Preußen, Frankreich jedoch an niemand 
anderes als Österreich. 
Auf diese Weise auf der europäischen 
Ebene substituiert, verschärfte sich der 
innerdeutsche Staatenkonflikt immer wei­
ter, wobei Preußen durch seine unge­
schminkte Machtpolitik einen entschieden 
neuen Stil in die Auseinandersetzung ein­
brachte. Auf den Überfall auf Kursachsen 
zu Beginn des Siebenjährigen Krieges rea­
gierte die Mehrheit der Reichsstände mit 
dem Beschluß der Reichsexekution gegen 
Preußen, der jedoch historisch wirkungslos 
blieb. Im Frieden von Hubertusburg 1763 
mußte die Großmachtstellung Preußens 
hingenommen und abgesegnet werden. 
Nachdem sich die beiden westlichen Groß­
mächte England und Frankreich vorüberge­
hend aus der Kontinentalpolitik zurückzo­
gen, wurden sowohl Preußen als auch 
Osterreich mit dem vorwärtsdrängenden 
Rußland konfrontiert. Aber auch diese 
gemeinsame Gegnerschaft vermochte 
nicht den innerdeutschen, trotz der allent­
halben rezipierten Aufklärung auf beiden 
Seiten, nach wie vor konfessionell unter­
mauerten Gegensatz zu überbrücken. Der 
Ausgleich zwischen den drei Kontrahenten, 
den die Unterwerfung und Zerstückelung 
Polens 1772 zu erlauben schien, brachte 
nur vorübergehende Entlastung. 

Staaten des 'dritten Deutschland' 
Nachdem aber die Konfliktfelder an den 
Rändern des Reiches weitgehend unter 
europäischer Kontrolle standen, mußte sich 
die Rivalität erneut ins Reichsinnere verla­
gern. Österreich versuchte sich auf Kosten 
der übrigen Reichsfürsten zu festigen und 
auszuweiten, was Preußen zu reichspoli­
tisch legitimierbaren Gegenmaßnahmen 
zwang. Eine militärische Auseinanderset­
zung um Bayern kam lediglich deshalb 
nicht zustande, weil der dritte Rivale Ruß­
land intervenierte. Der Teschener Friede 
1779 brachte Österreich lediglich das lnn­
viertel ein, ipstallierte jedoch Rußland in der 
Nachfolge Schwedens als neue Garantie­
und Kontrollmacht des Friedens in 
Deutschland neben Frankreich. 1785 regte 
sich zwar noch einmal unter den dritten 
deutschen Staaten ein reichspolitisches 
Bewußtsein, als diese einen kurzfristig zwar 
gegen Österreich, langfristig aber zur Wie­
derbelebung des Reiches bestimmten 
Deutschen Fürstenbund ins Leben riefen. 
Wieder aber waren die deutschen politi­
schen Entscheidungsträger nicht zu einer 
friedlichen Bereinigung ihrer Gegensätze in 
der Lage und eröffneten durch diese 
Gegensätze Spielräume für ausländische 
Interventionen bzw. konnten sie sogar nur 
durch ausländische Intervention von einem 
Umschlagen in Selbstzerfleischung abge­
halten werden. 
Und wieder ging das Daniederliegen der 
Staatskunst nach außen mit einer Blüte des 
Geisteslebens im lnnern einher, die unter 
den Gebildeten das Nationalgefühl förderte 
und deren Solidarität mit den arbeitenden 
Ständen verstärkte, ohne sie freilich zu 
grundlegenen sozialen Reformen zu veran­
lassen. 
Noch immer mit der Erschließung der Weit 
des Geistes beschäftigt, war das deutsche 
Bürgertum, das sich notwendig territorial 
zersplitterte, zu einer entschlossenen Kon­
frontation mit dem herrschenden Adel 
weder willens noch fähig, auch wenn es an 
offenen Worten zunehmend keineswegs 
fehlte. in vielen deutschen Staaten hatte 
freilich die Aufklärung auch die Fürsten 
beeinflußt, so daß deren durch die Erneue­
rung der europäischen Kontrolle über 
Deutschland beschränkte äußere Bewe­
gungsfreiheit strukturell auf die Gebiete der 
Kultur und Wissenschaft gelenkt wurde. 
Der freiheitlichste Staat dieser Zeit war 
indes Hannover mit seiner Göttinger Uni­
versitätsgründung, weil dorthin über das 
englische Königtum der Hannoveraner die 
freiheitlicheren Verhältnisse Englands 
zurückwirkten. 

1789 und danach 
Als in Frankreich der revolutionäre Sturm 
losbrach, schlossen sich zwar 1791/92 
Preußen und Österreich zu einem Verteidi­
gungsbündnis zusammen, während die 
Staaten des dritten Deutschland sich im 
Ganzen eher abseits verhielten. Das 
gemeinsame Interesse ist aber insbeson­
dere bei Preußen relativ gering ausgeprägt, 
so daß die national und revolutionär moti­
vierten und daher nicht überall von vornher-
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ein nur feindlich empfangenen französi­
schen Massenheere nicht aufzuhalten sind. 
Im Frieden von Campo Formio 1797 wird 
erstmals nicht mehr für den deutschen 
Raum die Garantie des Westfälischen Frie­
dens bestätigt. Preußen hatte bereits in sei­
nem Sonderfrieden von Basel 1795 der 
französischen Forderung nach Abtretung 
seiner linksrheinischen Gebiete bis zur end­
gültigen Regelung in einem Reichsfriedens­
vertrag zugestimmt. Jetzt mußte Österreich 
auf seine Niederlande und andere Gebiete 
besonders im Mittelmeerraum verzichten 
und gestand ebenfalls Frankreich die Ein­
verleibung des linken Rheinufers ein­
schließlich der Brückenköpfe Mannheim 
und Mainz. zu. Dadurch wurde die territo­
riale und verfassungsmäßige Integrität des 
Reiches erstmals durch Regelungen auf 
höchster Ebene schwer geschädigt. Daß 
die Reichsfriedensdeputation in Rastatt bis 
1789 diese Forderungen schließlich akzep­
tierte, belegte dementsprechend sowohl 
erneut die grundlegende innere Schwäche 
des alten Reiches, als auch den unaufhalt­
samen Vormarsch des revolutionären 
Frankreich zur nahezu unbeschränkten 
Herrschaft über Europa, die das überkom­
mene Gleichgewichtssystem aufhob. 
Der für das Reich geschlossene Friede von 
Luneville 1801 bestätigte die Regelungen 
von Campo Formio und verfestigte sie 
sogar, weil nunmehr auch die zweite Garan­
tiemacht, Rußland, im Hintergrund mit 
beteiligt war. "Die Rivalität zwischen Preu­
ßen und Österreich sowie die Annexions­
bzw. Kompensationslust der kleineren Län­
der", die im Windschatten der Auseinan­
dersetzung mit Frankreich gewachsen war, 
ordnete sich nahtlos in das politische Kalkül 
der beiden Großmächte ein. "Frankreich 
wünscht(e) starke Mittelstaaten als eine von 
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Paris abhängige dritte Kraft, Patersburg 
(wollte) die mit ihm verwandten südwest­
deutschen Dynastien (Hessen-Darmstadt, 
Württemberg, Baden, Bayern) gut ausge­
stattet sehen." 
Der Reichsdeputationshauptschluß von 
1803 besiegelte die beschleunigte Auflö­
sung der Heiligen Römischen Reiches 
Deutscher Nation, indem er die territorialen 
Abtretungen und deren Kompensation 
durch Gebietstausch, Säkularisierung und 
Mediatisierung sanktonierte und damit die 
bisherige Verfassung endgültig zerstörte. 
112 bisherige, insbesondere geistliche, 
Reichsstände verschwanden, rund 3 Millio­
nen Menschen wechselten ihre Staatsan­
gehörigkeit, die katholische Reichskirche 
erhielt einen vernichtenden Schlag. 
Die Gewinne der weltlichen Staaten über­
decken jedoch deren wachsende Abhän­
gigkeit von den europäischen Nachbar­
mächten, die jetzt kaum noch Rücksichten 
auf innerdeutsche politische Verflechtun­
gen nehmen müssen. Als Napoleon die 
letzten Reste der Retchsverfassung lästig 
werden, setzt er deren vollständiges Ver­
schwinden durch. "Im Rheinbund verwan­
delte Frankreich einen großen Teil des alten 
Reiches in ein militärisch-politisches Glacis 
seiner Macht." Die von Napoleon ultimativ 
verlangte Niederlegung der Kaiserkrone 
durch Franz I. am 6. August 1806 vollzieht 
die Vernichtung des Reiches. 

Wiener Kongreß 
Konnex der uneinigen Brüder 

Aus den teilweise gegen das Kalkül der 
deutschen Fürsten zustandegekommenen 
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Befreiungskriegen ging ein zwar durch den 
Wiener Kongreß völkerrechtlich auf staatli­
che Zersplitterung festgelegtes Deutsch­
land hervor. Der infolge des preußisch­
österreichischen Dualismus, des klein- und 
mittelstaatlichen Souveränitätsanspruchs 
und nicht zuletzt des in Bezug auf Deutsch­
land antinationalen, antidemokratischen 
und antiliberalen Balancedankes der Groß­
mächte zur Vermeidung eines neuen zentral 
regierten deutschen Reiches etablierte 
deutsche Bund, verdeckte jedoch ent­
scheidende Veränderungen im sozialen 
und geistig-kulturellen Bereich. Das deut­
sche Bürgertum erstarkte und war unter 
dem Eindruck der Kriege bzw. im Zuge der 
Romantik fast geschlossen national und 
liberal eingestellt. Die von Frankreich 
durchgesetzten bzw. indirekt veranlaßten 
Reformen am Rhein und in Preußen führten 
zu einer weiteren Schwächung des Feuda­
ladels und einer bedeutsamen Modernisie­
rung der Wirtschaft und der Staatsappa­
rate, während gleichzeitig die durch Polizei­
maßnahmen abgesicherte Restauration der 
Fürstenherrschaft die politische Erfahrung 
und das Selbstbewußtsein der bürgerlichen 
Kräfte weiter stärkte. 
Der Wiener Kongreß stellte also sowohl 
erneut die territoriale Substanz und födera­
tive Struktur Deutschlands, als auch indi­
rekt die innere Verfassung der Teilstaaten 
unter europäische Kuratel und schrieb sie 
damit erneut international fest. Mit der 
Folge, daß erstens alle territorialen Fragen 
des zwischen 41 und 38 Mitglieder umfas­
senden Deutschen Bundes auf europäi­
schen Konferenzen zu entscheiden waren 
und zweitens diese lockere staatliche Orga­
nisationsform gleichzeitig erneut zur Bedin­
gungsdeterminante des europäischen Frie­
dens wurde. Dennoch öffnete sich aber mit-
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tel- und langfristig der Weg einer eigenstän­
digen nationalen Entwicklung, weil den auf 
Eigenständigkeit und damit Partikularismus 
bedachten deutschen Fürsten zunehmend 
ein auf politische Partizipation drängendes, 
von dem Gedanken der nationalen Einheit 
beseeltes Bürgertum entgegentrat, das auf 
gewisse Sympathien im europäischen Aus­
land setzen konnte. Hinzu kamen wirt­
schaftliche Entwicklungstrends. Der sich 
zunehmend beschleunigende lndustriali­
sierungsprozeß stellte einerseits die her­
kömmlichen Grundlagen politischer Macht 
in Frage und begann andererseits die 
Struktur des deutschen Staatenmosaiks 
unweigerlich zu transformieren. Der staat­
lich geförderte allmähliche Aufschwung der 
Wissenschaften besonders in Preußen stei­
gerte das Selbstbewußtsein und die Artiku­
lationsmöglichkeiten des Bürgertums 
ebenfalls weiter. 
Die meisten deutschen Fürsten waren nun 
nicht mehr in der Lage, den Erlaß einer Ver­
fassung bzw. den hierdurch und durch den 
allmählichen Abbau der Wahlrechtshemm­
nisse freigeräumten Einstieg in die Parla­
mentarisierung länger hinauszuzögern. 
Daran änderten auch die unter dem Ein­
druck der Julirevolution in Frankreich 1830 
vom Bundestag beschlossenen "Maßre­
geln zur Herstellung und Erhaltung der 
Ruhe in Deutschland" nichts, mit der die 
Restauration sich neue Polizeimittel ver­
schaffte. 
Die Septemberrevolution in Brüssel im sel­
ben Jahr zeigte indessen erstmals unüber­
sehbar, daß die bürgerlich-demokratische 
Bewegung auch staatstragend sein konnte. 
Sie machte nämlich die in Wien beschlos­
sene Vereinigung der südlichen katholi­
schen und der nördlichen calvinistischen 
Niederlande gewaltsam wieder rückgängig, 
was inslj>esondere bei den großdeutsch 
gesinnten Kreisen in Österreich grundsätz­
liches Nachdenken hervorrufen mußte. 
Diese erneute Teilung stellte überdies einen 
erheblichen Einbruch in das Gleichge­
wichtssystem des Wiener Kongresses dar, 
das den Konnex der uneinigen Brüder her­
beigeführt hatte, um das französische 
Übergewicht in diesem Raum auszubalan­
cieren. Deshalb waren die Garantiemächt 
erst ein Jahr später zur Sanktionierung die­
ses Prozesses bereit. 
Der mitteleuropäische, hauptsächlich 
deutsch beherrschte Landgürtel war für die 
Stabilität des europäischen Staatensy­
stems jedoch noch erheblich bedeutsamer, 
so daß die außerdeutschen Großmächte 
territoriale und verfassungsmäßige Ände­
rungen in diesem Raum noch viel weniger 
tolerieren zu können meinten. 1839 wurde 
das Ausgreifen der Niederlande nach Bel­
gien, das die Gewichte wenigstens im 
westlichen Nordseeraum verschoben 
hätte, abgeblockt und der ganze Bereich 
durch Festschreibung der Teilung und Neu­
tralisierung konsolidiert. Dabei erhielt sogar 
der Deutsche Bund durch die Neubildung 
des Großherzogtums Luxemburg vorüber­
gehend - bis 1866/67 - Zuwachs. Dieser 
Gewinn war jedoch sehr bescheiden und 
wurde eben dadurch, daß er minimal war, 
überhaupt nur möglich. Denn schon die 
Aufnahme Schleswigs und Holsteins nach 
dem 1. Deutsch-Dänischen Krieg überstieg 
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die von den Garantiemächten definierte 
europäische Toleranzgrenze und wurde 
daher im Londoner Protokoll1850 rückgän­
gig gemacht. Aus dem gleichen Grunde 
scheiterten die weit ausgreifenden deut­
schen Föderalisierungs- und Mitteleuropa­
pläne des Österreichischen Ministerpräsi­
denten Schwarzenberg 1850/51 auf Druck 
Englands, Frankreichs und Rußlands, weil 
diese eine Neuauflage der habsburgischen 
Hegemoniebestrebungen fürchteten. 
Diese enttäuschenden Erfahrungen intensi­
vierten jedoch keineswegs die möglichen 
innerdeutschen Kontakte und Absprachen, 
sondern verschärften unter der Führung der 
feudalen Oberschichten die preußisch­
österreichische Rivalität kontinuierlich zum 
offenen politischen und militärischen Anta­
gonismus, zumal auch die konfessionellen 
Gegensätze wieder hervortraten (185~-60 
Badischer Kirchenstreit). Innenpolitisch 
wirkte sich diese Entwicklung nach der letz­
Iich an den preußischen Bajonetten 
gescheiterten Revolution von 1848/49 
zuerst als Rückkehr zum Neo-Absolutis-

U Prevß. -he<s.lollrtrein fßl& 
- - - Oevlsc!ler loi!Yerein !831; 

Oie Zol!len l;etleulen dos 
.lollr des Ansc!J/utseJ 

-- f/senbo!Jnlinien bis 791;9 
- 6renze des Oeulsc!Jen Bvmlu 

Entwicklung des Zollvereins und Eisenbahnlinien bis 1848 

mus aus, auf den insbesondere Österreich 
wegen der nationalen Heterogenität seiner 
Bevölkerung wie auf seinen Staatskatholi­
zismus vital angewiesen war. Die Bevölke­
rung der Donaumonarchie war zu 75 Pro­
zent nichtdeutsch, diese überwältigende 
Mehrheit aber in sich stark zersplittert. 

Preußen - ein gesuchter 
Bundesgenosse für die 

europäischen Flügelmächte 
1853 jedoch löst die russische Expanisons­
politik im südlichen Balkanraum und den 
mediterranen Meerengen den Krimkrieg 
aus, der die Aufmerksamkeit der westlichen 
europäischen Großmächte auf diesen 
Raum und auf Rußland als neuen Ruhestö­
rer lenkte. Diese, durch die Aufkündigung 
der bisherigen Solidarität der europäischen 

Flügelmächte durch Rußland, bedingte 
Verlagerung der Konfliktkonstellation und 
ihre Rückwirkungen auf Deutschland 
erwiesen sich als ausschlaggebend für die 
deutsche Geschichte des 19. und 20. Jahr­
hunderts. Dadurch nämlich, daß Preußen 
jetzt die Rolle bewaffneter, zu allen Konflikt­
partnern gleich distanzierter Neutralität 
übernehmen und die deutschen Mittelstaa­
ten in dieser Politik hinter sich bringen 
konnte, legte es den Grundstein zu einem 
neuen, den eigenen Spielraum wesentlich 
erweiternden, europäischen, mächtepoliti­
schen Funktionszusammenhang. Gestützt 
auf sein wachsendes demographisches, 
ökonomisches und damit machtpolitisches 
Potential wächst Preußen zu einem eigen­
ständigen, in bestimmten Situationen von 
allen Seiten gesuchten potentiellen Bun­
desgenossen heran, dessen Gunsten man 
gegebenenfalls sogar durch entspre­
chende Konzessionen zu erringen suchen 
mußte. 
Im Krimkrieg selbst war es Rußland, das 
unmittelbar davon profitierte, daß sich 
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Preußen nicht vorbehaltlos auf die Seite der 
angegriffenen Türkei bzw. Österreichs und 
der westeuropäischen Mächte stellte, die 
alle das Osmanische Reich als Gegenge­
wicht zu Petersburg erhalten sehen wollten. 
Wenig später suchte sich Frankreich Preu­
ßen zu verpflichten. Die Annäherung Öster­
reichs an den Westen während des Krim­
krieges blieb nämlich in Bezug auf das unter 
Napoleon 111. erneut aufstrebende Frank­
reich ohne dauerhafte positive Ergebnisse, 
weil Napoleon ungeachtet dieser Anleh­
nung die anti Österreichische Eingigungsbe­
wegung in Italien unter Cavour unterstützte, 
um Österreich zu schwächen und sich im 
Gegenzug von Italien Nizza und Savoyen 
einhandeln zu können. 

*Dieser Beitrag wird im nächsten Heft fort­
gesetzt. 



Essay 

Der Diskurs 
des Verrats 
Anmerkungen zur Funktion 

eines politischen Kampfbegriffs 

von Thomas Noetzel* 

Verrat ist wohl einer der irisierendsten politi­
schen Begriffe. Assoziationsketten, die sich 
an ihn schließen lassen, sind praktisch 
unendlich und nur eindimensional denken-

de Juristen glauben zu wissen, wovon sie 
reden, wenn sie vom Verrat sprechen. Doch 
die gesetzlichen Regelungen tragen wohl 
am wenigsten zur Erklärung der Verratsfas-

zination bei. Verrat und Verratsvorwurf sind 
nicht auf die staatliche Ebene in ihrerforma­
lisierten und codifizierten Rechtsform be­
grenzbar. Der bedeutende Politikwissen­
schaftler Carl Joachim Friedrich hat ver­
sucht, die gesellschaftlichen Aspekte des 
Loyalitätsbruchs herauszuarbeiten und 
deutlich zu machen, warum gerade sie def"!l 
Verratsbegriff eine besondere Brisanz ver­
leihen. Die von Carl Joachim Friedrich ge­
gebene Definition des Verrats beleuchtet in 
ihrer Einfachheit die sozialen Bezüge, ver­
deutlicht aber auch, wie schwierig auf der 
nicht-juristischen Ebene eine Definition des 
Verrats ist: "Ein Verräter handelt anders, als 
es andere auf der Grundlage der Beziehun­
gen zu ihm erwarten dürften ... ln der Politik 
erleben wir ständig eine Verhaltensweise, 
die darin besteht, daß eine Person anders 
handelt, als eine politische Organisation, ei­
ne Regierung, eine Partei, eine Behörde 
usw. es von ihr erwarten dürften." Hier fällt 
zunächst auf, daß Friedrich nicht auf die 
stigmatisierende Funktion des Verratsvor­
wurfs eingeht. Die sozialen Bezüge des Be­
griffs verweisen sowohl auf die reale Ver­
ratshandlung {ob damit der Bruch mit Nor­
men und Gruppen gemeint ist oder der Ge­
heimnisverrat an eine bzw. das Zusammen­
arbeiten mit einer ausländischen Macht, 
kann zunächst unberücksichtigt bleiben), 
als auch auf seine Eigenschaften ·als 
Kampfbegriff. Weil Friedrich nur auf die Me­
chanik der Verratshandlung schaut, wird 
ihm die spezifische Qualität des öffentlich 
erhobenen Verratsvorwurfes nicht hinrei­
chend deutlich. Die Kategorie der Erwar­
tungstäuschung ist zur Kennzeichnung von 
Verrat zwar notwendig, aber nicht ausrei­
chend. Hinter jedem Verrat steckt eine Er­
wartungsenttäuschung, doch nichtjede Er­
wartungsenttäuschung wird als Verrat be­
griffen und diskutiert. Die Schwäche seines 
Definitionsversuchs ist wohl auch darin be­
gründet, daß auf der Erscheinungsebene 
zwischen einem Alltagsverständnis von 
Verrat und seinen politischen Formen nicht 
unterschieden wird. Diese Differenz zeigt 
sich nach Friedrich erst bei der Untersu­
chung der Funktionen, die die jeweiligen 
Verratshandlungen erfüllen. Für ihn sichert 
der politische Verrat eine systemnotwendi­
ge Flexibilität: " ln gewissem Sinne könnte 
kein politisches System hoffen, sich den 
Veränderungen in seinersozialen Substruk­
tur der Wertmaßstäbe, Interessen und 
Glaubensinhalte anzupassen, wenn einige 
Männer nicht bereit wären, die alte politi­
sche Ordnung der neuentstehenden zu ver­
raten. Der Verrat, d.h. der Hochverrat, wird 
zu einem dynamischen Faktor." (1) Fried­
rich wirft damit aber mehr Fragen auf als er · 
beantworten kann. Daß die Kategorie der 
Dynamisierung des politischen Systems 
fragwürdig ist, mag ein Hinweis auf die rus­
sische Revolution von 1917 verdeutlichen. 
Im Verständnrs von Carl Joachim Friedrich 
waren die Bolschewisten Verräter, sogar 
erfolgreiche Verräter; aber hat sich deshalb 
das zaristische politische System anderen 
subkultureilen Wertmaßstäben und Ver­
hältnissen angepaßt? 
Ähnlich wie bei der Definition des Verrats 
selbst, operiert der Autor auch in der Erklä­
rung des Zusammenhangs von Loyalitäts­
bruch und politischem System mit Katego-
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rien, die wegen ihrer Allgemeinheit fast jede 
analytische Schärfe verloren haben. Daß 
der wichtige Versuch, die Funktionalität des 
Verrats zu beschreiben, mißglückt, liegt 
auch an dem synonymen Gebrauch der Be­
griffe Funktion und Norm: "Alles hängt da­
von ab, welches Maß an Funktionalität sie 
(die Verräter, TN) erreichen können. Wenn 
aus ihren Bemühungen eine bessere ... 
Ordnung hervorgeht, wird man das ent­
sprechend würdigen." (2) Aber nach diesen 
Kriterien kann es eine vom wertenden Be­
trachterstandpunkt unabhängige Funktion 
des Verrats nicht geben (und damit wäre 
der Funktionsbegriff entleert), weil die Fra­
ge nach der Verbesserung der Ordnung al­
lein schon wegen widerstreitender gesell­
schaftlicher und politischer Interessen nicht 
zu beantworten ist. 

Die Funktion der öffentlichen Diskussion 
über den Verrat 

Analytisch fruchtbar scheint es nur zu sein, 
wenn nicht nur nach der Funktion des Ver­
rats, sondern wenn auch nach der Funktion 
der öffentlichen Diskussion über ihn gefragt 
wird. Gerade unter politikwissenschaftli­
chen Fragestellungen nach Machterwerb, 
nach Machtbehauptung und Machtzerfall 
kann die Verratshandlung vom sozialen 
Diskurs (3) über sie nicht getrennt werden. 
Das abweichende politische soziale Han­
deln begründet den Verratsvorwurf wie 
auch das Nichtübereinstimmen mit Rollen 
erwartungen, so weit kann Friedrich zuge­
stimmt werden. ln den gesellschaftlich er­
hobenen Vorwürfen des Loyalitätsbruchs 
stecken Machtansprüche und Herrschafts­
ausübung. Der Verratsvorwurf wird als Dis­
ziplinierungsinstrument und als Gewaltlegi­
timation eingesetzt. Diese Mechanismen 
verlaufen nicht nur von oben nach unten. 
Verrat'ist zu einer Anklage geworden, die 
sich gesellschaftliche Gruppen gegenseitig 
machen können und machen. (4) Sie dient 
zur Entlastung bei Mißerfolgen und Nieder­
lagen; sie macht Wirklichkeit erklär- und be­
greifbar. Wer als Individuum oder Gruppe 
nationale, klassenmäßige, ideologische 
(die Reihe ließe sich verlängern) ldentitäten, 
die ihn bzw. sie eigentlich selbst definieren 
müßten, in Zweifel zieht, steht in der Gefahr, 
als Verräter gebrandmarkt zu werden. 

Die "fünfte Kolonne ... " 

Die Definitionen dieser jeweiligen Dissens­
positionen entwickelten sich analog zu der 
Ausweitung des zunächst in der bürgerlich 
industriellen Gesellschaft angelegten Klas­
senkonflikts auf der Ebene der internationa­
len Politik (durch Entstehung und Konsoli­
dierung der UdSSR). Verstärkt seit 1917 
und fast aussschließlich nach 1945 wird 
Verrat an der ideologischen Trennungslinie 
im Ost-West-Konflikt angesiedelt. Treue­
bruch heißt dann vor allem, den Glauben an 
die Überlegenheit und höhere Moral des ei­
genen Systems aufgeben. Der "Konver­
sionspotenz" (5) von Sozialismus und So­
wjetunion nachzugeben, wird in den kapita-
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Iistischen Ländern zu einem Synonym für 
Verrat. Die immer wieder erhobenen Vor­
würfe gegen Individuen, Gruppen oder Par­
teien, diese seien "die fünfte Kolonne Mos­
kaus", verträten sowjetische Interessen 
etc. sind Ausdruck dieses Verratsverständ­
nisses. Beklagt wird in solchen Anprange­
rungen ja nicht nur die Tätigkeit für die Inter­
essen einer ausländischen Macht, sondern 
der Einsatz für eine von Grund auf anders 
strukturierte Gesellschaftsorganisation. 
Verrat bedeutet danach also nicht mehr nur 
Aufkündung der Loyalität zu Staat und Na­
tion, sondern signalisiert ideologische Ge­
fährdung und Gefährlichkeit. Diese Be­
schreibung gilt klapp-symmetrisch auch für 
das Lager des realen Sozialismus. Aller­
dings ist auf einen wichtigen Unterschied in 
der Verratswahrnehmung hinzuweisen: 
verbindet sich in den liberal-demokrati­
schen Systemen - wie noch gezeigt wer­
den wird - Verratstheorie und Gesell­
schaftskritik, wird hier der Verrat als Teil des 
Gesellschaftssystems begriffen, so ist im 
Ostblock Verrat immer Ausdruck einer indi­
viduellen Abweichung. Stellvertretend kann 
Julian Semjonow zitiert werden, der fest­
stellt, daß" .. . Verrat (auf, T.N.) eine patholo­
gische Denkweise deutet, die dem Normal­
bürger fremd ist . . . Bloß einer mit ange­
knackster Moral kann zum Spion werden ... 
Das (der Verrat, T.N.) widerspricht im Grun­
de unserer Gesellschaft. Einer, der freiwillig 
oder auch nur unter Druck dem entsagt, 
was unser Leben ihm bietet, ist eine Ano­
malie." (6) 
ln diesem Zusammenhang der gesell­
schaftlichen Treuegebote hat Andre Theri­
ve mit seinem Wort von der "unbestimmten 
Form des Molochs Gesellschaft und (sei­
nem, T.N.) launenhaften Zorn" (7) einen 
wichtigen Hinweis auf die Ausweitung mög­
licher Verratshandlungen, die lnflationie­
rung des Verratsvorwurfs und die Artikula­
tion von Verratsängsten geliefert. Therives 
Aussage ist deskriptiv und normativ zu­
gleich. Mit der Feststellung einer zuneh­
menden Vergesellschaftung des Verrats le­
gen Therive und die Autoren, die ihm folgen, 
wie Boveri, West oder Berglar (8) nicht nur 
mehr oder weniger systematische Analysen 
des Verrats vor, sondern greifen selbst in 
diese Verratsprozesse als Ankläger ein. Ihre 
Arbeiten haben auch deshalb eine hohe 
Aussagekraft für die gesellschaftliche Fül­
lung des Verratsbegriffs, weil in ihnen ne­
ben der theoretischen Reflexion auch die 
Stigmatisierungskraft des Verratsvorwurfes 
erkennbar wird. 

Verratstheorie als Gesellschaftstheorie 

Die von den Verratstheoretikern wahrge­
nommene Bedrohung durch die Existenz 
eines gesellschaftlichen, realsozialisti­
schen Gegenmodells führt dazu, daß sich 
bei ihnen Verratstheorie zur Gesellschafts­
theorie auswächst. Nach Boveri gehen mit 
Demokratisierung, Ideologisierung und Sä­
kularisierung Treueverlust und Entfrem­
dung einher. Die Autokatalyse der Schola­
stik und die Aufklärung habe den "gesun­
den Menschenverstand (als, T.N.) Richter 

über alle Fragen" (9) eingesetzt und dem In­
dividuum damit stützende Orientierungeri 
geraubt. Diese rationalismuskritische Argu­
mentation wird an anderer Stelle noch deut­
licher vertreten; sie beleuchtet die im Zu­
sammenhang mit dem Systemkonflikt ent­
wickelten Identitätsängste und Bedro­
hungswahrnehmungen. So seien in der 
heutigen Zivilisation "Abfall und Verrat ge­
radezu alltäglich geworden", entsprächen 
einem "Werte-Chaos", einer sozialen 
Orientierung, die "dem theozentrischen Or­
do des Mittelalters" (1 0) eine Absage erteilt 
habe. Aus dieser potentiell immer verrats-



gefährdeten Gesellschaft könne nur eine 
stärkere Betonung des Staates einen Weg 
weisen. Allein die Rückbesinnung auf einen 
über den gesellschaftlichen Interessen an­
gesiedelten Staat wird als Gegenmittel ge­
gen die festgestellte Verratsepidemie ange­
sehen. Die Kategorie des Verrats, so etwa 
Boveri, müsse "in ihrem ursprünglichen na­
tionalen Sinn wieder Geltung haben." (11) 
An dieser Stelle wird deutlich, daß die Be­
drohung gerade in der pluralistischen Ver­
faßtheit der liberal-bürgerlichen Gesell­
schaften gesehen wird. Die Interessenver­
einheitlichung über den Staat wird als 

Chance begriffen, dem angenommenen 
östlichen monolithischen Block eine westli­
che Entsprechung entgegenzusetzen, die 
verhindert, daß das Individuum der Anzie­
hungskraft des Systemgegners erliegt. Für 
die Schwere der Bedrohungswahrneh­
mung spricht, daß an diese Lösung nicht 
geglaubt wird. Die Wiederbelebung "ar­
chaischer Treueempfindungen" (12) sei 
nicht möglich, der Verrat gehöre inzwi­
schen zu einer "Phänomenologie der Frei­
heit- nämlich (der) menschliche(n) Freiheit, 
bestimmte Positionen in Gedanken, Worten 
und Werken zu ändern und ins Gegenteil zu 
kehren ... " (13) 
Verratstheorien scheinen immer apokalyp­
tische Neigungen zu haben. Die anthropo­
logische Konstante der Anfälligkeit für 
Kurswechsel erhält durch die Möglichkeit 
eines anderen gesellschaftlichen Entwick­
lungsgangs ihre eigentliche Bedrohlichkeit. 
Ist der Mensch in seiner Freiheit auf Halt 
und Institutionen angewiesen, so werden 
ihm diese aber durch die Wertevielfalt und 
die Existenz eines anderen, sich als Gegen­
entwurf verstehenden, Systems entzogen. 
Rationalität und ethische Bindungslosigkeit 
sowie das Fehlen von sozialem Zusammen­
hang gelten in diesem Verständnis als die 
modernen Ursachen des Verrats: "The tre­
achery of these men (vor allem Joyce und 
Fuchs, T.N.) recalled what a nation should 
be: a shelter ... they (die Verräter, T.N.) nee­
ded a nation which was also a hearth, and 
their capacity for suffering made it tragic 
that they had gone out from their own heath 
to suffer among strangers because the in­
tellectual Ieaders of their time had profes­
sed a philosophy which was scarcely more 
than a lapse of memory, and had forgotten, 
among much else, that a hearth gives out 
warmth." (14) ln dieser Verbindung von Ver­
ratstheorie und Gesellschaftskritik drückt 
sich nicht nur die Kampfqualität der Ver­
ratsdiskussionaus (etwa Kritik an angeblich 
desorientierten Intellektuellen), sondern 
hier stößt man auch auf wichtige Muster, 
die die Wahrnehmung von Verrat und Verrä­
tern in der Öffentlichkeit bestimmen. Die 
Absage an Gemeinschaft und an einen 
emotionalen Patriotismus, die beklagte 
Ideologisierung von Staat und Gesellschaft 
prägen danach die Typologie des Verräters. 
Boveri stellt bei ihnen "Enttäuschung, 
Skeptizismus, Zynismus, (eine, T.N.) gewis­
se Gefühlsverrohung" (15) fest. Bereichert 
man diese Aufzählung noch um das Wort 
Gespaltensein, so hat man schon fast die 
Topoi der trivialliterarischen Bearbeitung 
des Verrats zusammen. Verrat gilt als 
krankhafte Abirrung, als "sozial-pathologi­
scher" (16) Prozeß. Im Verräter erscheint 
hier ein Zivilisationstypus, in welchem ge­
sellschaftliche Identitätsdefizite ihren adä­
quaten Ausdruck finden. Bei Boveri, West 
und Berglar ist der Verrat deshalb auch auf 
die bürgerlich-parlamentarischen Systeme 
beschränkt. Im Zusammenhang mit Über­
läufern aus dem Lager des realen Sozialis­
mus gilt der Loyalitätsbruch nicht mehr als 
krankhaft, sondern als "erste Stufe zur 
Selbstbefreiung" (17), als "die sittliche Neu­
geburt" (18), als eine Manifestation des "rei-

ne(n) menschliche(n) Gewissen(s) - ver­
schüttet, vereist, dennoch immer noch le­
bendig - explodier(end) in einer Tat des 
Hochverrats wider den zum System gewor­
denen Menschheitsverrat" (19). Der Ver­
ratsbegriff ist offensichtlich so negativ be­
setzt, daß Verräter immer nur die anderen 
sein können (20). Und selbst wenn, wie 
oben skizziert, der Begriff Hochverrat für 
das eigene Lager reklamiert wird, so be­
steht der eigentliche Verrat, besteht doch 
das eigentliche Verbrechen im "Mensch­
heitsverrat"; so ist der Hochverräter alsö ei­
gentlich gar keiner. 

Verrat als Metier sozialer und intellektu­
eller Führungsschichten 

Diese unterschiedlichen Sicht- und Bewer­
tungsweisen des Verrats treffen sich aller­
dings wieder in ihrem Verständnis von der 
sozialen Funktion des Verräters. ln allen 
bisher zitierten Analysen ist er ein isolierter 
Vorreiter. Führt allerdings die eine Avant­
garde aus einem totalitären System I;Jeraus 
und stiftet neuen humanen Lebenssinn, so 
wird die Vorreiterrolle der westlichen Ab­
trünnigen als Bedrohung wahrgenommen. 
Sie gewinnt noch an Dramatik mit der Fest­
stellung, daß auch Konservative verratsan­
fällig seien. Diese politische Einschätzung 
findet ihre soziologische Unterfütterung. 
Besonders die "bürgerlichen Intellektuel­
len" in ihrer ambivalenten Stellung zwi­
schen sozialistischer Neuordnung und kon­
servativer Beharrung scheinen verratsge­
fährdet zu sein. ln der Rückübertragung des 
zwischenstaatlichen Ost-West-Konflikts 
auf binnengesellschaftliche Strukturen und 
Prozesse wird die neue Verratsqualität be­
tont. Die politische Entwicklung stelle jeden 
Einzelnen vor tiefgreifende Loyalitätsüber­
legungen, und einige seien diesen Zweifeln 
nicht gewachsen. Eine Gesellschaft, die ih­
re Mitglieder unter diesen permanenten 
Entscheidungszwang stelle, habe die Ver­
räter, die sie verdiene (21 ). Betont dabei Bo­
veri - in ihrer ganzen Argumentationsrich- · 
tung der Krankhaftigkeit des Verrats wird 
das deutlich - eher die Opferrolle der (intel­
lektuellen) Verräter, die in keiner emotiona­
len Bindung zum Vaterland mehr leben 
könnten und Heimatverlust traumatisch er­
fahren hätten, so gehen andere in der Kritik 
an Dissidenten weiter. Deutlich tritt hier 
wieder die Verbindung von Verratstheorie 
und Gesellschaftskritik hervor. So gehören 
etwa die linken britischen Intellektuellen 
(von denen einige wie Blunt oder Philby zu 
KGB-Spionen wurden) der dreißiger Jahre 
zu einer "negativist generation" (22); " ... 
they formed an elect class which should be 
allowed to do as they liked .. . The U.S.S.R. 
has posed to the scientists of the world as 
the one country which gives their tribe real 
power." (23) 

Typologien 

Auch in den, in zahlreichen Arbeiten entwik­
kelten, Verrätertypologien werden diese 
impliziten Zurechnungen des Verrats als 
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Metier sozialer und intellektueller Füh­
rungsschichten deutlich. Geld gilt als nie­
derer Verratsgrund, während Spielermen­
talität, Abenteuerlust und Gefahrenkitzel als 
"etwas gehobene Motive" angesehen wer­
den (24). Immer wieder wird Verrat mit 
Machtstreben und dem Ehrgeiz, die Füh­
rungsrolle, wenn auch in pervertierter Form, 
wahrzunehmen, in Zusammenhang ge­
bracht. Der Eindruck, daß der Verrat einen 
Teil seiner Faszination aus dem Loyalitäts­
bruch traditioneller sozialer und politischer 
Oberschichten erhält, drängt sich bei der 
Untersuchung des folgenden Zitats auf: "Es 
macht eben einen gewaltigen Unterschied 
aus, ob sich konservative Adelige, Offiziere, 
hohe Staatsbeamte unter Gewissensqua­
len von allem, was sie über Treue, Loyalität, 
Fahneneid u.s.f. gelernt haben, von einer 
eingefleischten und seit Jahrhunderten ge­
übten prinzipiellen Konsens-Haltung losrei­
ßen müssen, ob sie sich im heftigen inneren 
Widerstreit der Werte zu einer neuen Priori­
tät durchkämpfen müssen - oder ob eine 
derartige Konfliktsituation schon deshalb 
mehr oder weniger entfällt, weil von vorn­
herein keine ethischen oder affektiven Bin­
dungen an das betreffende ,Verratsobjekt' 
(Heraushebung im Original, T.N.) bestan­
den haben." (25) Die Anziehungskraft und 
der Schrecken, der von diesem Verrat aus­
geht wird noch deutlicher, wenn man sich 
die Attributierungen ansieht, mit der diese 
Handlungsweisen der konservativen Adeli­
gen, Offiziere und hohen Staatsbeamten 
versehen werden: schrecklich, tragisch, 
schicksalhaft, schuldhaft, Heroismus bis 
zum Tode. Schon das Pathos signalisiert, 
daß die Verräter, trotz ihres Bruchs mit ge­
sellschaftlicher Zugehörigkeit, in ihrem Ver­
rat Herrschaftliches bewahrt haben. Und 
wenn im gleichen Text festgestellt wird, daß 
"(das) Moment der Lüge, Heimtücke, ... , wie 
man sich auch dreht und wendet, dem Ver­
rat und dem Verräter auf den ersten Blick ei­
nen besonderen Makel aufdrückt", so wird 
hier die Ambivalenz in den sozialen Aspek­
ten des Verratsbegriffs noch einmal deut­
lich. Semantik und Syntax lassen erkennen, 
wie der Autor sich zu einer Verurteilung des 

·Verräters, die ja schließlich vorgenommen 
wird, durchringen muß. Die Kritik am Verrä­
ter und an dem gesellschaftlichen Verfall­
sprozei3, der diesen erst produziert, paart 
sich mit der widerwilligen Bewunderung für 
die auch im Verrat manifestierten Füh­
rungsqualitäten. Zur Bedrohungswahrneh­
mung tritt also die Faszination. Dieser Wi­
derspruch macht den Verräter zum beunru­
higenden, skandalösen und gleichzeitig be­
wunderten Wesen. Simmel verweist in die­
sem Zusammenhang auf die Machtqualität 
der Verratshandlung und verbindet in sei­
nen Ausführungen diesen Herrschafts­
aspekt fast idealtypisch mit dem Pathos 
des Schreckens: "Auch das Geheimnis ist 
getragen von dem Bewußtsein, es verraten 
zu können, und damit die Macht zu Schick­
salswendungen und Überraschungen, zu 
Freuden und Zerstörungen, wenn auch viel­
leicht nur zur Selbstzerstörung in der Hand 
zu haben. Darum umspielt Möglichkeit und 
Versuchung des Verrats das Geheimnis, 
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und mit der äußeren Gefahr des Entdeckt­
werdens verschlingt sich diese innere des 
Sich-Entdeckens, die der Anziehungskraft 
des Abgrunds gleicht." (25a) Verrat in seiner 
gesellschaftlichen Bedeutung impliziert 
Isolation und Avantgarde. Wieweit der Kon­
sens in der Verratsanalyse im Hinblick auf 
diese Aspekte geht, deutet etwa Andre 
Gorz in einer Passage aus "Der Verräter" 
an: "Sie (die Gesellschaft, T.N.) braucht 
Verräter, die sie verfolgen kann, denn sie 
fühlt sich verraten, da die Geschichte ihrem 
Verhalten einen objektiven Sinn verleiht, der 
ihr ihre Absichten raubt, den Sinn dieser 
Absichten aufhebt, um ihn durch einen an­
deren zu ersetzen. Die Verräter sind ganz 
einfach diejenigen, die erkennen, was sie 
nicht sehen will: das Unvermeidliche, dem 
sie rückwärtsgehend zusteuert." (26) 
Verrat und Verräter als Indikatoren eines -
nur unterschiedlich zu bewertenden - ge­
sellschaftlichen Entwicklungsgangs. ln der 
politischen Auseinandersetzung über Ver­
rat und in den immer wieder auftretenden 
Spionage- und Geheimnisbruchskandalen 
geht es neben der jeweil igen Verratshand­
lung auch immer um den Zustand von Staat 
und Gesellschaft. Verratsfälle entzünden 
und in ihnen dokumentieren sich General­
debatten über Inhalt und Form politischer 
Identität und Organisation - hierin liegt ihre 
eigentliche Anziehungskraft und Erklä­
rungsbedürftigkeit 
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Rambomania 
Amerikas Trivialmythen heute: 

Wiedererwachen oder 
Alptraum? 
von Dieter Selzer* 

S eit jüngst "Rambo" Stallone auch in 
bundesdeutschen Kinos mit den 
Vietcong aufgeräumt und damit ein 

Stück Weltgeschichte revidiert hat, ist 
unseren Kritikern und Kritikastern des Tri­
vialen in den Medien der populären Kultur 
aufgefallen, daß das Thema "Horror- und 
Gewaltvideos" ein bißchen wie Schnee von 
gestern anmutet. God's own country hat 
offenbar wieder mal auf neue alte Weise zu 

· sich selbst zurückgefunden, Neopatriotis­
mus, Antikommunismus und Sendungsmy­
thos haben Selbstzweifel, Krisenstimmung 
und Identitätsbrüche abgelöst. America 
goes Rambomaniac und die "moral majo­
rity" inclusive ihres Präsidenten Ronald 
Reagan haben diese neuerliche Entwick­
lung insbesondere im Filmgeschäft flugs 
vereinnahmt, wenn nicht ausgelöst. Die 
Chiffre "flonbomania" klassifiziert als neue 
Wortschöpfung den geschäftsträchtig 
hochgekochten Brei aus politischen Dolch­
stoßlegenden, gezielt geschürten Wieder 
erweckungsbewegungen des american 
spirit, internationalen Spannungen und 
innergesellschaftlichen Traumata, medien­
gerecht aufbereiteten Mythen von Rache, 
Ehre, Stärke und Wille zur Selbstbehaup­
tung in einer Umgebung von Dekadenz, 
Terrorismus (politischer und pathologi­
scher Natur), Amoralität und Gefahr. Die 
dazugehörigen Gegen- und Feindbilder lie­
gen auf der Hand. Das nun nach fast zwan­
zig Jahren wieder neu vermarktete Feind­
bild bildet nur die primitive Spitze einer wie­
deraufbereiteten Müllhalde, die mehr über 
den Zustand der Weltmacht Nr. 1 erzählt, 
als so manche Analyse internationaler 
Spannungen, der Klassenkämpfe oder der 
ökonomischen Entwicklungen zu leisten 
vermag. 
Pauschal betrachtet scheint es, als symbo­
lisierten "Rambo" Stallone und Chuck Nor­
ris, wenn sie den Vietnam-Krieg im Blut fol­
ternder Gelber badend nachträglich gewin­
nen, oder "Rocky" Stallone, wenn er als 
Boxer dem tumb-brutalen russischen 
Champion die Fresse poliert, oder die Nin­
jas, Remos, Matrix und wie sie alle heißen, 
die als Killermaschinen und Ein-Mann­
Armeen ihre Familien, Städte, das Land und 

die freie Weit vom Feind säubern, zualler­
erst jenen militant-antikommunistischen 
Neopatriotismus, den ihr großer Kornmuni­
kater selbst medienträchtig pflegt, wenn er 
über das Böse in der Weit herzieht und 
androht, doch auch einmal ein paar Ram­
bos nach Libyen zu schicken. Die Bilder, die 
für dieses Bild sprechen, sind kaum noch zu 
zählen, nur noch spothaft auszuleuchten: 
Rambo 111 ist schon klar, gesucht wird nur 
noch der Ort des Geschehens - zur Dispo­
sition steht der Nahe Osten; ob er jedoch 
Afghanistan von den Roten befreit oder 
Palästina von den Palästinensern, ist noch 
offen. Chuck Norris wird demnächst in 
"Invasion USA", der das Grundmuster der 
"Roten Flut" mit dem der Ein-Mann-Armee 
vereinigen wird, sowjetische, kubanische 
und DDR- (!!!) Invasoren zurückschlagen. 
Die Fernsehgesellschaft ABC, wegen ihres 
"The Day After" der Einseitigkeit bezichtigt, 
produziert die Serie "America" , in der 
Unterwanderungsängste mit Invasionsbil­
dern und Unterdrückungsphantasien kom­
biniert werden. ln "Teenager-Apocalypse" 
befreit eine kleine Privatarmee von Guerillas 
entführte Studenten. ln neuen Ninja-Filmen 
räumen die wenigen Amerikaner, die die­
sem fernöstlichen Geheimbund an käufli­
chen Killerkünstlern wenigstens in Sachen 
Tötungsfertigkeiten angehören, mit Infiltra­
taren östlicher und inneramerikanischer 
Herkunft auf. Und allein ein Blick auf die · 
Liste mit Video-Neuerscheinungen des 
Action-Genres enthält folgendes Neues 
und jetzt geschäftstüchtig auf Cassette 
wieder verfügbar Gemachtes: ln "Macho 
Trip" gerät ein Vietnam-Veteran nebst 
weiblichem Anhang in die Fänge einer 
gefährlichen Hippie-Gemeinde - es folgt, 
was folgen muß. ln "Crossfire" verhindert 
ein Spezialagent den "Verkauf" eines Phy­
sikprofessors an die Rotchinesen. Im übri­
gen sprechen selbts schon die Titel für sich: 
"Biood Force", "Delta Fox", "Fighting Kil­
ler", "Hell Warriors", "Love Fighters", "Mis­
sion Thunderbolt", "Final Game" ... 
Und auch ein Blick in ein anderes Medium 
der populären Kultur Nordamerikas läßt 
Zeichen der Wandlung entdecken. Nach­
dem in Superhelden-Comics der fünfziger 

und sechziger Jahre mindestens die Hälfte 
der Bösewichter allein von der Physiogno­
mie und der Namensgebung her, inclusive 
der Symbolik von Farbgebung und Gestik, 
der breiten Palette möglicher "Hunnen" 
angehörte, tummelten sich in den folgen­
den anderthalb Jahrzehnten viel eher 
"gewöhnliche" Bösewichter, machtbeses­
sene Geisteskranke und Mutanten. Auf der 
Seite der Helden tauchten auch schon häu­
figer Frauen, Farbige und zwielichtige Figu­
ren auf. Beispielsweise mit der aktuellen 
Wiederveröffentlichung des Magazins 
"Savage Tales", verlegt vom Comic-lmpe­
rium Marvel und einst den vorzeitlichen 
Barbaren/innen vorbehalten und nach 
Abebben der Welle eingestellt, deutet sich 
auch hier der neue Zug an. Martialismus 
und Krieg sind wieder "in"- und das nicht in 
grauer Vorzeit oder in ferner Galaxis, son­
dern hier, gestern und heute. 

Hollywood macht mobil 

Wie "rechtfertigen" die Beschwörer und 
Claqueure dieser neuen alten bösen Gei­
ster ihre Umtriebe? Kalter Krieg wie 
gehabt? Macht Hollywood mobil? Gezielte 
Indoktrination? Tumbe Lust an der Gewalt? 
Oder ist es only business, just for tun? Die 
Fragen determinieren die Antworten, ein 
plattes Nein ist ausgeschlossen. Doch 
gerade weil politische Analyse noch nie so 
einfach zu betreiben schien wie heute, wo 
ganze Kohorten von Möchtegern-Analyti­
kern internationaler Politik meinen, eine illu­
stre Zitatensammlung Reaganscher 
Verbalinjurien genüge inzwischen vollauf, 
die bevorstehende Apokalypse infolge 
imperialistischer Ausflipper zu verifizieren, 
gerade deshalb sollte man sich nicht zu 
schade sein, einen Blick in den Kopf jener 
Amerikaner statt auf ihre Zunge zu werfen. 
Also auch kein klagendes eindeutiges Ja 
auf die Fragen, auf grobe Klötze gehören in 
vielen Fällen keine groben Keile. 
"Unsere Figuren handeln, ohne Schuldge­
fühle zu entwickeln", schreibt Larry Hama, 
Redakteur besagten Comic-Magazins 
"Savage Tales", "wer bittere aufgeblähte 
Auslassungen über das Thema 'Gewalt löst 
keine Probleme' schätzt, der wird 'Savage 
Tales' nicht mögen. Aber Gewalt löst nun 
mal einige Probleme. Gewalt löste das Pro­
blem Hitler, stimmt's?" Und los geht die 
Morderei. ln solchen Geschichtchen und 
Filmchen, die allzuoft in ihrer Machart ihrem 
Gehalt wenig nachstehen, mag sich das 
noch so einfach hinbiegen lassen, denn 
dort kommt unweigerlich das letzte Bild, 
der Vorhang fällt und der supporting cast 
will abgespult werden. Im "real life" geht 
Geschichte leider weiter und so mancher 
hat die Folgen zu tragen. Reflektiert solche 
Weltsicht vielleicht die Neigung - und das 
gilt gewiß nicht nur für die Amis -
Geschichte in Geschichtchen aufzudrö­
seln, den allgegenwärtigen Konflikt mit 
remoralisierter Gewalt so peu a peu zu 
erwürgen und so den jeweils eigenen Frie­
den zu zeugen. Ein bundesdeutscher Fließ­
bandschreiber von Agentenromanen üble­
rer Sorte rotzte einmal die Worte aufs 
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Papier: "Warnung. Gebt endlich Ruhe:· Er 
paßt sicher gut in diese Galerie jenseits des 
großen Teichs, wo Rocky IV in Werbespots 
mit dem Satz "Macht euch bereit für den 
nächsten Weltkrieg" angekündigt wurde 
und Matrix-Schwarzeneggers Killing-Tour 
in "Commando" gar als eben dieser 
bezeichnet wird. Gewiß, daß gerade jetzt 
die "Helden" als Vietnam-Veteranen einge­
führt werden, daß gerade darin ihr Außen­
seiterturn begründet liegt, daß sie dennoch 
- ja, gerade sie - fürs Ausfechten der letz­
ten Schlacht prädestiniert sind, das läßt 
einen genauso schaudern wie der weniger 
in die Stories zart hineinverwobene als pri­
mit iv-brutal hineingeprügelte Antikommu­
nismus. Einer von der Sorte, wie er in C-Pic­
tures der fünfziger Jahre üblich war, nun­
mehr aber garniert mit Akteuren, vor denen 
kein "duck and cover" mehr schützt wie 
damals noch vor der Bombe. Aber 
erschöpft sich die Rambomania in Ronbo­
mania, ist Rambo bloß das Symbol einer 
Nation, die sich mit Hilfe von Geschichts­
klitterung wieder aufrichtet, bloß das Sym­
bol eines patriotisch-martialisch gefärbten 
Wiederaufstiegs einer ökonomisch, poli­
tisch und kulturell angeschlagenen Weit­
macht, deren Selbstbewußtsein sich am 
Zittern des östlichen und globalen Weltpu­
blikums erweist? 

Moralisten und 
Maschinenmenschen 

Vergleicht man den möglicherweise 
Mythos Rambo & Killercompany mit jenen 
amerikanischen Trivialmythen, die diese 
Gesellschaft und ihren Entwicklungsprozeß 
populär verkörpern und verklären, dann läßt 
einen das fast schon eher für diese als vor 
dieser Gesellschaft fürchten. Wo ist da 
noch der Westerner, der die "Zivilisierung" 
der Prärien erst ermöglicht, indem er in Frei­
heit der ihm nachfolgenden Vergesellschaf­
tunf voraneilt, instinktiv und naturwüchsig 
Recht und Ordnung die Bahn ebnet, die 
Kolonisatoren schützt, die Städte befriedet 
und Würgegriffe der feudalen Rinderbarone 
und Bahnbosse lockert, um - letztendlich -
familiengründend an der Gesellschaftswer­
dung teilzuhaben? Wo ist da noch der letzte 
Moralist, der Kämpfer in den Wolkerkratzer-
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schluchten, der, umgeben von Korruption, 
Rauschgift und Verbrechen, sein verregne­
tes Leben als "private eye" fristet, Sysi­
phosarbeit in Sachen "Aufklärung" leistet, 
sich dabei nur von Sumpf zu Sumpf 
schleppt und dennoch seine Integrität nicht 
verliert? Wo ist da noch der aufgeweckte, 
saubere und - wenn auch mal über die 
Stränge schlagende - anständig-clevere 
charming all-american boy, der als Sinnbild 
von Unternehmungsgeist, als Warner, 
Explorer, Schützer oder Aufrüttler den 
"american way of life" erst ermöglicht und 
entwickelt? Nicht mal mit gebrochenen 
Helden der Spätwestern haben die Rambos 
viel gemein. Mit jenen Überbleibseln ver­
gangener Zeiten, denen die Integration in 
die Gesellschaft verstellt war, die ihre Frei­
heit gegen die Gesellschaft verteidigten 
und auf den letzten Höhepunkten ihres 
Lebens, ihre Überlebtheit erkennend, frei 
von Selbstsucht, Rachegelüsten oder 
Machtwünschen in den elegischen Tod gin­
gen. Die "Helden" des neuen Action-Kinos 
sind in den seltensten Fällen mehr als bloße 
Träger von Eigenschaften, sie sind keine 
Vorbilder oder Gegenbilder der Gesell­
schaft: Sie sind Strandgut, sich aufbäu­
mende Außenseiter, käuflich-skrupellose 
Spezialisten und allem und allen mißtrau­
ende Existenzen. Im Action-Kino und sei­
nen Pendants in Comics und Trivialliteratur 
sind Bestandteile von Vorgängergenres 
zusammengeflossen, die allein ohne 
geschäftlichen, ästhetischen und inhaltli­
chen Substanzverlust derartige Wandlun­
gen nicht hätten verkraften können: der 
Polizei- und Gangsterfilm, der Western, das 
Spionagegenre (beispielsweise unabhän­
gig vom Ost-West-Konflikt undenkbar). 
Der Action-Film war in seiner Genese noch 
dicht an einzelnen dieser Genres, Sam Pek­
kinpah etwa hat seine Spätwestern mit 
action-Zuschnitt konsequent aus den tradi­
tionellen Figuren und Mythen entwickelt 
und seine Blutorgien mitgedreht, "um zu 
zeigen, wie es aussieht, wenn einer 
erschossen wird". Heute ist es eher umge­
kehrt. 
Im neueren Action-Genre kommen die 
Cyborgs zum Zuge - Maschinenmen­
schen, die stieren , kämpfen, töten. Man 
kann sie käuflich machen, zu Rächern wer­
den lassen, zu Wahnsinnigen, Verbrechern 
oder auch hehren Helden. Sie werden je 
nach Bedarf in Situationen versetzt, in 
denen jede rationale Konfliktlösung aus­
scheidet; Situationen, in denen sich tradi­
tionelle Grundmuster trivialer Gesell­
schafts- und Politikdarstellung mit Aus­
bruchsphantasien und verzerrter Realitäts­
wahrnehmung paaren. Die Rambos miß­
trauen Politik und Staat zutiefst. Da sind vor 
allem Entscreidungsunfähi.ge, Korrum­
pierte und Blinde am Werk. Uberhaupt fin­
det Politik in diesem Genre "unterhalb" von 
Politik statt, in den Labyrinthen der 
Geheimdienste, special agents, Erpresser, 
Terroristen und Militärs. Autoritäten, außer 
personalen, wird grundsätzlich mißtraut. 
Sie verlassen sich zu leicht auf eingespielte 
Strukturen, neigen zum Konventionellen, 
sind zu berechenbar, fixiert auf ihre Appa­
rate und Ressourcen. Zudem sind sie oft 
genug selbst korrupt, under cover oder 
schlicht schwachköpfig. 

Meuchelnde 
Bigotterie 

Alles Gesellschaftliche wird, läßt es sich 
nicht auf nahezu intime Verhältnisse redu­
zieren oder emotionale Motive, feindlich 
oder wenigstens irrelevant. Die eigene 
schicksalsgeborene Emotion, der Auftrag, 
die spezifische Konfliktlösungsfähigkeit der 
Protagonisten steht über dem Gesetz (das 
ohnehin versagt) , der Menschenwürde (der 
Gegner hat keine), gesellschaftlichen Nor­
men (behindernde Zwänge). Was zählt ist 
Geld, Rache und ein Ehrbegriff, der dem 
Gegner einen solchen nicht mehr zuge­
steht. Werden hier nicht wenigstens eben­
soviel Ängste vor realer Unterdrückung, 
unentrinnbaren Zwängen, gewaltförmiger 
Konkurrenz, mangelnden Partizipations­
möglichkeiten und -hoffnungen oder ratio­
naler Konfliktlösungsfähigkeit deutlich? 
Kapitalismus auf die Spitze getrieben? Dal­
las hoch drei? Im Umkippen zur Barbarei 
begriffen? Fragen, die mindestens so erwä­
genswert sind, wie die vermeintliche Gefahr 
für den Weltfrieden. Fragen, deren Aufar­
beitung auch mehr über die United States 
(und andere) offenbaren, als das bloße Stu­
dium der Verlautbarungen des Pentagon. 
Neben der heuchelnden Bigotterie der 
'moral majority', die dort die Gewalt 
anprangert und sie hier mit moralischen 
Weihen versieht - und das noch schneller, 
als es Rambo Stallone selbst begreifen 
konnte (man sagt, das bedeute nicht viel) -
deutet sich hier eine mögliche Unfähigkeit 
zu gesteuertem innergesellschaftlichem 
Wandel in Nordamerika an, der zu brisant 
ist, als daß sich die Konservativen beruhigt 
zurücklehnen könnten. Im Trivialen spiegelt 
sich gesellschaftliche Wirklichkeit. Unter­
haltung dient nicht primär der Ablenkung, 
sondern einer spezifischen Aufarbeitung. 
Unterhaltung, selbst der Rambomania, haf­
ten gesellschaftskritische Züge an - nur 
keine herrschaftskritischen im normativen 
Sinne. Die Unterhaltungsindustrie mit ihren 
mächtigsten Bastionen in den USA des 
Konservatismus zu bezichtigen wäre 
albern, die Produktionsweise derselben 
und ihr Gegenstand, die Trivialisierung und 
Mythologisierung von Wirklichkeit lassen 
nur in Ausnahmefällen anderes zu. Unter­
haltung ist zuallererst big business. Hier 
werden Gefühle, Ängste und Hoffnungen 
fleißig ausgebeutet und in harte Dollars ver­
wandelt. in einer brutalisierten Gesellschaft 
wie den USA mit ihren spezifischen Frei­
heits- und Vermarktungsvorstellungen glei­
chen die Tabuzonen für die ökonomische 
Ausbeutung von Gewalt, Sex and Crime 
eher Reservaten für Kleinkinder als hierzu­
lande. Nur wird auch diesmal die Frage die 
Gemüter entzweien, ob die "Rambomania" 
Folge oder Voraussetzung gesellschaftli­
cher Entwicklungen ist. Einige Look-alike­
Rambo-Wettbewerbe machen jedenfalls 
noch keine Eingreiftruppe. Die gibt's schon 
längst. 

*Der Verfasser ist Diplomsoziologe aus 
Marburg. 



Das Bundeswehr­
Tagebuch 

(1. Teil) 

von einem, der auszog seinen Wehrdienst 
zu leisten 

Mein Name tut nichts zur Sache, manche 
mögen mich kennen, viele nicht. Auch der 
jeweilige Ort der "Handlung" ist unwichtig, 
austauschbar, zeitabhängig-abstrakt und 
verschwimmt selbst in meinem Gedächt­
nis. Ich mußte mich hier bei der Bundes­
wehr verpflichten, über dienstliche Angele­
genheiten Verschwiegenheit zu bewahren, 
was jedoch nicht ausschließt , daß ich mei­
ne persönlichen Eindrücke, Gedanken und 
Erlebnisse niederschreibe und anderen zu­
gänglich werden lasse. 
-Die ersten Tage sind vorüber und ich hatte 
Zeit für mein Vorhaben, diesen Bericht zu 
schreiben. Es wird wohl generell so ausse­
hen, daß ich nur kurze Gedankengänge und 
Erlebnisse aufnotiere - aus dem Zusam­
menhang. und der Situation gerissen, aber 
deswegen sicherlich nicht uninteressanter. 
- Es ist wohltuend, nach drei Tagen im BW­
Trainingsanzug endlich eingekleidet zu 
werden und zugleich ein widerliches Ge­
fühl , wenn man auf einmal feststellt, daß 
man sich in einer Uniform stark und schön 
und .wohl fühlt. 
- Ich werde als Panzerschütze ausgebildet 
- ich werde also einer von denen sein, die 
direkt töten oder töten soll'n . 
-Eine Reihe Panzer." ... das sind Eure .. . ", 
tönte es irgendwo. Sie stehen direkt vor un­
serem Fenster. Wir können sie sehen, wenn 
wir wollen. Sie sind faszinierend schön und 
schrecklich zugleich, morgens um 5.15 Uhr 
im Nebel ... 
- Heute die "Schutzvorschrift für den Um­
gang mit Waffen" abgeschrieben. Wortlaut: 
"Du sollst niemals im Scherz auf Menschen 
zielen". Ich schrieb ganz gedankenlos "Du 
sollst niemals auf Menschen zielen" - die 
anderen haben lautstark gelacht. Hatte ich 
doch nicht recht? 
-Mußten heute das erste Mal "Panzer Hur­
ra" schreien. 
-Schießlehre: Ziel ist es, dem Feind bei Tag 
und Nacht zuvorzukommen. 
-Ich zähle schon die Tage, aber sie dauern 
zu lange, wenn der Tag um 5.15 Uhr be­
ginnt. Es sind viele Stunden mehr als früher. 
Früher in dieser anderen Weit. 

- Spindordnung: Die Hemden und Unter­
hosen müssen auf Din-A-4-Größe gelegt 
werden. Dazu muß ein Blatt Papier in das 
Hemd eingefügt werden, welches zu spü­
ren sein muß, aber nicht zu sehen sein darf. 
Es gehen Gerüchte um, daß solche Prakti­
ken verboten sind. Es fällt mir nicht leicht, 
frische Hemden aus meinem Spind zu neh­
men. 
- Spruch: Jetzt stehen Sie auf eigenen Fü­
ßen, aber ihre Schuhe gehören uns. 
- Heute in "innerer Führung" fest einge­
schlafen - Gott sei Dank schnarche ich 
nicht. 
- Die ganze Woche habe ich mir ge­
wünscht, nach Hause fahren zu können -
am Samstag Abend war ich endlich da, 
aber doch nicht ganz. Meine Gedanken wa­
ren immer bei der BW. Ich kam gar nicht da­
zu, mich zu entspannen, mich sicher und zu 
Hause zu fühlen, jetzt bin ich wieder hier. 
- Am liebsten würde ich allen meinen 
Freunden aus dem Wege gehen. Ich fühle 
mich in ihrer Gegenwart noch viel schlech­
ter als schon jetzt- mit meinen kurzen Haa­
ren. Ich fühle mich wenig oder doch fast wie 
Samsen - mit meinen langen Haaren habe 
ich auch meine Kraft verloren. Neidisch und 
sehnsüchtig schaue ich auf all die Freaks 
und Langhaarigen - jetzt sind sie mir nicht 
mehr so sympathisch wie früher - ich bin 
keiner mehr von ihnen. All ihre Fragen sind 
mir unangenehm. Sie verleiten mich dazu 
auszuweichen oder Geschichten zu erzäh­
len, die, wären sie nicht wahr, zum Lachen 
wären - natürlich lacht man. Ich werde ih­
nen aus dem Wege gehen. 
- Stiefel putzen, Knöpfe annähen, Revier 
reinigen, Betten bauen, zum Essen geführt 
werden, das Laufen beigebracht bekom­
men .. . werde ich nach 15 Monaten noch in 
der Lage sein zu studieren? Dort erwartet 
mich selbständiges Arbeiten. 
- Ich bin ewig müde. Es ist kalt , aber wir 
dürfen die Ärmel nicht herunterkrempeln 
und der oberste Knopf unserer Hemden 
muß ewig geöffnet bleiben. Gewaschen 
wird sich mit freiem Oberkörper. 
- Zum ersten Mal echt schikaniert worden, 

weil wir zu langsam aufgestanden sind -
minutenlang aufstehen, setzen, aufstehen, 
setzen, aufstehen, setzen in rascher Folge. 
- ... da drückt der Schuh. Das ist hier wört­
lich zu nehmen. Ich habe Blasen bekom­
men. 
- Fahnenflüchtige werden auch in Kriegs­
zeiten nicht an die Wand gestellt und er­
schossen- die Todesstrafe ist laut Grund­
gesetz eindeutig abgeschafft , darauf habe 
ich unseren Hauptmann aufmerksam ge­
macht. Er hat zu Hause nachsehen und mir 
recht geben müssen. Ich weiß nicht , ob ich 
darauf ein wenig stolz sein sollte oder fürch­
ten, die Sympathien dieses Mannes aufs 
Spiel gesetzt zu haben. 
- Was darf wann wo befohlen werden? Im­
mer überall alles - zu dienst lichen Zwecken 
(hämisches Grinsen). 
-Die Zivilisten, das klingt hier immer abfäl­
lig, aber ich schreibe hier für Euch und für 
mich. Es hilft mir ein wenig! 
- Gestern waren wir (ich auch) geschlossen 
mit unserer Stube im Kino: Rambo II - kein 
Kommentar. 
- Heute Maschinenpistole auf Zeit zerlegt 
und zusammengesetzt. Ich benöt igte eine 
Minute zehn Sekunden - Zielzeit 30 Se­
kunden. Später zerlegen wir im Liegen, Ein­
zelteile auf dem Rücken ablegen, damit sie 
nicht schmutzig werden (vielleicht dürfen 
wir später auch einmal Panzer zerlegen, auf 
Zeit, mit ABC-Schutzmaske und Poncho 
und die Einzelteile auf dem Rücken able­
gen). 
- Jetzt hängt ein Rambo-Poster bei uns an 
der Tür- das war nicht meine Idee. 
- GVB-Dienst gehabt: 24 Stunden Dienst 
inclusive drei Stunden Schlaf, eine Stunde 
Freizeit (waschen, duschen, Nickerchen), 
dann normal im Dienst weiter. Bei uns stand 
gleich Sport auf dem Programm - allgemei­
ne Leistungsüberprüfung, 50m-Sprint, 
2000m-Lauf. 
- Ich habe meine Essensmarken ver­
schlampt. Morgen habe ich eine ganze Wo­
che ohne Essensmarken hinter mich ge­
bracht - ich hoffe, daß ich die für den restli­
chen Monat zu Hause irgendwo f inde, denn 
hier sind sie nicht. 
- Spruch: Ohne Ende stillgestanden. 
- Heute das erste Mal im Feld gewesen, mit 
Koppeltragehilfe, ABC-Schutzmaske und 
Zubehör, Spaten, zwei Munipacks, die 
beim Laufen die Hoden quetschen, die UZI 
in der Hand und drückende Schuhe ... muß 
Aufhören: Zapfenstreich. 
- Wir sind zehn Mann auf der Stube und ge­
hen uns langsam auf den Nerv. Es gelingt 
nicht immer, sich zusammenzunehmen 
oder sachlich Kritik zu üben. Dafür fallen öf­
ters sarkast ische Sprüche wie "Dummheit 
muß bestraft werden. Du wirst an die Wand 

· gestellt und erschossen". 
- Heute in " innerer Führung" auf einer Din­
A-4-Seite jedes zweite Kästchen ausge­
malt. 
- Heute nach dem Frühstück Blut und grü­
nen Auswurf gespuckt. Die Nasenschleim­
häute sind ausgetrocknet, die Nase mitt ler­
weile wundgeputzt, alle fünf BW-Taschen­
tücher (50 x 50cm groß) aufgebraucht. 

Dieser Beitrag wird im nächsten Heft fort­
gesetzt. 
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Eine ungewöhnliche 
Ausstellung fand 
im Januar 
im Kölner LZ statt. 
Im Rahmen einer 
Multi-Media­
Präsentation wurde 
die Amsterdamer 
>Spraykunstc-Szene 
vorgestellt. 
Außerdem waren die 
Werke der jungen 
Amsterdamer 
Graffiteure Delta 
Joker und Shoe 
zu sehen. 
Jean Lehnert und 
Michael Kleff 
beschreiben das 
Phänomen >Graffiti<. 

Amsterdam, die verrückte, von 
jeher eigensinnige Hauptstadt 
der Niederlande gilt noch immer 
als die Stadt mit freier Atmo­
sphäre und Dynamik, die so viele 
junge Leute anzieht. Es ist auch 
die Großstadt Amsterdam, die, 
außer einem alten Stadtkern und 
verträumten Gassen, Brücken 
und pittoresken Grachten, mit 
den gleichen Problemen zu 
kämpfen hat wie New York, 
Frankfurt, London oder Berlin, 
und eine Stadt mit einer Jugend, 
die ihren eigenen Lebensstil ent­
wickelt hat. 
Die Discoszene mit ihren Laco­
ste-Shirts, der Status teurer Ni­
ke-Sprinter, lrokesenschnitt, 
Blockheads, Bodywarmer und 
Ghettoblaster mit dröhnenden 
Beat-Box-Rhythmen oder Bre­
ak-Dance: die non-stop Suche 
nach neuen Kicks und Selbstbe­
stätigung. 
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»Sorry­
ifmyArt -- Crime« 
Graffiti aus Amsterdam in einer Ausstellung in Köln 

von Jean Lehnert* und Michael Kleff** 

Eine uralte Form der Selbstdar­
stellung wurde am Höhepunkt 
der Hausbesetzer- und der 
Punkbewegung zu neuem Le­
ben erweckt: GRAFFITI! 

Zu Anfang schlechthin dazu be­
nutzt, um Protesten sichtbaren 
Nachdruck und Ausdruck zu 
verleihen - ästhetische Ansprü­
che kannten die meisten damals 
nicht - entwickelte ·sich die 
"Graffitomanie" im Laufe einiger 
weniger Jahre von "Wand­
schmierereien" in Form von ein­
farbigen Buchstaben, Schlag­
wörtern und Parolen über sprit­
zige Pseudonyme und phanta­
sievolle (Künstler-) Namen (sog. 
"Tags") bis hin zu kreativen Mei­
sterwerken: "Pieces", oft einige 
Meter lang und kopfhoch, mit in­
tensivem Gebrauch greller Far-

ben und perfektionierter Tech­
nik. "Bubble"- oder Blockbuch­
staben mit 3-dimensionalem Ef­
fekt, Außenlinien, Füllungen mit 
Staub- oder Wellenmuster, Ra­
stern, Sternen und Kugeln, 
Glanz- und Schattenlinien, Hin­
tergrundschattierungen und na­
türlich die Unterschrift des 
Künstlers, sein "Tag"; dies alles 
fabriziert in oft nur wenigen 
Stunden von Straßenartisten oh­
ne jegliche Kunstausbildung und 
häufig in ständiger Angst vor der 
Entdeckung ihrer "kriminellen 
Kunst" . 
Auch die neue Generation von 
Graffiteuren aus Amsterdam 
scheint auf den ersten Blick ei­
nem Trend der Veramerikanisie­
runQ zu unterliegen. Obwohl von 
einem gewissen Einfluß aus den 
USA gesprochen werden kann, 

kommt in den Graffiti aus Am­
sterdam jedoch ein besonderer, 
eigenwilliger Stil zum Ausdruck. 
Neue Techniken wurden entwik­
kelt. Die Parallelen mit New 
York, Paris oder London weisen 
eher auf den internationalen 
Charakter des Phänomens Graf­
fiti und die persönlichen Freund­
schaften zwischen den ver­
schiedenen Graffiteuren hin. 
Auch gemeinsame "Roots", wie 
beispielsweise die Anerkennung 
für. Werke bekannter Comic­
zeichner wie Bode und Giraud 
tauchen immer wieder auf. 
Wie bei so vielen Modeerschei­
nungen schien auch Graffiti für 
viele vor allem eine vorüberge­
hende Pubertätsphase zu sein; 
viele Jugendliche gaben in der 
Zwischenzeit auch ihr "Hobby" 
auf, weil es oftmals zu schwer 



mit Schule oder anderen Pflich­
ten zu kombinieren war oder weil 
sie festgenommen, verurteilt 
oder auch von aufgebrachten 
Bürgern -zusammengeschlagen 
wurden. 
Unter den vielen "Schreibern" , 
die mit phantasiereichen Namen 
wie Arson, Sunk, Vampirella 
oder , Zap in der Amsterdamer 
Graffit i-Szene operierten, ver­
folgte eine kleine Gruppe hart­
näckig ihr Ziel, arbeitete an sich 
selbst und eroberte sich den 
Status der Elite; "Kings" mit ihrer 
Faszination für Pseudonyme wie 
Angel, Cat 22, Delta, Joker, 
Jaz, Jezis, Shoe oder Yann. 
Neben diesen "Einzelsprühern" 
gibt es in Amsterdam - wie auch 
in der Graffiti-Stadt New York­
eine ganze Anzahl von verschie­
denartigen "Graffiti-Gruppen" . 
Unzählige Schreiber treten als 
Mitglied der ein oder anderen 
.,festen" oder .,freien Gruppe" 
mit Namen wie Kings go Bomb, 
OTB, lnc., Double Dutch und 
USA auf. Doch nicht nur das Le­
ben in der Illegalität mit all ihren 
Folgen ist den "Straßenartisten" 
bekannt- der Erfolg, die offiziel­
le Anerkennung blieb nicht aus. 
Bereits 1983 erteilte die Stadt 
Amsterdam dem air-brush Vete­
ranen Hugo K-man den Auftrag 
zu einem Graffiti-Projekt. 
Mitte 1985 erlebte die Amster­
damer Graffiti-Szene dann einen 
wahren Boom: unzählige Ge­
schäftsleute ließen ihre Rolläden 
in Graffiti ~Art mit Namen und 
Slogans besprühen, Musiklä­
den, Coffeeshops und Diskothe­
ken entdeckten diese Art der Re­
klame, große Wohnungsbauver­
eine ließen riesige Betonflächen 
u.a. als Vorbeugungsmaßnahme 
gegen Graffiti-Vandalismus de­
korieren, und selbst die Stadt 
sorgte für die nötige Publizität, 
indem sie zwei Wagen der städ­
t ischen Müllabfuhr besprühen 
ließ. 

Aber die "echten" Werke findet 
man nur in U-Bahnstationen, in 
unterirdischen Verbindungswe­
gen und Tunneln, an Häuser­
wänden und Bauzäunen, auf Zü­
gen und Straßenbahnen oder 
Autos, in trostlosen Stadtvierteln 
ebenso wie in Parkanlagen -
und vor allem an immer wieder 
anderen Plätzen in der Innen­
stadt auf den fahrbaren Bauba­
racken der Straßenbaubehörde. 
in gewisser Weise erfüllen diese 
"Keets" in Amsterdam dieselbe 
Funktion wie die "metrocars" der 
New Yorker Graffiti-Szene. 
"AM-Damned" hieß die Ausstel­
lung der Graffiti-Gruppe " United 
States Artists" (USA) in Köln, 
was ausgeschrieben ,.verdamm­
tes Amsterdam" bedeutet. Den 
Kölnern fertigten Delta, Joker 
und Shoe von den ,.USA" ein 
,.piece" zur Ausstellungseröff­
nung im Hinterhof des Liberalen 
Zentrums an . Die Meinungen 
und Urteile über Graffiti mögen 
sehr unterschiedlich sein. Eine 
gewisse künstlerische Qualität 
kann jedoch nicht geleugnet 
werden. Davon konnten sich 
auch die Besucher der LZ-Aus­
stellung überzeugen. Gleichzei­
tig bekam man eine Vorstellung 
davon, was Graffiti in Amster­
dam bedeutet - Momentaufnah­
men von Jugendlichen, die in ei­
ner Großstadt mit ihrer unge­
schulten Kreativität die von ih­
nen erlebte Grauheit ihrer Um­
gebung spontan und mit Phan­
tasie gestalten. Wie sagen die 
Graffiteure: ,.Sorry - if my art = 

crime". 

•Jean Lehnert lebt als Dolmet­
scher und Übersetzer in Amster­
dam. Seit 1981 sammelt er Ma­
terialien zum Thema und hat dar­
über bereits mehrere Beiträge 
veröffentlicht. 
**Michael Kleff ist freier Journa­
list und ständiger Mitarbeiter der 
drucksachen. 

Nachrichten 
vom Zustand 

des 
Cinderella-
Komplexes 

von Vera Konieczka 

Ich habe mich lange geweigert, 
Colette Dowling zu lesen. Ver­
dächtig war, daß mir ihr Buch eine 
selbstbewußte Nicht-Feministin 
schenkte und gerade Männer, 
die mit Feminismus ansonsten 
nicht viel am Hut, geschweige 
denn etwas von ihm auf dem 
Kasten haben, davon schwärm­
ten. Als mir das viele Lob zu lästig 
geworden war und mich die ersten 
Zweifel plagten, ob ich vielleicht 
gerade aus Sturheit die künftige 
feministische Bibel verschlief, 
habe ich mir sie dann vorgenom­
men. Ich muß sagen, ich bin eben­
falls fasziniert: von einem beein­
druckenden Kurzschluß in der 
Argumentation. Denn was nützt 
der schönste Aufruf an Frauen im 
Schlußkapitel, alle Abhängigkei­
ten, die vorher als Krücken 
benutzt worden sind, um sich · 
sicher zu fühlen, aufzugeben, 
also, sich zu befreien, wenn auf 
über zweihundert Seiten zuvor die 
These vertreten wurde, niemand 
weiblichen Geschlechts sei ernst­
haft in der Lage, dem Ciderella­
Komplex zu entrinnen? 
Der Komplex hat es nämlich in 
sich: Existierte er allein in phobi­
scher Form, also grundloser 
Angst, wäre er leicht zu diagnosti­
zieren und entsprechend zu 
behandeln. Er beschriebe die 
Kunst der Frauen, sich von ande­
ren, insbesondere Männern, 
abhängig zu machen über Lei-

stungsangst, Nicht-Nein-Sagen­
Können, Rücksichtslosigkeit 
gegenüber eigenen Bedürfnissen, 
Selbstaufgabe, Karrierefurcht -
dies alles aus uneingestandener 
Angst vor der Unabhängigkeit. 
Das wäre nichts Neues. Andere 
schrieben schon vorher darüber. 
Was so umstürzlerisch neu ist, ist 
die Einführung der Idee einer 
gegenphobischen Phase. ln 
grundsätzlicher Verkennung und 
geschickter Warnung ihrer wah­
ren Befindlichkeit schaffen es 
Frauen nämlich - sogar Rennfah­
rerinnen, Schauspielerinnen oder 
Prostituierte zu werden und ihr 
ganzes Leben ohne schlechtes 
Gewissen zu arbeiten. Männer 
nehmen in ihrem Leben nicht die 
traditionellen kleidsamen Plan­
stellen ein und die erwähnten treu­
losen weiblichen Geschöpfe gön­
nen sich und den Männern nicht 
einmal die Zeit, zu bedauern, was 
ihnen hierdurch an Liebe und 
Glück verlorengeht Kollektiv 
betrieben, bedeutete dies fraglos 
das Ende von Romantik und jeder 
Krokodilsträne. Davor freilich 
möchte uns Colette Dowling 
bewahren. Ob es gelingt, ist aller­
dings zweifelhaft, denn sie hat 
vergessen, mitzuteilen, wo nun 
der Unterschied zwischen lebens­
lang verkannter Gegenphobie und 
tatsächlicher Selbstbestimmung 
liegt. Böswillig kann man natürlich 
unterstellen, sie unterließ bewußt, 

47 



I 

Grenzen zu ziehen, um weltweit 
grassierenden weiblichen Anfäl­
ligkeiten für den Feminismus vor­
zubeugen, oder, sollte es dafür zu 
spät sein, ihn wenigstens auf 
Sparflamme zu halten. 
Dies ist ein harter Verdacht. Um 
ihn weicher zu machen, bin ich mit 
mir ins Gericht gegangen und 
siehe da, ich entpuppte mich als 
Cinderella übelster Sorte, ich mag 
keine Konflikte, ich mag keine 
Probleme und am unangenehm­
sten bin ich mir selber als 
Bestandteil eines Problems. 
Hausarbeit bestreike ich nach 
besten Kräften, habe wenig Ambi­
tionen, mich oder andere damit zu 
verwöhnen und keine Ausrede ist 
mir schlecht genug, mich an ihr 
vorbeizumogeln. Wer legt eigent­
lich nicht gerne die Beine hoch 
und wartet, daß ihm die gebrate­
nen Tauben in den Mund fliegen? 
Ich bin wenig wählerisch, wenn es 
darum geht, meine Faulheit 
durchzusetzen. Tritt kein Mann 
auf den Plan, auch keine Frau, um 
mir die leidige Hausarbeit wenig­
tens teilweise abzunehmen, war­
tete ich auch geduldig auf Hein­
zelmännchen, wäre ich sicher, 
mindestens einmal in der 
Geschichte hätte sich das Warten 
gelohnt. 
Früher gab es die Vorstellung des 
Paradieses als Ort der Bequem­
lichkeit für beide Geschlechter, 
ein Ort von Konfliktlosigkeit, Über­
fluß und Freiheit von Herrschaft 
als Wunschvorstellung für Männer 
und Frauen, männliche und weib­
liche Cinderellas, man könnte 
auch sagen: Cinderellas und Mär-

. chenprinzen. Denn Märchenprin­
zen sind zweifellos das Gegen­
stück. , Sie werden bequem, 
sobald sie die Frau ihres Lebens 
gefunden haben. Schlagartig ver­
lassen sie Kräfte und Fertigkeiten, 
auf die sie sich früher bei der 
Regelung ihrer Alltagsweit verlas­
sen konnten: die Kraft, einen Mül­
leimer zu tragen, Staub zu putzen 
oder Wäsche zu waschen. 
Natürlich gibt es auch hier Aus­
nahmen: Männer, die mehr oder 
weniger geschickt ihre Märchen­
prinzenallüren verdrängen, die 
besonders geschickt vorgehen 
und trotz vorhandener Frau (!) 
Hausarbeit verrichten. Wahr­
scheinlich verzichten sie auf viel 
Liebe und Glück in ihrem Leben. 
Vorsicht, Frauen! Vorsicht, Män­
ner! Phobien und Gegenphobien 
gehen um! Wer gerade nicht die 
phobische Phase des 
geschlechtsspezifisch ausge-
prägten Komplexes durchläuft, 
befindet sich mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit in 
der gegenphobischen. An den 
Komplexen kommt keiner vorbei, 
sich vor ihnen zu drücken, ist hoff­
nungslos. Noch Zweifel vorhan­
den? 
Bitte Colette Dowling lesen! 
Colette Dowling: Der Cinderella 
Komplex. Die heimliche Angst der 
Frauen vor der Unabhängigkeit. 
Fischer Tb, Nr. 3068, DM 9,80. 
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Neukombination 
genetischen 
Materials im 
Reagenzglas 
Über Bio- und Gentechnologie sprach für die ld 
Michael Siebel mit Dr. Rainer Hohlfeld, Molekularbiologe 

ld: Herr Hohlfeld, Watson, der 
Entdecker der DNS-Struktur hat 
1974 behauptet, daß es noch 25 
Jahre dauern wird, bis Genchi­
rurgie möglich sein wird. Aller­
dings haben die Berichte der 
letzten Jahre gezeigt, daß 
Erfolge viel schneller erreicht 
wurden. Wie weit sind eigentlich 
Biotechnologie und Gentechno­
logie zum momentanen Zeit­
punkt entwickelt? 
Hohlfeld: Die Prognose von 
Watson war nicht ganz zutref­
fend. Er müßte es auch selbst 
wissen , daß 1974 die wichtig­
sten Instrumente zur Genchirur­
gie schon so weit entwickelt 
waren, daß man Gene von ver­
schiedenen Organismen mitein­
ander zu rekombinieren begann. 
Das ist das Verfahren der Gen­
technologie: die Neukombina­
tion von genetischem Material 
über Artgrenzen hinweg im Rea­
genzglas. Das Verfahren ist 
heute so weit entwickelt, daß 
man Mäusegene mit Bakterien­
genen koppeln kann, z.B. durch 
das Einschleusen des Gens für 
das menschliche Wachstums­
hormon, Produkte herstellen 
können, die bisher nur in Säuge­
tierzellen produziert werden 
konnten. Man kann also über 
Artgrenzen hinweg genetisches 
Material rekombinieren und man 
kann heute sogar, und das ist die 

Ära der sogenannten syntheti­
schen Biologie, bestimmte Gene 
maßschneidern, indem man sich 
bestimmte Proteine überlegt 
und von der Proteinsequenz 
zurückübersetzt auf das Gen. 
Dieses Gen kann dann in 
bestimmten automatischen 
Apparaturen synthetisiert und 
dann in Organismen eingebaut 
werden. Dies sind die wesentli­
chen Voraussetzungen für die 
Genchirurgie, wo Genchirurgen 
heute das machen, was die 
Natur noch nie gemacht. 
ld: Bei der Bewertung gentech­
nologischer Forschung und Ent­
wicklung wird immer wieder auf 
die Ambivalenz wissenschaftli­
cher Erkenntnis verwiesen und 
somit auch fast jedes Experi­
ment gerechtfertigt. Wie schät­
zen Sie den Nutzen und den 
Schaden von Biotechnologie 
ein? 
Hohlfeld: Es gibt sicherlich 
einige Projekte im Bereich der 
biotechnologischen Forschung, 
die jetzt durch die Anwendung 
gentechnologischer Verfahren 
angereichert und zum Teil revo­
lutioniert werden, wie die Pro­
duktion von bestimmten Medi­
kamenten; ich erinnere da an 
den Faktor VIII, der den Blutern 
fehlt, der jetzt billiger und sicher 
auch steriler produziert werden 
kann. Es gibt jedoch eine andere 

Tendenz in dieser Forschung. Es 
ist ja ein Laborwissen, was dort 
produziert wird und es sind La­
bortechniken, die, z.B. beim Ein­
satz in komplexe Krankheitsver­
läufe, die komplexe Geschichte 
der Krankheit nicht berücksichti­
gen. Es liegt in der Logik der Bio­
technologie und -medizin, daß 
diese außerhalb des Labors lie­
gende Faktoren überhaupt nicht 
berücksichtigt, ja, daß sie aus­
geblendet werden. Von daher 
bin ich der Meinung, daß diese 
Biotechniken im weitesten Sinne 
nicht ambivalent sind, sondern 
durch diese Ausblendung und 
die Beherrschung von Natur 
durch Technik schon einen Herr­
schaftsaspekt in sich bergen, 
der sie nicht in ihren Resultaten 
ambivalent macht, sondern der 
den Fortschritt, der mit solchen 
Technologien verbunden ist, 
selbst ambivalent werden läßt. 
ld: Biotechnologie ist also viel­
mehr eine Technik als eine Wis­
senschaft und liegt von daher 
starker im gesellschaftlichen 
Spannungsfeld? 
Hohlfeld: Ja, noch stärker im 
gesellschaftlichen Spannungs­
feld, weil da jetzt nicht mehr die 
"Frage an die Natur" vorliegt, 
sondern die Konstrukteure sich 
die Ziele vorgeben. Sie machen 
Produkte, Artefakte, die nichts 
mehr mit Naturerklärung zu tun 
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haben, sondern ganz in die tech­
nologische und ökonomische 
Entwicklung unserer Gesell­
schaft eingebettet sind. 
ld: Mit den Methoden der Bio­
technologie greift der Mensch in 
das Zentrum des Lebens, den 
Zellkern, ein. Schon einmal 
führte der Eingriff in einen Kern, 
den Atomkern, nicht nur zum 
Nutzen der Menschheit. Sehen 
Sie Parallelen, auch in den Aus­
wirkungen auf demokratische 
Gesellschaftsstrukturen, oder 
auch bezüglich der Rückholbar­
keit, zwischen Kerntechnologie 
und Biotechnologie? 
Hohlfeld: Zunächst finde ich 
diese Analogie ein bißchen platt. 
Sie stellt sich ja nur über den 
gleichen Wortlaut "Kern" her. 
Von den Inhalten ist ein Ver­
gleich nicht so zu ziehen, eher 
von der technologischen Dyna­
mik, die in beiden Bereichen drin 
ist. Man sieht in der Kerntechno­
logie, daß man, von einer prinzi­
piellen Erkenntnis in der Grund­
lagenforschung ausgehend, 
über verschiedene Entwick­
lungsschritte zu einer großtech­
nischen Anwendung kam. Etwas 
entsprechendes wiederholt sich 
jetzt nicht in der Physik, sondern 
im Bereich der großtechnischen 
Nutzung, der Industrialisierung, 
von lebenden Organismen, die 
von der Biotechnologie ja jetzt 
auch konstruiert werden und 
bestimmte Konsequenzen 
sicherlich auch für die weitere · 
technologische Entwicklung 
haben. Denn wenn einmal diese 
chemischen Konzerne, dieser 
Komplex aus Wissenschaft, For­
schungspolitik und pharmazeu­
tischer Industrie sich solcher 
Entwicklungen im großtechni~ 
sehen Maßstab angenommen 
haben, erzeugen diese ein sol­
che Dynamik, daß andere gesell­
schaftliche Entwicklungen sich 
kaum noch entfalten können. 
/d: Immer wieder werden Erwar­
tungen geweckt, was alles 
zum Nutzen der Menschen 
machbar ist. Als aber Insulin bio­
technologisch hergestellt 
wurde, lag der Marktpreis nicht 
unter dem des aus Schweinen 
und Rindern extrahierten. Zeigt 
dies nicht deutlich, daß hier 

Marktmechanismen greifen, die 
auf Profitmaximierung angelegt 
sind? 
Hohlfeld: Es ist sicher richtig, 
und das wird von den Managern 
der kleinen Genfirmen auch 
zugegeben, daß ein wesentli­
ches Motiv für die Nutzung der 
Gentechnologie das ökonomi­
sche ist. Man muß modernisie­
ren, man muß wissenschaftliche 
Innovation in die Betriebe ein­
führen, um entweder den kon­
kurrierenden Firmen überlegen 
zu sein oder zumindest mit ihnen 
gleichzuziehen. Wenn die Japa­
ner oder die Amerikaner es 
machen, dann müssen alle Fir­
men in der Weit es auch 

machen, einfach schlicht um 
keine Marktanteile zu verlieren. 
Insofern ist ein Motiv, warum 
Gentechnologie in diesem 
Umfang geplant wird, warum 
gesagt wird, sie sei die 
Zukunftstechnologie, das, daß 
man dem konkurrierenden Kapi­
tal nicht unterlegen sein darf. 
Deshalb muß man jede techni­
sche Innovation, die von der 
Wissenschaft geboten wird, 
auch nutzen. ln diesem Sinne ist 
die Gentechnologie, die kaum 
neue Gebrauchswerte schafft, 
aber die Verfahren rentabler 
macht, die ressourcensparen­
der, energiesparender, vielleicht 
auch umweltschonender ist. 
Aber das Hauptmotiv ist ganz 
klar ein ökonomisches. Die Gen­
technologie bringt aber nicht nur 
im Bereich der Produktion neuer 
Medikamente neue Verfahren für 
alte Produkte, sondern es gibt 
auch eine neue Produktionspa­
lette, vor allem im Bereich der 
körpereigenen Wirkstoffe, z.B. 
die Regulationsstoffe, die im 
Blut vorkommen, die sogenann­
ten Interferone oder Wach­
stumsstoffe, wie die lnterleukine 
oder Regulationsstoffe des zen­
tralen Nervensystems, wie die 
Neuropeptide. Das sind Pro­
duktklassen, die jetzt neu 
erschlossen werden, die ganz 
subtil in hochkomplexe Körper­
vorgänge eingreifen. Ich fürchte, 
daß die feinen Regulationsme­
chanismen im Körper noch nicht 
genug erforscht sind, so daß mir 

eine Anwendung verfrüht 
erscheint. 
ld: Ein brisantes Thema der ge­
netischen Diagnostik ist die 
Möglichkeit, Genkarten von 
Menschen zu erstellen und 
anhand dieser Informationen 
über deren Eignung für einen 
Arbeitsplatz zu entscheiden. 
Meines Wissens nach wird dies 
schon in den USA praktiziert. 
Wie stehen Sie dazu? 
Hohlfeld: Es hat sich gezeigt, 
daß die Erwartungen, die mit 
dem Screening der Sichelzella­
nämie in Amerika verbunden 
waren, wissenschaftlich nicht 
haltbar waren. Die US-Armee ist 
davon abgekommen. Auch viele 
amerikanische Firmen betreiben 
ein solches Sreening zur Zeit 
nicht, auch deshalb, weil die bis­
herigen Tests noch nicht ausge­
reift genug waren. Aber es wird 
vermutet, daß etwa 60 Firmen in 
den Startlöchern sitzen, wenn 
jetzt mit Hilfe der Gentechnolo­
gie und weiterer biochemischer 
Verfahren die Diagnosemöglich­
keiten verbessert werden und 
wissenschaftliche so seriös 
sind, daß der Einsatz sich lohnt. 
Es gibt verschiedene Möglich­
keiten, aufgrund solcher Verfah­
ren Dispositionen für die Anfäl­
ligkeiten gegenüber bestimmten 
Belastungen am Arbeitsplatz zu 
testen, so z.B. die Anfälligkeit 
gegenüber Rauch und Smog 
oder die Anfälligkeit gegenüber 
bestimmten zyklischen Kohlen­
wasserstoffen. Es wird in diesem 
Zusammenhang auch von den 

"erblich bedingten Berufskrank­
heiten" gesprochen. Ich halte 
das für eine fatale Begriffsbil­
dung, denn im Grunde genom­
men handelt es sich hier um ver­
schiedene Sensiblitäten gegen­
über Giften. Wir haben das in 
unserer Arbeitsgruppe diskutiert 
und vertreten einhellig die Mei­
nung, daß solche Tests, mit 
denen bestimmte Empfindlich­
keiten gegenüber bestimmten 
Belastungen oder bestimmte 
Krankheitsdispositionen von 
Arbeitnehmern festgestellt wer­
den, nicht dazu führen, daß der 
Arbeitsplatz verbessert wird, 
sondern daß das Risiko weiter-

hin auf den Arbeitnehmer abge­
schoben wird, er im Grunde 
genommen für seine Giftemp­
findlichkeit auch noch verant­
wortlich gemacht wird und die 
Kosten dafür zu tragen hat. ln 
unserer Arbeitgruppe sind wir 
eigentlich sehr entschieden zu 
der Konsequenz gekommen, 
daß wir etwas Positives an der 
genetischen Diagnostik im 
Bereich der genetisrhen Ana­
lyse von Arbeitnehmern im Hin­
blick auf bestimmte Dispositio­
nen, nicht finden konnten. 
ld: Eher im Bereich der science 
fiction sind wohl Chancen einzu­
ordnen, Menschen zu klonen. 
Muß, sollte so etwas einmal 
möglich sein, da nicht einfach 
ein gesetzlicher Hebel vorge­
schoben werden, der "verbrau­
chende Experimente mit 
menschlichen Embryos" verbie­
tet und somit die Grundlage für 
eine Keimbahntherapie ent­
zieht? 
Hohlfeld: ·Es handelt sich im 
Grunde genommen um zwei 
Fragen: Die Frage des Klonens 
ist sicherlich eiri Eingriff in die 
Keimbahn, aber hier werden 
nicht einzelne Gene ausge­
tauscht, sondern ganze Zell­
kerne, es ist eine zellbiologisehe 
Technik, die noch nicht so weit 
entwickelt ist. Es wurde von 
einem Schweizer Forscher, Karl 
lllmensee, behauptet, daß ihm 
der Kerntransfer bei Mäusen 
gelungen sei. Die Protokolle die­
ser Forschung wurden ange­
zweifelt und es gibt ein gute Evi­
denz dafür, daß diese Ergeb­
nisse "getürkt" waren. Man kann 
zur Zeit nicht sagen, daß das 
Klonen von Säugetieren möglich 
ist. Wohl aber gibt es eine 
andere Art des Klonens, die 
heute in der Veterinärmedizin 
angewandt wird, indem man 
Embryonen in einem sehr frühen 
Stadium teilt, die Zellen nach­
wachsen läßt und diese Rea­
genzglasembryonen dann in 
Ammenmütter transferiert. Man 
kann so künstlich Achtlinge in 
der Rinder- oder Schafzucht 
herstellen. Diese Form des Klo­
nens funktioniert. Über Versu­
che, Menschen zu klonen, sind 
keine Experimente bekannt 
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geworden und es ist wohl auch 
einhellige Meinung der For­
-schungspolitiker und der Wis­
senschaftler, daß solche Versu­
che zu unterbleiben haben. 
Umstritten sind jedoch andere 
Experimente mit menschlichen 
Embryonen. Diese fallen an bei 
der Reagenzglasbefruchtung in 
der Reproduktionsmedizin. Es 
gibt in England einen Streit dar­
über, ob mit solchen Embryonen 
experimentiert werden darf. Es 
werden verschiedene Projekte 
angegeben, so das Projekt der 
verbesserten künstlichen 
Befruchtung im Reagenzglas 
oder auch Studien über die frü­
hen Stadien der menschlichen 
Embryonalentwicklung. Ich bin 
eigentlich strikt gegen solche 
Experimente; denn erstens kann 
das Studium der menschlichen 
Embryonalentwicklung auch in 
Tiersystemen oder Zellsystemen 
vorangetrieben werden; zum 
anderen glaube ich, daß hier 
eine Schallmauer durchbrachen 
wird, wenn es zulässig wird, mit 
dem menschlichen Leben zu 
experimentieren. Hier heiligt der 
Zweck die Mittel: was eigentlich 
therapiert werden soll, nämlich 

Sachinformation nach bestimm­
ten Kriterien zusammenzutra­
gen, die dann Grundlage ist für 
eine wertende Entscheidung 
oder Empfehlung. Es handelt 
sich dabei um ein Projekt der 
Technologiebewertung. Für den 
Bereich der Gentechnologie 
haben wir versucht, Kriterien zu 
erarbeiten, um eine möglichst 
vollständige Erhebung der Aus­
wirkungen und der Ziele der 
Gentechnologie zu erreichen. So 
z.B. fragen wir nach den 
betriebswirtschaftliehen und 
volkswirtschaftlichen Kosten 
der Gentechnologie. Wir fragen 
nach den ökologischen Konse­
quenzen, stellen die Frage, wel­
che sozialpolitischen Konse­
quenzen zu erwarten sind. Auch 
wird untersucht, welchen Einfluß 
die Gentechnik in der Pflanzen­
züchtung auf unser Naturver­
ständnis hat. Das sind schwie­
rige Fragen, wir stehen da am 
Anfang, glauben aber, daß wir 
mit einer solchen Systematik 
vollständiger als bisher in der 
politischen Diskussion um die 
Gentechnologie die verschie­
densten Aspekte erfassen. Es 
geht darum, daß man nicht nur 

Die ,Schallmauer' ist die Zulässigkeif des Experimentierens mit 
menschlichem Leben. 

der Mensch, wird hier in den 
Dienst des Fortschritts gestellt. 
ld: Herr Hohlfeld, Sie sind Mitar­
beiter des wissenschaftlichen 
Stabs der vor einem Jahr 
gegründeten Enquete-Kommis_. 
sion des deutschen Bundesta­
ges "Chancen und Risiken der 
Gentechnologie". Offenbar wer­
den politische Bewertungskrite­
rien benötigt und sind solche 
Kriterien zu erwarten? 
Hohlfeld: Bestimmte Bewertun­
gen kann ich natürlich nicht vor­
wegnehmen. Das ist Sache der 
Mitglieder der Kommission. Eine 
solche Bewertung wird allerVor­
aussieht nach im nächsten Jahr 
vorgenommen. Unsere Aufgabe 
ist es, erstmal eine bestimmte 
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die Auswirkungen sachlich 
erfassen will, sondern auch die 
verschiedenen Einstellungen 
verschiedener Gruppen, die 
unterschiedliche Positionen 
gegenüber diesen Techniken 
haben. Instrument der Erfas­
sung der unterschiedlichen 
Positionen sind Anhörungen von 
Sachverständigen aus einzelnen 
Anwendungsbereichen der 
Gentechnologie, z.B. im Bereich 
der Umwelt, im Bereich der Pro­
duktion von Medikamenten, im 
Bereich der genetischen Dia­
gnostik, im Bereich neuer Pro­
duktionsverfahren in der Syn­
these von Feinchemikalien, die 
uns dort kompetent Auskunft 
geben können. 

Altred 
Herrhausen 
oder 
Helmut 
Kohl? 
von Wolfgang Froese 

"Ich liebe diese Bundesrepublik 
über alle Maßen, ich bin stolz auf 
das, was hier nach 1945 gesche­
hen ist." Es ist nicht Helmut Kohl, 
der hier seinen patriotischen Ge­
fühlen freien Lauf läßt; der Mann, 
von dem dieser Satz stammt, ist 
weitaus mächtiger als der Kanz­
ler; es ist Altred Herrhausen, ei­
ner der beiden Vorstandsspre­
cher der Deutschen Bank und 
laut "Wirtschaftswoche" der 
"mächtigste Mann der Repu­
blik". 

Die Liebeserklärung an die west­
deutsche Nachkriegsordnung 
verwundert nicht angesichts der 
unbegrenzten Möglichkeiten, 
die dieses Gesellschaftssystem 
einem Institut wie der Deutschen 
Bank eröffnet. Mit einer Summe 
von 234,1 Milliarden Mark 
(Stichtag 31.1 0.85) kommt das 
Konzerngeschäftsvolumen der 
Bank der Höhe des Bundes­
haushalts · ziemlich nahe. Das 

Dutzend Vorstandsmitglieder 
der Deutschen Bank"sitzt in rund 
150 Aufsichtsräten deutscher ln­
dustrieunternehmen, gemein­
sam mit der Dresdner und der 
Commerzbank kontrolliert die 
Deutsche Bank mit Hilfe des De­
potstimmrechts die Hauptver­
sammlungen sämtlicher Publi­
kumsgesellschaften, und das 
sind fast alle großen deutschen 
Konzerne. Die Perle der deut­
schen Industrie, das im vergan­
genen Jahr durch die Übernah­
me von AEG, MTU und Dornier 
stark erweiterte Imperium der 
Daimler-Benz AG, kontrolliert 
die Deutsche Bank als bedeu­
tendster Großaktionär allein. Ihr 
Kreditausschuß stellt, wie die taz 
im Kern richtig bemerkt, "im 
Zweimonatsrhythmus die Wei­
chen für das Auf und Ab in der 
deutschen Industrie und tut fak­
tisch das, was unter zentraler ln­
vestitionslenkung verstanden 
wird." 



pflege ist maßstabsetzend. Hel­
mut Kohl wird von Herrhausen 
höchstpersönlich beraten. Ein­
bis zweimal im Monat sieht der 
Kanzler den Vorstandssprecher, 
um seine Meinung zu bestimm­
ten Themen zu erfragen. Kohl, 
der Herrhausen zwischen den 
Treffen des öfteren anruft, ist in 
dieser Hinsicht ganz Enkel Ade­
nauers, in dessen Beraterkreis 
Herrhausens Amtsvorgänger 
Hermann Josef Abs die ent­
scheidende Stimme hatte. Die 
geistige Zuarbeit ist nicht auf 
Kanzler der Union beschränkt. 
Auch SPD-Mann Helmut 
Schmidt hat die Vorstandsspre­
cher regelmäßig konsultiert. 

Finanzkonzern Kontinentaleuro­
pas auf. 
US-amerikanische Pläne, die 
Deutsche Bank wegen ihrer Rol­
le im faschistischen Deutsch­
land aufzulösen und ihre Vor­
standsmitglieder, Abs zu mal, als 
Kriegsverbrecher vor Gericht zu 
stellen, wurden schnell fallenge­
lassen. Die Bank und ihre Füh­
rungskräfte wurden für den Wie­
deraufbau des kapitalistischen 
Systems und die Abwehr der 
"Roten Gefahr" benötigt. 

Deutsche-Bank-Chefs Christians, Herrhausen 

Das einträchtige Zusammenwir­
ken der Deutschen Bank mit den 
Spitzen der Politik hat Tradition 
und reicht bis weit ins Kaiser­
reich zurück. Bereits 1899 wurde 
die Bank in zeitgenössischen 
Presseberichten als das "mäch­
tigste Institut Deutschlands" be­
zeichnet. Als Hauptfinanzier und 
Setreiber des Bagdadbahn-Un­
ternehmens schuf die Deutsche 
Bank in enger Abstimmung mit 
dem damaligen Auswärtigen 
Amt die Grundlagen für die an­
gestrebte ökonomische und po­
litische Durchdringung des Os­
manischen Reiches durch das 
Wilhelminische Deutschland. 
Während des Dritten Reiches 
versorgte die Deutsche Bank die 
faschistische Regierung mit den 
nötigen Mitteln zur Wiederaufrü­
stung und diente, als genug ge­
rüstet war, im Krieg als institutio­
nelle Speerspitze bei der wirt­
schaftlichen Ausbeutung der an­
nektierten und okkupierten Län­
der Europas. Das Geschäft lohn­
te: Die Bank stieg zum größten 

Heute kommt gegen das von 
Abs zielstrebig aufgebaute Im­
perium der Deutschen Bank nie­
mand mehr an, am wenigsten 
die "freie Marktwirtschaft", die 
die Deutsche Bank in ihren An­
zeigen preist. Der "ausgeprägte 
Gigantismus" (Rheinischer Mer­
kur) der Großbank erbittert 
schon mal die Mitkapitalisten 
und ihre propagandistischen 
Sprachrohre. Mit Blick auf den 
neugewonnen Einfluß der Deut­
schen Bank auf den Axei-Sprin­
ger-Verlag schrieb Jürgen Eick 
vergangenes Jahr in der FAZ, 
daß die" Riesenkonzerne in einer 
Weise in politische Kategorien 
hinein(wachsen), die kein wirk­
lich Liberaler, dem es mit der Ge­
waltenteilung - auch zwischen 
Politik und Wirtschaft - ernst ist, 
gut heißen kann. " 

Nebenbei kümmert sich die 
Deutsche Bank auch noch um 
den politischen Überbau. in ei­
nem Gespräch mit der ZEIT be­
mängelte Herrhausen nach dem 
Wahlsieg Raus in Nordrhein­
Westfalen noch, daß es der Ban­
ner Regierung nicht gelungen 
sei, "in der Bevölkerung das Maß 
an Geduld zu mobilisieren, daß 
bei einer in erster Linie angebots­
orientierten Politik gebraucht" 
werde. Die Imagepflege für das 
Kohlkabinett und sein Kapital­
konzept besorgt die Deutsche 
Bank nun selbst. in einer bun­
desweit geschalteten Anzeige 
lobte sie Mitte Februar dieses 
Jahres die Bundesrepublik 
Deutschland als ein "Land, für 
das es sich einzusetzen lohnt" . 
in seinen Kernpunkten - einem 
Appell an das nationale Wir-Ge­
fühl, der Verklärung der sozialen 

Realität , der Fetischiesirung des 
Begriffs Leistung - entsprach 
der Werbetext durchaus dem, 
was bisher über die Wahlkampf­
konzeption der Generalsekretä­
re Geißler und Haussmann be­
kannt geworden ist. Als Be­
triebsausgaben gewinnmin­
dernd geltend zu machen, ist 
diese Werbekampagne für die 
Regierungsparteien im Wahl­
kampfjahr 1986 allemal elegan­
ter als das früher praktizierte 
Spendenwesen mit seinen häßli­
chen Begleiterscheinungen wie 
schwarzen Kassen, Spenden­
waschanlagen und gesetzas­
treuen Staatsanwälten. Mit einer 
Spendensumme von 25 Millio­
nen Mark hatte die Deutsche 
Bank auch in diesem Geschäfts­
zweig alle Konkurrenten hinter 
sich gelassen. 
Auch die individuelle Kontakt-

aus: Kölner Stadtanzeiger, 10. 2. 86 

Altred Herrhausen, der so stolz 
auf das Erreichte ist, liegt es fern, 
die Macht der Bank herunterzu­
spielen; es käme nur darauf an, 
sie richtig einzusetzen und nicht 
zu mißbrauchen. - Man sollte 
sich eben über den Umfang des­
sen, was in dieser Gesellschaft 
demokratischen Entscheidun­
gen unterliegt, keinen Illusionen 
hingeben. 

Sozialer Aufstieg 
Wir Deutsche haben sei; der Gründung der Bundes· 

republik Deutschland ein Gemeinwesen geschaffen. das 
offener ist als jedes andere zuvor - offen für die Förderung 
von Begabungen. die Entfa.tung eigener Kräfte. die persön· 
liehe Weiterentwicklung jedes einzelnen. Chancen voran· 
zukommen gibt es quer du•ch alle sozialen Schichten. 

Seien wir uns dessen bewußt: 

• Wir haben ein breites Bildungssystem und eine Vielfa lt 
von Ausbildungswegen und damit die Voraussetzungen 
für gleiche Startbedingungen. 

• Leistung. Sachkenntnis. persönliche Integrität und 
Verantwortungsbew ußtor< in bestimmen das berufliche 

Fortkommen und den Zugang zu Führungsposiiionen. 
nicht aber ererbte oder willkürliche Privilegien. 

• Der breite Mittelstand und eine zunehmende Zahl 
von gerade jungen Selbständigen zeigen. daß durch 
eigene Anstrengungen Aufstieg und Entwicklung 
möglich sind. 

Soziale Unterschiede werden so zum Anreiz. nicht zur 
Abgrenzung. Erfolg durch Leistung - dieses Prinzip 
wird uns helfen. die v1elen vor uns liegenden Aufgaben 
zu bewältigen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein Land für das 
es sich einzusetzen lohnt. 

Deutsche Bank IZI 
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»Now Iet us all begin -
don't stand aside<< 

Peter Seeger, der >große alte Mann< der amerikanischen Folksongs, 
gastierte in der Bochumer >Zeche< 

Nach 19 Jahren gab sich einer 
der geistigen und musikali­
schen Väter des amerikani­
schen Protestsongs wieder 
einmal die Ehre. Direkt vom 
"16. Festival des politischen 
Liedes" in Ost-Berlin kam der 
Volkssänger, Bürgerrechts­
und Friedenskämpfer Pete 
Seeger, der im Mai 67 Jahre alt 
wird, zu seinem einzigen Kon­
zert in der Bundesrepublik in 
die Bochumer "Zeche". Am 
Vorabend seines Auftritts 
sprach Michael Kleff mit Pete 
Seeger über die amerikani­
sche Folkszene und sein so­
ziales und politisches Engage­
ment. 
Michael Kleff: Pete, was hat 
sich in der Folkszene in den letz­
ten Jahren verändert? 
Pete Seeger: Nun, das Spek­
trum der Songwriter in den Staa­
·ten ist unheimlich breit gewor­
den. Einige sind Pazifisten, eini­
ge Revolutionäre, wiederum an­
dere sind irgendwie mit der Reli­
gion verbunden. Einige Leute 
besitzen eine gehörige Portion 
Satire. Andere Stücke sind wie 
Kirchenlieder oder wie Kurzge­
schichten. Einige Songs sind 
vom Stil her dem Jazz oder der 
Rockmusik zuzurechnen, und 
einige klingen wie irische Balla­
den. Ich bin sicher, die Leute 
werden sich schon die guten 
Songs herauspicken und sie im­
mer wieder singen. Und im Laufe 
der Jahre werden einige dieser 
Lieder immer noch von Millionen 
gehört werden, während man 
andere einfach vergessen wird. 
Michael Kleff: Dein eigenes Le­
ben ist ja sehr abwechslungs­
reich verlaufen. Was fühlst Du 
bei einem Blick zurück auf Deine 
politische und musikalische Kar­
riere? 
Pete Seeger: Ich bin einer der 
glücklichsten Musiker, die ich 
überhaupt kenne. Ich kann mir 
gar keinen glücklicheren vorstel­
len. Und ich lebe schon 46, na ja 
47 Jahre von der Musik. Und 
meine Kinder mußten nie Hunger 
leiden und hatten immer etwas 
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zum Anziehen. Und selbst in den 
fürchterlichen 50er Jahren, als 
Leute wie Senator McCarthy 
mich ins Gefängnis stecken 
wollten, da bin ich halt von einem 
College zum nächsten gegan­
gen, in Schulen, in Sommer­
camps, in die Kirchen oder ich 
habe für Streikposten gespielt. 
Und ich habe die Lieder gesun­
gen, die ich singen wollte. Und 
es hat immer zum Leben ge­
reicht. Heute bin ich glücklich 
darüber, daß ich lange genug 
gelebt habe, um zu sehen, daß 
junge Leute meine Arbeit fortset­
zen. Ich singe nicht mehr so oft 
wie früher und habe auch nicht 
mehr die Zeit und die Kraft so oft 
auf Tournee zu gehen. Selbst 
neue Lieder fallen mir nicht mehr 
so schnell ein. Früher habe ich 
alle paar Monate einen neuen 
Song geschrieben. Heute bin ich 
über einen im Jahr froh. 
Michael Kleff: Du hast Dich im­
mer für Minderheiten und Um­
weltschutz und gegen soziale 
und politische Mißstände überall 
in der Welt eingesetzt. Mit wel­
chen politischen Problemen be­
schäftigst Du Dich im Moment? 
Pete Seeger: Ich bin ziemlich 
pessimistisch, was die Überle­
benschancen der Menschheit 
angeht. Ich glaube, die Chance.n 
stehen 50 zu 50, den "nuklearen 
Geist" wieder in die Flasche zu­
rückzustecken. Da aber alle, ob 
im Osten oder Westen, im Süden 
oder Norden dieser Welt den 
atomaren Winter fürchten, könn­
te das jedoch in den nächsten 
Jahrzehnten vielleicht gelingen. 
Viel schwieriger wird es werden, 
die Zehntausende chemischer 
Gifte in ihre Flaschen zurückzu­
packen. Und viele dieser Pro­
dukte sind ja auch ganz hilfreich. 
Jeder von uns benutzt sie, und 
wir sagen, ein bißchen mehr 
oder weniger wird nun auch 
nichts ausmachen. Ich glaube, 
wenn wir dieser Entwicklung 
nicht Einhalt gebieten, bereiten 
wir für unsere Enkelkinder einen 
Holocaust ungeahnten Ausma­
ßes vor. Unser Leben wird je-

doch noch von ganz anderen 
Dingen bedroht: Computer, Vi­
deo, Gentechnologie. Es gibt 
praktisch keine Geheimnisse 

mehr, früher oder später kann je­
der alles wissen, wenn er es nur 
will. Man muß sich einmal über­
legen, was passiert wäre, wenn 

Zur Person: Pete Seeger 

Pete Seeger wurde am 3. Mai 
1919 in New York als Sohn eines 
Musikers geboren. Zwei Jahre 
studierte er an der Harvard Uni­
versity Soziologie und wollte 
später Journalist werden. Mit 16 
Jahren besuchte er mit seinem 
Vater ein Square Dance Festival 
in Asheville im US-Bundesstaat 
North Carolina. Seit diesem Zeit­
punkt sammelte Pete Seeger 
unermüdlich Volks- und Kinder­
lieder nicht nur aus der Ge­
schichte der Vereinigten Staaten 
sondern aus der ganzen Welt. ln 
den dreißiger Jahren reiste er oft 
mit dem legendären Woody 
Guthrie durch die Staaten und 
sang für Gewerkschaften und 
Landarbeiter. ln den Vierzigern 
sang er mit den Almanacs Lieder 
gegen den Faschismus und ge­
gen den Krieg. Und mit den 
Weavers gehörte er zu den er­
sten, auch in den Hitparaden er­
folgreichen Folksängern. Zu den 
Songs jener Zeit, die zu Welthits 
wurden, gehören "Sag' mir wo 
die Blumen sind", ",f I had a 
hammer" oder auch "Wimo­
weh", was in der deutschen Ver-

sion unter dem Titel "Der Löwe 
schläft heut nacht" auch bei uns 
ein Bestseller wurde. Sein kon­
sequentes Eintreten für die Ge­
werkschafts- und Arbeiterbewe­
gung brachte auch Pete Seeger 
in der McCarthy-Ära vor den 
Ausschuß für unamerikanische 
Aktivitäten. Er kam auf die 
"schwarze Liste" und konnte 17 
Jahre lang weder im Fernsehen 
noch im Rundfunk auftreten. ln 
den sechziger Jahren stand Pete 
Seeger an der Spitze der ameri­
kanischen Bürgerrechtsbewe­
gung und der Antikriegsbewe­
gung gegen den Vietnam-Krieg. 
Der unermüdliche Mahner wur­
de aber auch noch durch andere 
Aktivitäten zu einer der bestim­
menden Kräfte des amerikani­
schen Folk-Revivals. Er schrieb 
Bücher und gab Banjo-Kurse 
und Unterricht im 12saitigen Gi­
tarrenspiel auf Schallplatten her­
aus. Er beteiligte sich beim Start 
von Folk-Musik-Zeitschriften 
wie "Sing out!" und "Broadside";· 
zu deren regelmäßigen Autoren 
er auch heute noch gehört. 



Hitler eine Ahnung von den Trä­
gern der genetischen Informa­
tionen gehabt hätte. Ich versu­
che immer, Wissenschaftler zu 
beeinflussen, weil ich glaube, es 
muß nicht alles erforscht werden 
- auch wenh sie mir entgegen­
halten, der menschliche For­
schungsdrang lasse sich nicht 
unterdrücken, weil uns das vom 
Tier unterscheide. 

sein Lächeln. Und ich bewunde­
re die Art, wie er sich mit 7 4 fit 
hält. ln dieser Hinsicht könnte er 
zum Vorbild werden. Aber ich 
glaube kaum, daß die Geschich­
te sich lobend an ihn erinnern 
wird, da er das amerikanische 
Volk in die falsche Richtung ge­
führt hat. 

Aktion. 
Pete Seeger: Ich habe dieses 
Zitat aus einem Beitrag der New 
York Times, wo es hieß, Worte 
liegen zwischen Theorie und Ak­
tion, auf die Musik angewandt. 
Ja, ich glaube wirklich, daß Lie­
der alleine nicht ausreichen, um 
die Wett zu retten. Sie kann nur 
durch engagiertes Handeln ge­
rettet werden. 

be meine Aufgabe erfüllt. Jetzt 
sind die jüngeren Musik~r an der 
Reihe. Ich bin 66 Jahre alt und 
ich weiß, daß viele junge Männer 
und Frauen überall in der Wett 
die Idee weiterverbreiten, daß 
ein Song ein gutes Mittel ist, um 
Gedanken auszudrücken und 
gemeinsames Handeln in Gang 
zu setzen. Aber das müssen die 
Menschen vor Ort tun. Mein 
Motto ist: Global denken, lokal 
handeln - Now Iet us alt begin -
don't stand aside. 

Michael Kleff: Und was hältst 
Du von Ronald Reagan? 
Pete Seeger: Ich bewundere 

Michael Kleff: Glaubst Du denn, 
mit Deinen Liedern etwas aus­
richten zu können? Du hast doch 
einmal gesagt, Songs liegen ir­
gendwo zwischen Theorie und 

Michael Kleff: Wie sehen Deine 
Zukunftspläne aus? 
Pete Seeger: Ich glaube, ich ha-

Staatsbürger und Staatsdiener 
Kritische Nachbetrachtung aus Anlaß der Verleihung des Bundesverdienstkreuzes 

von Leonhard Froese 

"Aber das weiß ich, daß ein redlicher Bürger 
das, was er dem Staat nützlich zu seyn 
glaubt, und nicht das, womit er sich etwann 
beyeuch beliebt machen könte, reden soll." 
{., Uibersetzung einer Stelle aus der 11/ten 
Olynthischen Rede des Demosthenes an 
das Volk" von J.H. Pestalozzi, 1766) 

Wenn ein Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland durch den Bundespräsiden­
ten - "in Anerkennung der um Volk und 
Staat erworbenen besonderen Verdienste" . 
- ausgezeichnet wird, mögen nicht nur an­
dere, er muß sich billigerweise selber fra­
gen, ob er dies wirklich "verdient" hat. 
Jener relativ kleinen Zahl von Bürgern, der 
eine solche Ehrung zuteil wird, steht jene 
große Zahl von Mitbürgern gegenüber, die 
im Laufe ihres Lebens ebensoviel Kraft und 
Zeit für Erhalt und Entwicklung ihrer Gesell­
schaft aufbringen, ohne daß sie in den "Ge­
nuß" einer entsprechenden Würdigung ih­
rer Verdienste kämen. Der so Ausgezeich­
nete darf sich folglich nicht damit begnü­
gen, aus der Urkunde des Bundespräsiden­
ten, dem Gratulationsschreiben des Mini­
sterpräsidenten und der Laudatio eines 
"höheren" Amtsträgers die Begründung für 
eine solche Entscheidung entgegenzuneh­
men. Er muß vielmehr die Beweggründe 
und Begleitumstände dieses staatlichen 
Aktes .,hinterfragen", um sich selber ein be­
friedigendes Wissen und Gewissen darüber 
zu verschaffen, ob er diese besondere 
Form des Dankerweises "annehmen" kann. 
Um sich darüber Rechenschaft abzulegen, 
muß er sich und andere fragen, in welcher 
Eigenschaft er eine solche Würdigung er­
fahren hat. Und da ist - in seinem Fall - völ­
lig offensichtlich, daß ihm diese nicht als 
"gewöhnlicher" Staatsbürger widerfahren 
ist. Es mußte vielmehr eine besondere Ab­
folge besonderer Umstände zusammen­
kommen, die ein solches Ereignis zustande 
kommen ließen. 
Wer auf ein halbes Leben oder mehr 
"Staatsdienst" zurückblicken kann, hat gu-

te Gründe der politischen Instanz und Re­
präsentanz einer Gesellschaft, in der er lebt 
und wirkt, .,dankbar" zu sein. Der Staat ist 
zwar nicht der "gütige Fürst", als den ihn 
sich der junge Aufklärer J.H. Pestalozzi vor 
gut 200 Jahren vorstellte. Doch gilt der 
Maßstab, den er ihm damals anlegte, genau 
so noch heute. ln einer aus Furcht vor dem 
Zensor von ihm selber nicht veröffentlich­
ten Rede "Von der Freiheit meiner Vater­
stadt" sagt Pestalozzi: " ... der Genuß hoher 
Freyheitsrechte, der Anteil und Einfluß in die 
Regierung, ohne innere Regierungsfähig­
keit, ohne innere Freyheitswürde ist äußerst 
gefährliche Landeslage und leitet zu dem 
nicht mindern als stolzen Knechtgeist von 
Bettlern mit Ordenszeichen." (Pestalozzi, 
Sämtliche Werke, hrsg. v. A. Buchenau u.a., 
Berlin u. Leipzig 1927, Bd. 1, S. 207) 

Belobigte Fürstendiener 
Ob der "Fürstendiener" oder der spätere 
"Staatsdiener", der Beamtenstand war für­
derhin, neben dem Offiziersstand, die zwei­
te .. staatstragende" Säule der Gesellschaft. 
Der Berufsbeamte zumal wurde angese­
hen und verstand sich selber als eine Art 
"Soldat in Zivil", der zur absoluten "Staats­
treue" verpflichtet war. Der Staat belohnte 
den "zivilen Gehorsam" wie den militäri­
schen mit einer Reihe von Privilegien und 
Gratifikationen. Dazu gehörten auch die 
den militärischen Auszeichnungen "nach­
empfundenen" Orden und Ehrenzeichen. 
Sie wurden und werden auch heute immer 
dann verliehen, wenn der Staat einen seiner 
"Getreuen" belobigen will. Dies war im Al­
ten Frankreich nicht anders als in Preußen, 
in der Weimarer Republik nicht anders als 

ln Anerkennung seiner Verdienste um die Erziehungswissenschaften wurde der Marburger Hochschul­
lehrer und "ld"-Herausgeber Prof. Dr. Leonhard Froese mit dem Verdienstkreuz 1. Klasse des Ver­
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland ausgezeichnet. ln Anwesenheit von Kollegen aus dem 
Hochschulbereich überreichte die Hassische Ministerin für Wissenschaft und Kunst, Dr. Vera Rüdiger, 
die hohe Auszeichnung. 
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im "Dritten Reich", und es ist in der DDR for­
mell betrachtet nicht anders als bei uns. 

Orden als Pfand 

Verleihen kommt von "Lehen" und bedeutet 
so viel wie ein geliehenes Gut. Der Staat 
leiht resp. überläßt einem seiner Bürger ein 
Gut, dessen materieller Wert im umgekehr­
ten Verhältnis zum ideellen steht, ohne die 
Bedingungen zu nennen, unter denen er 
dieses zurückfordern kann. Ursprünglich 
war der Orden ein "Pfand", man verpfändet 
sich gegenüber dem Ordensgeber gleich­
sam mit "Leib und Seele". Auf die Dekora­
tionssymbole der säkularen Ritterorden zu­
rückgehend, verbanden auch die staatli­
chen "Ordensmeister" mit ihren Gratialien 
nicht nur eine Belohnung und Anerkennung 
für Leistungen und Verdienste. Sie knüpften 
daran zugleich die Erwartung, daß der so 
"Beschenkte" sich künftig um so staatsge­
treuer und dienstbeflissener zeigen werde. 
Der "Staatsdiener", jenes Relikt aus unde­
mokratischen Zeiten, gegen den die Sozial­
demokraten einst angetreten waren, über­
lebte nicht nur die Monarchie; er überlebte 
die Weimarer Republik und das Hitler­
Reich, und feierte nach 1945 - zunächst in 
den Ländern, später auch in der Bundesre­
publik - "fröhlich Urständ". Seine histori­
schen und aktuellen Verdienste für den 
"Staatserhalt" in Ehren, paßt er mit seinen 
vielen, ihm von Bund und Ländern "ver­
schriebenen" Sonderrechten jedoch nicht 
mehr in die politische Landschaft einer re­
publikanisch verfaßten Demokratie. Ihn 
darüber hinaus im Vergleich zu anderen 
"verdienten" Bürgern bei dem "Ordensse­
gen" durch den Staats-Präsidenten beson­
ders zu bedenken, erscheint erst recht als 
fragwürdig. 
"Ein im doppelten Sinne davon Betroffener­
nämlich

4 
ein dem Staate "Dienender" und 

von diesem "Bedienter" - kann bei einer 
solchen selbst- und fremdkritischen Ein­
stellung gegenüber seinem Status in Staat 
und Gesellschaft nicht bei jenem Einwand 
stehen bleiben. Er muß, zumal als mit be­
sonderen Rechten der Meinungsäußerung 
ausgestatteter Hochschullehrer, dies zum 
Anlaß nehmen, um auf Widersprüche inner­
halb unserer Gesellschaft aufmerksam zu 
machen. Das gehört nicht nur zu seinen 
Rechten, es gehört zu seinen Pflichten. Er 
muß -wie weiland Demosthenes- auf jene 
Ungereimtheiten und Ungerechtigkeiten in 
unserer Gesellschaft hinweisen, die einer 
der ersten Justizminister dieser Republik, 
der Altliberale Thomas Dehler, vor Jahren in 
dem Satz zusammenfaßte: "Wir haben ei­
ne freiheitliche Verfassung, wir leben 
aber nicht in einer Verfassung der Frei­
heit." 
Und es fügt sich gut, daß der "erste Diener 
dieses Staates" in jüngster Zeit selber aus­
drücklich auf solche Defizite in unserer Ver­
fassungswirklichkeit hingewiesen hat. ln 
seiner eindrucksvollen Rede vor dem Evan­
gelischen Kirchentag in Düsseldorf am 8. 
Juni 1985 sagte Richard von Weizsäcker: 
"Unsere Demokratie hat ihre Mängel, wie 
jede andere auch. Man mag solche Mängel 
auf typisch deutsche Eigenschaften zu­
rückführen. Aber das führt nicht sehr weit." 
Und doch unternimmt er selber den Ver­
such, einen Zusammenhang mit solchen 
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gesellschaftlichen Mängeln, die an sich 
nicht spezifisch "deutsch" sind, herzustel­
len: der Arbeitslosigkeit, den Zukunftssor­
gen junger Menschen, der Friedens- und 
Rüstungsproblematik, dem Gegensatz 
"zwischen Arm und Reich", der Umweltpro­
blematik u.a.m. 

Zwischen Verfassungsrecht und Verfas­
sungswirklichkeit 

Wenn der Bundespräsident sich mit Stolz 
auf "die freiheitlichen Werte und Ziele" un­
seres Grundgesetzes beruft, so wird ihm 
darin sicherlich die "überwältigende" Mehr­
heit sowohl der "Staatsdien~r" als auch der 
"Staatsbürger" beipflichten. Ein kritischer 
Bürger und Beamter kann jedoch nicht oh­
ne Widerspruch in einem Staat und einer 
Gesellschaft leben, in der die Schere von 
Verfassungsrecht und Verfassungswirk­
lichkeit immer weiter statt immer weniger 
auseinanderklafft Und dies hat durchaus -
zumindest auch- etwas mit dem Komplex 
der "deutschen Identität" zu tun. Denn die 
Deutschen haben nach dem mißglückten 
Experiment mit der Ersten Republik den 
Versuch nach dem Zusammenbruch des 
"DRITTEN REICHES" mit der Zweiten Re­
publik nicht aus eigenem Antrieb, sondern 
auf Geheiß der Siegermächte unternom­
men. Sie haben jedoch in den beiden deut­
schen "Nachfolgestaaten" die Demokratie 
- in dem einen mehr, in dem anderen weni­
ger - eher formal als inhaltlich realisiert. 
Wir nennen, bezogen auf die Bundesrepu­
blik, eine Auswahl von Sachverhalten, die 
über die oben genannten hinausgehen und 
die man mit Fug und Recht nicht als demo­
kratisch im republikanischen Sinne be­
zeichnen kann. Schwächer geworden ge­
genüber früher ist zweifelsohne die Vor­
rangstellung des Militärs, wenngleich diese 
immer noch groß genug ist; nicht schwä­
cher geworden ist jedoch die "Vormachts­
tellung" der Wirtschaft und der Kirchen ge­
genüber anderen gesellschaftlichen For­
mationen oder Organisationen. Die Partei­
en, die nach dem Grundgesetz nur "an der 
politischen Willensbildung" mitwirken sol­
len, besetzen alle wesentlichen Ämter und 
Funktionen in Staat und Gesellschaft. Da­
bei sind es immer die großen Firmen und 
Konzerne, die durch ihre legale wie illegale 
"Verquickung" mit Staat und Parteien, sich 
sogar im Ausland kapitalmäßig abzusichern 
wissen; es sind die beiden großen Parteien 
-und "per Huckepack" auch die FDP -,die 
sich durch die undemokratische Fünfpro­
zentklausel eine unerschütterliche Vor­
rangstellung in Staat und Gesellschaft gesi­
chert haben; es sind die beiden großen Kir­
chen, die ihre historische Vorrangstellung in 
Staat und Gesellschaft nicht nur gegenüber 
den anderen Konfessionen bzw. Glaubens­
gemeinschaften nach dem Zusammen­
bruch behaupten konnten - sie konnten ih­
re politische Konkordanz mit dem Staat und 
das heißt konkret: mit den jeweils an der 
Macht Befindlichen ausbauen und festigen. 
Auch die großen Gewerkschaftsorganisa­
tionen zeigen mehr Interesse und Initiative, 
ihre eigene politisch-ökonomische Machts­
tellung abzusichern, als sich mit den jeweils 
Mächtigen im Interesse ihres Klientels, der 
Arbeitnehmer, anzulegen. 

Das parlamentarische System der Bundes­
republik beruht - da wir nun einmal keine 
konstitutionelle Monarchie haben - auf 
dem Prinzip der Gewaltenteilung. Und doch 
wird diese formal völlig korrekt umgesetzte 
Teilung der Gewalten in die Jurisdikative, 
die Legislative und die Exekutive durch eine 
Reihe mittlerweile systemimmanent gewor­
dener politischer Praktiken in zunehmen­
dem Maße durchlöchert. 

Ver"Fiickungen" 

Es soll nicht bezweifelt werden, daß die 
"obersten Richter" - nach "bestem Wissen 
und Gewissen" - um eine sachgerechte 
Entscheidungstindung bemüht sind. Doch 
diese Intention wird überschattet von der 
Tatsache, daß sie Mitglieder und/oder Aus­
erkorene der drei "staatstragenden" Partei­
en sind. Auch die Legislative besteht zwar 
formal aus völlig legal gewählten Abgeord­
neten. Doch wird deren von der Verfassung 
geforderte Unabhängigkeit ("an Weisungen 
und Absprachen nicht gebunden") teilweise 
schon vorab, insbesondere jedoch bei der 
Mandatsausübung beeinträchtigt. Nicht 
nur von der jeweiligen Partei- und Frak­
tionsführung, wesentlich stärker noch 
durch die lnteressenverbände. Welch "er­
kleckliche" Mittel sich diese Interessenver­
treter für ihre Einflußnahme auf die "Richtli­
nien der Politik" oder, wie sie es selber nen­
nen, "die Pflege der Banner Landschaft" (v. 
Brauchitsch) leisten, hat der Flick-Skandal 
offenbart. Und doch bezeichnen ihn Kundi­
ge resp. dieser "Landschaft" Verhaftete le­
diglich als die "Spitze des Eisberges". Aber 
auch der Staatsapparat selbst, dessen 
überdimensionale Bürokratie sich mehr 
und mehr als "ein Staat im Staate" begreift, 
ist von diesem Sponsor-Bazillus befallen. 
Diese zunehmende "Verwilderung der poli­
tischen Sitten" in der Bundesrepublik, ins­
besondere "die Verquickung des großen 
Geldes" mit den politischen Entschei­
dungsprozessen, berührt die Grundfesten 
unserer Demokratie und läuft insofern auf 
eine "schleichende Systemveränderung" 
hinaus. 

Nicht als Bürger oder Bediensteter eines 
solchen, in seinen Handlungen und Struk­
turen keineswegs bruchlos verfassungs­
konformen Staates, sondern als Mitglied ei­
ner für Entwicklungen und Veränderungen 
offenen Gesellschaft ist es vertretbar, aus 
der Hand ihres ersten Repräsentanten eine 
solche symbolische Geste - wie die Verlei­
hung eines Verdienstordens der Bundesre­
publik - anzunehmen. Da sie Ausdruck ei­
ner Anerkennung für Tätigkeiten ist, die im 
Rahmen einer bestimmten Institution dieser 
Gesellschaft ausgeübt wurden, kann diese 
nicht eine bestimmte Person allein im Auge 
haben. Sie muß immer zugleich verstanden 
werden als eine Dankabstattung des Staa­
tes jenem Kreis von Mitbürgern gegenüber 
- sei es an diesem Ort oder an anderen -, 
die diese "besonderen Verdienste" mit er­
möglicht haben. 
Und deshalb geziemt es sich, dem "Ersten 
Bürger dieser Republik" - zugleich in ihrer 
aller Namen -ein schlichtes "Dankeschön" 
zu sagen! 



Der erste Wahlgang der Öster­
reichischen Präsidentschafts­
wahlen brachte Kurt Wald­
heim haarscharf an die abso­
lute Mehrheit heran. Die Grü­
nen dürften sich durch das Er­
gebnis "ihrer" Kandidatin 
Meissner-Biau bestärkt füh­
len. Und die SPÖ hofft, daß im 
2. Wahlgang, der nur noch mit 
den beiden Bestplacierten 
läuft, die "grünen" Stimmen 
ihr zugute kommen. 
Bei Redaktionsschluß war der 
2. Wahlgang noch nicht abge­
schlossen. 
Über Ostern nahm drucksa­
chen-Redakteur Christian 
Walther an einer Gruppenfahrt 
der Berliner Jungdemokraten 
nach Wien teil. Reiseimpres­
sionen: 

Eigentlich sind es nur 500 km 
Luftlinie, und die Strecke hat 
Tradition. Berlin - Wien mit der 
Eisenbahn selbstverständlich; 
und zwar zügig. Doch 1986 ist 
nicht 1926. 
Bahnhof Friedrichstraße, kurz 
vor 7 Uhr. Zehn mehr oder min­
der junge Leute haben sich hier 
verabredet zum gemeinsamen 
Grenzübertritt. Der Bahnhof liegt 
bereits in Ost-Berlin, doch S­
und U-Bahnlinien des Westens 
führen - hermetisch abge­
schirmt - an diesen Bahnhof 
heran. Einreise zum Transit 
durch DDR und CSSR. Weiter­
fahrt vom Ost-Berliner Bahnhof 
Lichtenberg fahrplanmäßig um 
8:46 Uhr. 
D. ist Mitglied der Alternativen 
Liste, Vorsitzender des Konzils 
an der Freien Universität. Wie 
werden wir erfahren, ob es die­
ser Umstand war, der seine Ab­
fertigung sinnlos verzögerte. Als 
er schließlich durch ist, läßt sich 
schon ·erahnen: der Zug dürfte 
nicht mehr zu kriegen sein. A. 
beschließt, das nächste Mal 
doch lieber die Route durch den 
Westen zu nehmen. 

*** 
Wir nehmen den Nachtzug. Zwei 
Kurswagen nach Wien, in Prag 
werden sie an einen Bummelzug 
gehängt, der in nahezu jedem 
Österreichischen Kaff hält. Zu­
vor, im Speisewagen, kurz hinter 
der deutsch-tschechischen 
Grenze, schwärmt mir ein DDR­
Beifahrer vom West-Radio vor. 
Und versucht ziemlich unvermit­
telt, mal eben zehn Mark West zu 
schnorren. Die Kreuzberger "Ey­
Aiter -haste-mal-ne-Mark" -Ma­
sche, nur eben mit Zoni-Auf­
schlag. Zweiter Versuch des 
Mannes aus Kari-Marx-Stadt: 
fünf Mark. Ich werde ihm nicht 
einmal eine Postkarte schicken. 

Nach Wien, des 
Wahlkampfs wegen 

Gut 24 Stunden nach dem Tref­
fen am Bahnhof Friedrichstraße: 
Ankunft in Wien, Franz-Josefs­
Bahnhof. Der Name gibt nostal­
gischen Gefühlen Raum. Der 
Bahnhof selbst nicht: funktiona­
le Moderne, gesichtslose Kälte. 

** * 
Das Jugendgästehaus der Stadt 
Wien in der Schloßberggasse 8 
liegt etwas außerhalb. 500 Meter 
von der Endstation der S-Bahnli­
nie 4 und wirkt etwas pädago­
gisch: Jungs und Mädels 
hübsch getrennt und ab 23:45 
Uhr gibt's belehrende Sprüche 
vom Hausherrn an der Pforte. 

*** 
Die Kärtnerstraße führt vom 
Karlsplatz zum Stephansplatz. 
Seide Plätze haben eine Kirche, 
von der die eine sogar Dom heißt 
und deshalb besonders gern fo­
tografiert wird. Und zu Ostern 
gibt's da ein Pontifikalamt, bei 
dem ziemlich ungeniert für Ver­
söhnung und Vergeltung gewor­
ben wird. 

von Christian Walther 

Das Büro der Freiheitlichen Par­
tei Österreichs ist wie alle Ge­
schäfte geöffnet am Karfreitag, 
nur die Kinos und Theater haben 
zu. Im 3. Stock in der Kärtner 28 
sitzt sie, die FPÖ, in schmucklo­
sen Geschäftsräumen. Nicht die 
dezenteste Spur von Wohlstand, 
nicht eine einzige Andeutung im 
Ambiente, daß man es hier mit 
einer Regierungspartei zu tun 
hat. Nicht üppig ist auch das ln­
formationsmaterial, das hier zu 
haben ist: ein Parteiprogramm, 
ein Heftehen "Argumente für ei­
ne Gesellschaft, in der sich Fleiß 
und Können lohnen", zwei Aus­
gaben der wöchentlichen Partei­
zeitung NFZ - Neue Freie Zei­
tung. Das 9-Schilling-Biatt ist 
auch nicht langweiliger als Par­
teiblätter hierzulande, und nicht 
minder aufschlußreich: für einen 
Präsidentschaftsbewerber wird 
da nicht geworben, denn die 
FPÖ hat keinen. Jedenfalls kei­
nen richtigen. Denn Otto Scrinzi, 
die Hoffnungall jener, denen der 
Waldheim nicht national genug 
ist, kandidiert - mit einstweiliger 
ruhender Mitgliedschaft in der 
FPÖ- als Unabhängiger, kriegt 

aber aus der FPÖ viel Beistand. 
Der frühere Parteiobmann Alex­
ander Götz unterstützt den Nazi­
Pg. 78 97 561 aus "persönlicher 
Loyalität". Das ist kein Zufall in 
einer Partei, die sich nach dem 
Krieg als Sammelbecken alter 
Nazis entwickelte wie keine an­
dere Partei. Den Vorgänger von 
Götz, Friedrich Peter, nennt der 
WIENER den prominentesten 
SSier Österreichs. Die rot-blaue 
Koalition, die unter dem jetzigen 
Obmann Norbert Steger zustan­
de kam, hat der Partei nicht viel 
gebracht. Die alten Wähler sind 
futsch, neue nicht in Sicht. Im 
Politbarometer des ORF nähert 
sich die FPÖ der "statistischen 
Unauswertbarkeit" (Zitat KU­
RIER): rund 3, 7 %. Aber für eine 
Lockerung der Ladenschlußzei­
ten sind die Freiheitlichen auch 
in Österreich. 

*** 
Ostersamstag. Kühl ist es und 
regnerisch. Ein grauer Tag. Doch 
knallgelbe Plakate sind über 
Nacht geklebt worden. Später 
wird man sagen, sie seien gelb 

55 



wie die Judensterne. "Wir Öster­
reicher wählen, wen wir wollen", 
steht da drauf, und: "Jetzt erst 
recht: Kurt Waldheim". 
ln der U-Bahn begegnet uns ein 
Teenie mit SPÖ-Sticker: "Lieber 
Kurt als Kurt", wird da ge­
wünscht, und Kurt Steyrer ist ge­
meint, der Wiener Arzt für Haut­
und Geschlechtskrankheiten, 
frühere Umweltminister und 
nicht sonderlich auffällige Kan­
didat der Sozialisten. 

*** 
Eine Stadtrundfahrt. Der Archi­
tekt der Oper hat sich umge­
bracht, weil das Haus dem König 
nicht gefiel. Otto Wagner durfte 
seine Jugendstil-Kirche nicht in 
die Stadt bauen; also wurde sie 
auf dem Gelände der städti­
schen Psychiatrie, oben auf ei­
nem Hügel, errichtet. Kola Mo­
ser, der die Mosaiken gefertigt 
hatte, war es nicht gestattet, das 
Altarbild zu vollenden, da er zum 
Protestantismus konvertiert war. 
Bei den ersten Zinskasernen der 
Arbeiterschaft waren "Klo und 
Wasser in Indien - jenseits des 
Ganges". Der Mieterschutz wur­
de eingeführt, als die Soldaten 
sich um die Derangierung ihrer 
Familien sorgten. Erst hieß er 
Maximiliansplatz, 1918 wurde er 
Freiheitsplatz. 1932 gab Dollfuß, 
1934 Göring seinen Namen. 
1945 hieß er wieder Freiheits­
platz und seit 1947 blieb es bei 
Rooseveltplatz. 

*** 
Am Stadtrand liegt der Zentral­
friedhof. Bonn soll ja angeblich 
halb so groß, aber doppelt so tot 
sein. Aber das stimmt nicht. 
Bonn ist größer. Und Andre Hel­
ler hat, wenn ich mich recht erin­
nere, Wien in ähnliche Bezie­
hung zu Chicago gesetzt. Das 
kann ich nicht beurteilen. Chica­
go kenn' ich nicht. Der Zentral­
friedhof jedenfalls, der in Wien, 
kann, gegen Gebühr, mit dem 
Auto befahren werden. Dann 
muß man nicht so lange laufen, 
um die Ehrengräber für Johann 
Strauß Vater und Johann Strauß 
Sohn zu besichtigen, die von 
Beethoven, Brahms oder Hans 
Moser. Kar! Renner und Kar! 
Lueger, der eine sozialistischer 
Bundespräsident, der andere 
sozialistischer Bürgermeister 
von Wien (und Antisemit), sind 
ebenfalls hier unter die Erde ge­
bracht worden. Die Grabsteine 
erinnern an viele Bekannte. Und 
noch mehr Unbekannte. Wie 
Stefan Samuel Lust, dessen 
Grab auf dem jüdischen Teil des 
Friedhofs liegt. Oder Malvine 
Lust,. die gar kein Grab hat. "ln 
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memoriam" steht auf dem alten 
Stein und "deportiert 1942". 
Mehr nicht. 

*** 
Die Stadt hat viel gebaut, sozia­
len Wohnungsbau, vom Kari­
Marx-Hof in Heiligenstadt bis 
zum Hundertwasser-Haus/3. 
Bezirk. An der Löwengasse steht 
dieses Haus, bei leidlichem Wet­
ter von Neugierigen umringt und 
-zumindest bis zurfrei zugängli­
chen Terrasse im ersten Stock­
bestiegen. Die Nach.barhäuser, 
das sind Bauten im Stil von 
Gründerzeit und Jahrhundert­
wende, Häuser jedenfalls, die -
allem Anschein nach - intakt 
sind dank pfleglicher Behand­
lung. Um so zweifelhafter ist es, 
direkt daneben ein in jeder Be­
ziehung eskapistisches Gebäu­
de zu setzen: ein Haus ohne je­
den Bezug zur Nachbarschaft; 
im negativen Sinne un-ange­
paßt. Was Hundertwasser einst 
in "Wünsch Dir was" propagiert 
hatte, daß nämlich jeder Mieter 
die Fassade nach eigenem Gut­
dünken bepinseln sollte, soweit 
sein Arm aus dem Fenster reicht, 
das ist hier gleich von Anfang an 
durch den Erbauer verwirklicht. 
Ob derart geplante Planlosigkeit 
den fünfzig Wohnparteien die­
ses Hauses ein höheres Maß an 
Identifikation erlaubt, steht da­
hin. Einstweilen sieht alles recht 
bunt und verschroben, schräg 
und zusammengesammelt aus, 
doch wer fände schon die anor­
mal hohen Kosten dieses Baus 
gerechtfertigt, sähe er ganz nor­
mal aus? 

*** 
F. treffen wir im Schwarzen Ca­
fe. Er betreibt nicht nur ein Rei­
sebüro, in dem Bücher gekauft 
und alternative Stadtrundfahrten 
gebucht werden können, er ist 
auch alternativer Aktivist aus 
den höheren Etagen der AL 
Wiens. Die AL Wien ist natürlich 
nicht der Monopolist wienari­
scher Alternativpolitik. Und auch 
bundesweit tummeln sich noch 
andere Gruppen, die um die kor­
rekt grün-alternative Linie rin­
gen. Da sind- etwas konservati­
ver - die Vereinigten Grünen 
Österreichs (VGÖ), dann die 
Grün-Alternative Sammlung 
(GRAS) und nicht zuletzt die Bür­
gerinitiative Parlament (BIP), die 
den Herrn Nenning zu den ihren 
zählen darf. 
Und dann gibt es noch Freda 
Meißner-Blau, die zwar nicht 
Kandidatin der Grünen ist für das 
Amt des Bundespräsidenten, 
aber doch nach eigenem Bekun­
den "die grüne Kandidatin". F., 

der im Laufe der Zeit noch als 
Trotzkist zu entlarven war, erläu­
tert die nationale Aufregung um 
die PräsidentenwahL "Der Präsi­
dent war bisher stets ein Sozi." 
Da kann man nachfühlen, daß 
sich die Sozis den angestamm­
ten Posten nicht zu einfach strei­
tig machen lassen wollen. Zu­
mal, ja zumal der Präsident gar 
nicht so bedeutungslos ist, wie 
man angesichts des bisherigen 
meinen möchte. Abgesehen da­
von, daß in der Bundesrepublik 
noch immer kaum einer kanzler­
mäßig von der Ära Kreisky in die 
vom Fred Sinowatz hinüberge­
dacht hat: den Bundespräsiden­
ten Rudolf Kirchschläger hat 
doch bislang wirklich niemand 
für einen mächtigen Mann halten 
mögen. Ist er aber doch, haben 
jetzt die Sozis gemerkt, denn der 
Präsident kann den Auftrag zur 
Regierungsbildung erteilen und 
sich in der Krise an die Spitze 
des Bundesheeres stellen. Da 
angesichts der nicht sonderlich 
begeisternden Regierungspoli­
tik schon die nächste Wahl dem 
Präsidenten Gelegenheit gäbe, 
seinen Spielraum zu nutzen, gibt 
sich die SPÖ redlich Mühe, für 
ihren Kandidaten zu werben. 
Doch mehr als ein redliches En­
gagement für einen redlich wir­
kenden Kandidaten kann man 
ihr kaum nachsagen. Das Land 
spricht von Waldheim. 

*** 
So sollte es auch in Deutschland 
sein: die Verantwortlichen des 
Wohnungsbaus gleich am Ob­
jekt selbst namhaft gemacht. ln 
Wien verraten nicht nur Stadt­
wappen und rote Lettern, daß 
ein Bau von der Stadt errichtet 
wurde. Eine - zugegebenerma­
ßen kleinere - Tafel nennt auch 
den Bürgermeister, den amts­
führenden Stadtrat für das Woh­
nungswesen und den Architek­
ten. Beim Kari-Marx-Hof, der 
zwischen 1927 und '30 ent­
stand, waren es Kar! Seitz, An­
ton Weber und - als Architekt -
Kar! Ehm. 
Der Hausmeister, der im Hoch­
parterre aus dem Fenster lehnt, 
läßt uns einen Blick in seine 
Wohnung werfen. Ein wenig dü­
ster sind sie, die vierzig Quadrat­
meter, die er bewohnt. Fließend 
Wasser gab es schon immer, 
doch die Dusche und das Was­
ser in die Küche hat er selbst ge­
legt. 700 Schilling, rund 100 
Mark zahlt er für die ofengeheiz­
ten Räume. Drei Jahre muß man 
auf eine Wohnung in der Anlage 
warten, sagt er, und fügt unge­
fragt zu, daß Jugoslawen und 
Türken hier natürlich nicht rein­
kommen. 

Was ist dran an der Behauptung, 
daß man in der SPÖ sein muß, 
um hier einziehen zu können, will 
ich wissen. "Es wird viel gere­
det" , sagt er abwiegelnd, aber­
in der SPÖ ist auch er. Im Trep­
penhaus hängt ein Zettel: "Bitte 
um den Zins am 1.4. von 17 bis 
19 Uhr. Danke." Der Kari-Marx­
Hof ist ziemlich groß. Teilweise 
wirkt er wie eine Trutzburg- und 
war es auch schon, als 1934 hier 
Sozialisten von den Heimwehr­
faschisten des Dollfuß-Regimes 
belagert wurden. 
Er müßte mal wieder gestrichen 
werden. Die Farben, bordeaux­
rot und mostrich wie die Berliner 
S-Bahn, sind schmuddelig. Ge­
genüber gibt's eine Kneipe, "Zur 
Staatsbahn" heißt die und bietet 
für 35 Schilling ein Riesenschnit­
zel mit Bratkartoffeln und Salat. 
Der Fischereiverein Heiligen­
stadt hat hier seinen Sitz und bis 
22. Uhr ist Spielkartenausgabe. 
Das Lokal bezieht im Lesezirkel 
Frau im Spiegel, Vital, Neue Re­
vue und Hör Zu. Beigeheftet war 
eine Waldheim-Zeitung. Darin 
gibt der Herausgeber Kurt Wald- · 
heim ein Interview. Recht detail­
liert erzählt er von den Stationen 
seines Lebens. 1939 Abschluß 
an der Konsularakademie, 1945 
Anstellung im Außenministe­
rium, 1943 Frau kennengelernt, 
1944 geheiratet. Blöderweise 
vergaß der "Österreicher, dem 
die Weit vertraut"(" ... mißtraut", 
PROFIL; " ... alles zutraut", AR­
BEITERZEITUNG), daß es da bei 
ihm noch eine Episode fern der 
Heimat gab, mitten drin in jenen 
Jahren des Krieges. Und diese 
Zeit hat Waldheim inzwischen 
wieder eingeholt. 

*** 
Am Kärtnerring besorge ich mir 
die FAZ, um Neues von der Berli­
ner Affäre zu erfahren. Fack 
kommentiert: "Die Stadt hat die 
Nase - nennen wir die Dinge 
doch mal beim Namen -von den 
CDU-Affären und ihrer Verquik­
kung mit dem kriminellen Milieu 
voll." Diese Passage lese ich am 
Abend noch öfter vor. 

*** 
Der Saal im Rincon Andino war 
mit vielleicht 200 ganz überwie­
gend jungen Leuten gefüllt. Die 
Kandidatin hatte eine Maß Bier 
vor sich, aber kein Manuskript. 
Der Vortrag war frei, wenn auch 
inzwischen eingeübt. Die Gestik 
blieb sparsam, die Pointen 
knapp. Freda Meißner-Blau er­
zählte, wie sie zur Kandidatiri 
wurde und warum sie es ist. 
Durch den Protest gegen das 
Donaustaudammprojekt Hain-



burg war sie national bekannt 
geworden. Und Hainburg hätte 
gezeigt, "sich wehren bewährt 
sich". "Freda for president", ha­
be damals jemand gesagt. Doch 
das hätte sie für Unsinn gehal­
ten, aber später gab es doch ei­
ne Diskussion: "Eine Frau soll es 
sein. Sie soll graue Haare haben, 
denn in Österreich wird man erst 
ein Mensch, wenn man ergraut 
ist." 
Dann nennt sie ihre Themen. Die 
Arbeitslosen, die Zusatzrenten­
empfänger, die 3. Weit. 
"Davon reden die Kurtis nicht", 
ruft sie in den Saal. "Die fahren 
mit ihren acht Mercedes vor, 
hupfen aus ihrem Auto, winken 
ihrem eigenen Plakat zu, vertei­
len Bussis und verschwinden 
wieder." 
Bis Anfang des Jahres war die 
Grauhaarige Mitglied der SPÖ, 
jetzt will sie auch dem SPÖ-Kan­
didaten Stimmen wegnehmen. 
Die großen Parteien sollen ler­
nen, daß es nicht mehr geht oh­
ne die grünen Wähler. Die Präsi­
dentschaftskandidatur als Test­
lauf für Parlamentswahlen. 
Die Diskussion erinnert an ähnli­
che Diskussionen in der Bun­
desrepublik vor acht Jahren, 
rings um die Gründung grüner 
und alternativer Listen. Prompt 
kommen die Plädoyers gegen 
den parlamentarischen Weg. 
Aber Freda Meißner-Blau, deren 
Körpersprache intensiver wird 
während der Debatte, redet über 
das, "worum es in diesem 
schmutzigen, grauslichen, ober­
flächlichen, die wirklichen Pro­
bleme nicht lösenden Wahl­
kampf wirklich geht". Und das 
sind unter anderem die Rechte 
des Präsidenten. Sie hat sich 
das mal durchgelesen. "Ich war 
erschüttert, baff, was so ein Prä­
sident so alles darf." Doch spä­
ter erzählt sie, die den Präsiden­
ten als "eine Art Ersatzkaiser" ti­
tuliert, was sie als Präsidentin al­
les täte mit diesen Kompeten­
zen. F. wirft lauthals ein, sie wolle 
wohl die Rolle des Ersatzkaisers 
spielen, was bisher keiner tat. 
Das macht die Kandidatin sauer: 
"Euch kann man es ja gar nicht 
recht machen." Doch sie kriegt 
auch Unterstützung. Eine ältere 
Frau, Typ revolutionärer Vorzei­
ge-Rentner: "Ja, merkt's Ihr 
denn nicht, wie Ihr ausgebeutet 
werd't am Wohnungssektor, am 
Nahrungsmittelsektor?" Der 
ortsansässige Agitator der Mar­
xistischen Gruppe kontert kühl 
mit der Frage, ob denn wohl mit 
Freda als Präsidentin die Milch 
billiger werde. 

*** 
Der Nachmarkt heißt nicht nur 

so. Bei Friedrich Ehrenreich, ge­
genüber vom Haus linke Wien­
gasse 4, gibt es Käsekrainer, 
Würste mit Käse innendrin, der 
durchs Braten schmilzt. Das 
Stück für 26 Schilling, eine echte 
Alternative zu Currywurst mit 
Fritten. 

*** 
Die Capistangasse muß den Hö­
henunterschied zwischen Fill­
grader- und Windmühlgasse 
ausgleichen. Dazu wurde zwi­
schen die Altbauten eine Mas­
sivbetontreppe gebaut. Auf den 
Absätzen stehen zwei Bänke mit 
Sicht auf Beton pur. Pflanzkä­
sten stehen auch da. Das Trep­
pengeländer ist grün. 1. Graffiti: 
"Warum grün?" 2. Graffiti: "War­
um nicht?" 

*** 
Jofel Mlady sitzt in Zimmer 905 
und ist der Chef vom Dienst 
beim KURIER. Während er mir 
alles über diese zweitgrößte Ta­
geszeitung der Republik erzählt, 
werden immer wieder Artikel 
hereingereicht, Mlady überfliegt 
sie und weiter geht's in den Satz. 
Satz und Druck sind in einem 
Druckzentrum draußen auf der 
Wiese untergebracht, während 
hier, in der Lindengasse 52, Re­
daktion und Verlag sitzen. Zwi­
schen dem KURIER und der 
NEUEN KRONENZEITUNG gibt 
es heftige Konkurrenz, auch 
wenn der Abstand zur KRONEN­
ZEITUNG groß ist. Das royali­
stisch klingende Massenblatt 
steht der rechts-sozialdemokra­
tischen Führung des ÖGB, des 
Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes nah, kriegt sich 
aber beispielsweise in der Wald­
heim-Frage kaum ein vor unver­
hohlener Stimmungsmache für 
den vergeBlichen UNO-Pensio­
när. 
Der KURIER trieb's nicht ganz so 
dicke, obwohl er sich selbst wei­
ter rechts sieht als die KRONEN­
ZEITUNG. Zugleich hält man 
sich für anspruchsvoller, doch 
Boulevard-Blätter sind alle bei­
de. Eine national verbreitete Zei­
tung vom Zuschnitt der FAZ, der 
FR oder der SZ gibt es in der Do­
naurepublik nicht. Die Wiener 
PRESSE geht noch am ehesten 
in diese Richtung. Wer quasi al­
les über die Österreichische Zei­
tungsszene wissen will, wird von 
Mlady an Peter Muziks 400-Sei­
ten-Wälzer "Die Zeitungsma­
cher" verwiesen. Und tatsäch­
lich findet sich da eine außeror­
dentlich kenntnisreiche Darstel­
lung des Pressewesens von der 
Geschichte bis zu den heutigen 

Eigentumsverhältnissen. Auch 
wenn die Detailfülle für den bun­
desdeutschen Leser partiell er­
müdend wirken mag - die oft 
spannenden Karrieren einzelner 
Blätter und ihrer Macher lohnen 
für den Interessierten die Lektü­
re allemal. Wenig überraschend 
dabei: die - noch relativ zahlrei­
chen - Tageszeitungen in Par­
teibesitz sind allesamt auf dem 
absteigenden Ast. Nachzulesen 
ist hier aber auch, daß beispiels­
weise die Magazine PROFIL und 
WOCHENPRESSE sowie das 
Wirtschaftsjournal TREND alle­
samt dem KURIER gehören. 

*** 
ln der LöweistraBe 18 residiert 
die SPÖ. Auf dem Schreibtisch 
von Walter Kratzer, der früher 
beim STERN war, liegen 8 
Schreibblocks. Zwei Telefone, 
eine Schreibmaschine, Fernseh­
gerät und ein paar Grünpflanzen 
komplettieren das kommunikati­
ve Interieur. Kratzer ist Redak­
teur beim Parteipressedienst, 
trägt einen Rund-um-den­
Mund-Bart und ist kompakt ge­
baut. Das Vertrauen zu Steyrer, 
sagt er, sei in der SPÖ unumstrit­
ten. Und den Vorsprung, den 
Waldheim durch seine frühe No­
minierung gehabt hätte, habe 
Steyrer inzwischen egalisiert. 
Und noch immer gebe es 30 % 
Unentschlossene. 
Die Präsidentschaftswahlen 
werden durch formal unabhän­
gige Büros unterstützt. Doch die 
werden wieder weitgehend von 
den Parteien finanziert. Und na­
türlich bedient man sich der Hilfe 
von Werbeagenturen. Die SPÖ 
bzw. Steyrer wird von der Öster­
reichischen Filiale von GGK be­
treut. Waldheim von Young & 
Rubicam. 
Am nächsten Tag geht Kratzer 
zu einer Pressekonferenz des 
Waldheim-Büros. Acht Zeitzeu­
gen sollen dort die Integrität des 
Kandidaten bezeugen. 

Die New Yorker Zentrale von Yo­
ung & Rubicam erklärt, Wald­
heim sei nicht länger ihr Klient. 
Den Betreuern der Kampagne 
wird allerdings freigestellt, ihre 
Tätigkeit fortzusetzen. 

*** 
Vor dem Ambassador stehen ein 
paar Demonstranten. Auf Papp­
schildern steht: "Waldheim­
Skandal - Beteiligte tauschen 
ihre Alibis" oder "Nur Verfolgte 
können Belastete entlasten". Im 
2. Stock drängen sich die Jour­
nalisten. Und Fritz Melden, der 
Verleger, moderiert. Zeitzeugen, 
das sind ganz überwiegend 
Wehrmachtsangehörige, die mit 
Waldheim zusammengearbeitet 
haben und sich nun über seinen 
positiven Charakter verbreiten 
oder erklären, von Judendepor­
tationen aus Saloniki selbst erst 
1986 erfahren zu haben. 
11.06 Uhr. Demonstranten stel­
len sich auf mit Plakaten: "Wir 
wollen Hitler als Entlastungszeu­
gen", "Antisemitismus jetzt erst 
recht", "Herr W.: Ich habe erst 
1986 von Judendeportationen 
aus Saloniki erfahren" und "Herr 
W.: Es war kein schmutziger 
Krieg, es war ein harter Krieg".· 
Mol den, der Waldheim erst nach 
dem Krieg kennengelernt hatte, 
berichtet, daß es im Herbst '45 
undenkbar gewesen wäre, daß 
ein Nazi ins Kabinett eines Mini­
sters kommt. Bevor Waldheim 
eingestellt worden sei, habe es 
eine Nachfrage beim Landesmi­
nisterium sowie bei CIC und 
OSS, den US-Geheimdiensten 
gegeben. 

*** 
Am Abend meldet der KURIER 
mit Schlagzeile auf Seite 1: 
"Zeitzeugen aus ganz Europa 
entlasten Waldheim!" 

*** 
Rückfahrt nach Berlin. Der 
Schlafwagen wird beim Transit 
durch die CSSR vorne und hin­
ten mit Vorhängeschlössern 
dicht gemacht. Die Reisenden 
werden aufgefordert, die Fen­
ster geschlossen zu halten. "Al­
so, wenn Ihnen morgen früh 
Ausweise oder Wertsachen feh­
len - ich habe Sie gewarnt", 
grummelt die Schlafwagen­
schaffnerin, als die Fenster we­
gen der unermüdlich Hitze aus­
strahlenden Heizung partout 
nicht geschlossen werden. 

*** 
ln Berlin kündigen die Zeitungen 
eine Senatsumbildung an. 
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Klassenerhalt 
Unsere Religion: Hannover 96. 
Unser Gott: Trainer Biskup. 
(Fan-Plakat im Niedersachsenstadion) 

Was tut die Truppe hinten - sie steht. 
Was macht sie vorn - sie geht. 
Endlich sieht man die ordnende Hand: 
Der Neue, der Retter auf der Bank, 
steht die meiste Zeit am Spielfeldrand. 

Der Hexerfand zu alter Form zurück, 
11 Treffer schon, 2 rechts, 3 mit dem Kopf, 
gewissermaßen aus der Schwebe, 
der Rest geht auf die linke Klebe. 
Der Neue auf der Bank 
zeigt sich zufrieden mit dem Tank. 

Der Neue weiß: Ein Spiel hat 90 Minuten. 
Tempo wechseln, Kraft dosieren, den Saft 
nicht gleich im ersten Schwung verbluten. 
Will der Schlepper mit der 8 pausieren, 
einen Angriff lang im Mittelkreis verweilen, 
stößt Nummer 4 nach vorn, die Bälle zu verteilen: 

Jeder kämpft für jeden, es stimmt 
der Geist im Team. 
Erfolg versöhnt. Den Rebellen von gestern 
ist längst verziehn. 

Mit dem Neuen schwimmt man oben auf der Woge. 
Es wird gesagt, er sei ein guter Psychologe. 
Kein Vorstandsmitglied sieht mehr rot. 
Endlich gebannt: die Abstiegsnot 

Frischer Wind 
Der Meister wankt. 
Der Neuling hat das Spiel im Griff. 
20 Jahre jung im Schnitt. 
Der Meister: völlig aus dem Tritt. 

Ein Segen für die Liga, 
wenn man die Krise mitbedenkt 
So unbekümmert offensiv, 
das ist der Weg heraus 
aus dem Besuchertief. 

Dorfner zieht im Mittelfeld die Fäden. 
Eckstein geht die Linie lang. 
Im Antritt schnell, im Dribbling ballverliebt, 
gelegentliche Eskapaden. Herrlich, 
wie er den Routinier verladen: 
Gespitzelt ging das Leder 
mittendurch durch Eder, das heißt 
durch seine alten Beine. Vom Youngster 
sagt man: Nerven hat er keine. 

Im Abschluß Schwächen, auch Pech an den Sohlen. 
ln punkto Taktik: ungestüme Fohlen! 
Was Disziplin betrifft, ist noch zu lernen. 
Bleibt sie zusammen, greift diese Elf 
in zwei, drei Jahren nach den Sternen. 
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Ligaalltag 
Der Mann in schwarz sieht viel. 
Er muß auch viel sehn: 
Der Platz voller Pärchen, 
die sich auf den Füßen stehn. 
Man kann nicht sagen: lauter Treter, 
jedoch schenkt keiner keinem einen Meter. 
Im Mittelfeld wird früh gestört. 
Am Sechzehner verengen sich die Räume. 

Zuviel kleinklein, kein Rassematch, 
das die Kulisse von den Sitzen risse. 
Im Gegenteil. Das Publikum wird ungehalten. 
Man will den Eintritt wieder, plötzlich 
schmerzt das Loch im Portemonnaie. 
Gepfiffen wird, doch nichts wird besser. 
Kein Steilpaß, keine Flanken mit Effet. 
(Die würden übrigens auch gar nichts nützen. 
Denn von beiden Teams die Spitzen 
sieht man draußen auf den Bänken sitzen.) 

Zwei Trainer führen hier Regie, 
die sich zu lange kennen. 
Der eine spielt auf Auswärtspt,~nkt , 
der andere auf Remis. 

Was zählt, am Ende: nur das Ergebnis. 
Wer den Kopf jetzt schüttelt, versteht nichts 
von Fußball : Es geht ganz einfach um zuviel. 
Kein gutes Spiel. 

~~I 

Nur Happel 
durfte bleiben 

Von Csernai sprang kein Funke über 
Benthaus zog es in die Schweiz zurück 
Kraft lag mit der Presse überkreuz 
Von Ferner kam nichts an Impulsen 
Zebec fiel vom Whisky um 
Gegen Kröner sprach die Heimbilanz 
Gegen Biskup das Präsidium: 

Den Ausschlag geben letzt lich immer Argumente. 
Drei Trainer nacheinander, hattrickgleich, 
schickte man im Geißbockheim auf Rente: 
Heddergott mußte gehen, weil er zu weich war. 
Michels mußte gehen, weil er zu hart war. 
Löhr mußte gehen, weil er nicht hart genug war. 

Nur Happel durfte bleiben. 

Nach verlorenem Spiel, noch im Umkleidesaal , 
rief er die Besiegten zu sich und befahl: 
Zehn Minuten Köpfe schütteln! 
Wißt ihr, wozu? , fragte Happel hinterher. 
Die Spieler tippten auf Entspannung. 
Nichts da! So müßt ihr machen, rief er unversöhnt, 
wenn man euch fragt, ob ihr Fußball spielen könnt! 
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Die Diskussionsrunde 
Am Beginn der öffentlichen E -
pertendiskussion über BÜR­
GERPARTIZIPATION IM OE O­
KRA TISCHEN RECHTSSTAA 
stellen sich die vier isse. -
schaftler vor: 

Ich bin Sozialwissensc a· ­
ler. 
Ich bin Politikwissenscha 
I er. 
Ich bin Kulturwissenscha 
ler., 
Ich bin Nichtwissenschaft ler. 

Der Moderator stutzt, sagt, er 
habe - rein akustisch - die Fa­
kultät des Diskussionspartners 
nicht verstanden. Ich bin Nicht­
wissenschaftler, wiederholt der 

Der ichtwissenschaftler beglei­
e mit angedeutetem Kopfnik­
en die Worte des Moderators, 
' ie einer, der innerlich seufzt, 
enn er den steinigen Weg Re­
ue passieren läßt, der ihn hier 

oben hin geführt hat. 

Kar) Ho II I Günter Trautmann I 
Hans Vorländer (Hg.) 

Die Beiträge dieses Bandes behandeln ein zentrales­
und bis heute aktuelles - Problem nicht nur des 
deutschen Liberalismus: die Versöhnung des klas­
sischen Liberalismus mit den sozialpolitischen Erfor­
dernissen der Industriegesellschaft Am Anfang steht 
die Auseinandersetzung Liberaler mit der sozialen 
Frage, ein deutlicheres Profil erhält der Soziallibera­
lismus in Deutschland ,Ende des 19. Jahrhunderts 

V&R 

Lattek sagt 

Nur Fußball zählt, nichts als Fußball. 
Samstag Mittwoch Samstag , Schlag auf Schlager, 
dazwischen: Trainingslager. Die Frage ist akut: 
Wer hat am Ende vorn die Nase. Kopf an Kopf 
geht die Saison in ihre letzte Phase. 

Kein Tropfen Alkohol , dem Sex kein Stich. 
Wer Liebe macht, in dieser Lage, 
sagt Lattek und schwört Rache, 
der versündigt sich 
an der gemeinsamen Sache. 
Jetzt unaufmerksam, kraft los, abgelenkt, 
dem Gegner so ein dummes Tor geschenkt­
U'ld wir stehen ohne alles da, jetzt, 
das Ziel vor Augen, greifbar nah. 

Sind die Athleten fit fürs Spiel? 
Alle Mann o.k.? Den Jungens gucken, 
sagt Lattek ohne Wimpernzucken , 
die Knochen aus den Backen, 
kein Gramm zuviel. 

Heute zahlt sich die konsequen­
te Verwendung der wissen­
schaftlichen Ausdrucksweise 
aus: Er sitzt hier vorne mit dabei. 

Vor Jahren hätte er sich schlicl1t 
Laie genannt und wäre sang­
und klanglos im Publikum unter­
gegangen. 

Aus dem Tagebuch 
eines Ordinarius 

Die eine hieß Stenorette. Ich re­
dete auf sie ein. Die andere war 
Phonotipse. Sie saß und schrieb 
ab. Zur einen redete ich von 
westlicher Weit und Weimarer 
Zeit. Die andere schrieb - lesbi­
sche Weit und wärmere Zeit. 
Verhörer, nichts als Verhörer, 
sagte ich mir. Auch Verhörer 
sind Kinder der Zeit. Wie sonst 
fände sich in ihnen der feministi-

sehe Gedanke so ausgeprägt 
wieder! Es gab schlimmere unter 
den Frauen. 
Zum Beispiel die Geistesabwe­
senden, die aus einem "Detail" 
ein "Ventil" machten. 

Am schlimmsten waren mir die 
Mitdenkenden, die "Mundart" 
schrieben, obwohl ich "Dialek­
tik" diktiert hatte. 

Sozialer Liberalismus 
Zwölf Beiträge. 1986. 234 Seiten, Paperback etwa 
DM 29,80. Sammlung Vandenhoeck 

durch Friedrich Naumann und seinen Kreis. Für den 
organisierten Liberalismus in der Bundesrepublik 
hatten sozialliberale Gedanken zunächst eher geringe 
Bedeutung. Das änderte sich, als die FD.P. sich mit den 
Freiburger Thesen dem Sozialen Liberalismus zu­
wandte. Den Blick auf die Geschichte des Liberalismus 
in Deutschland ergänzen Vergleiche mit der Entwick­
lung in England, Frankreich, Italien und den USA. 

Vandenhoeck&Ruprecht · Göttingen 
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Der/die Empfänger/in dieses Gutscheins über 

DM30 
Frau/He" 

erhält von 

ein Geschenkabonnement der liberalen drucksa­
chen über sechs Ausgaben 

lGeschenkabonnemen~ 
I I 
I He", Frau 1 
I . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . I 
I I 
I · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · I 
I I 
I · · · · ..... · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · · ... · · · · · · I 
I hat von mir 
I I ....................................... . 

ein Geschenkabonnement der liberalen drucksa­
chen übersechsAusgaben (DM 30,-)erhalten. Der! 
die Empfänger/in ist zur Abnahme weiterer Ausga­
ben nicht verpflichtet. Ein Scheck über DM 30,­
liegtbei. 

Datum 

Unterschrift 

Einsenden an: 
liberale drucksachen, Deutschhausstr. 31 
3550 Marburg 

Ich möchte die liberalen drucksachen mit einem 
Abonnement unterstützen. Ich nehme Ihre Garan­
tie zur Kenntnis, daß ich diese Bestellung innerhalb 
von 14 Tagen schriftlich wide"ufen kann 

Vorname, Name 

Straße 

Pi.i;O,t ... ·-· ..••...•........••...•........ 

Ich möchte ..... Werbeexemplare 
zum Stückpreis von DM 1,50 

Datum 

Unterschrift 

Einsenden an: 
liberale drucksachen, Deutschhausstr. 31 
3550 Marburg 


